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Dieter Mohrhart

Elternmitw -irkung  Mitverwaltung 
oder Miterziehung?

Anmerkungen zu einer notwendigen Diskussion

Die Mitwirkungsrechte der Eltern im Schulbe-
trieb seien heute mehr denn je ausgebaut und 
rechtlich abgesichert, bef

1

and Minister 
Schmude in der familienpolitischen Debatte 
des Bundestages im Januar dieses Jahres ). In 
seiner positiven (wenngleich nicht unkriti-
schen) Bilanz übersah Jürgen Schmude frei-
lich, daß Elternmitwirkung' heute nicht den 
Nutzen haben kann, den er sich von ihr er-
hofft: den Eltern verstehen zu helfen, was in 
der Schule gefordert wird, sie mitreden zu las-
sen, wenn es um schulische Bildungsangebote 
geht, und ihren Wunsch zu befriedigen, sich 
ein Bild vom Alltag der Schule ihrer Kinder 
machen zu können. Denn Elternmitwirkung 
heißt heute vor allem Mitverwaltung der 
Schule, Teilhabe an der Verwaltung (und Re-
paratur) einiger Rahmenbedingungen der 
schulischen Erziehungs- und Bildungsarbeit; 
die Schule schließt die Eltern von der Teilhabe 
an dieser Arbeit aus, die weiterhin Reservat 
des pädagogischen Personals und Domäne der 
„Fachleute" bleibt.
Im politisch-publizistischen Meinungs- und 
Konfliktfeld des letzten Jahrzehnts spielte die 
elterliche Schulmitwirkung eine untergeord-
nete Rolle, öffentliches Interesse fand die tra-
ditionsreiche Frage nach dem Verhältnis von 
„Eltern" und „Staat" vielmehr in drei soziopoli-
tischen Zusammenhängen:
— bei den Aktivitäten von Elterngruppen und 
-initiativen als Teil der „Bürgerinitiativbewe-
gung" (Meyer-Tasch);
— bei den Ansprüchen von Elternvereinen, 
die sich — oft als Allianzpartner einer breiten 
oppositionellen Koalition gegen das jeweilige 
Kultusministerium — in der Auseinanderset-
zung um curriculare und strukturelle Bil-
dungsreformen formierten;
— beim (vorläufig) weitgehend akzeptierten 
schulpolitischen Konsens, die Frage „Gesamt-

1) J. Schmude, Bildungspolitik ist immer auch Poli-
tik für die Familie, in: Informationen bildung Wis-
senschaft, 1—2/80 v. 21. 2. 80, S. 11 ff.

I. Einleitung

schule oder dreigliedrige Schule?" von der 
Antwort des sogenannten „Elternwillens" ab-
hängig zu machen.
Zumindest die letzten beiden Entwicklungen 
blieben für die Realität der institutionalisier-
ten Elternmitwirkung nicht ohne Bedeutung. 
Beide haben Geschichte — von den konfes-
sionspolitischen Kämpfen bis zur Auseinan-
dersetzung um die Integrierte Gesamtschule 
gilt die Formel, mit der die Inanspruchnahme 
„der Eltern" für diametral entgegengesetzte 
schulpolitische Ambitionen glossiert worden 
ist: „Auf beiden Seiten Elternrecht — für un-
sere Eltern!"2) Im bildungspolitischen Feld 
wird Elternmitwirkung gern unter dem 
Aspekt ihrer Instrumentalisierbarkeit gese-
hen: Wie können Elternvertretungen perso-
nell und programmatisch genutzt werden, um 
durch sie auf „die Eltern“ Einfluß zu nehmen? 
Die Renaissance dieser Strategie war in den 
siebziger Jahren ebenso unübersehbar wie die 
Neigung, „den Elternwillen" — eine empiri-
sche Fiktion — als politische Formel zu bemü-
hen, um jeweils die Legitimität der eigenen 
Position zu bekräftigen. Vernachlässigt wurde 
und wird dagegen die Frage, wie Elternmitwir-
kung in einer demokratischen Schulverfas-
sung organisiert und als „volkspädagogische 
Aufgabe" (Herzer) bewältigt werden kann.

2) J. Dolch, Das Elternrecht, Langensalza 1928,
S. 133.

Auch die zweite Phase der Schulverfassungs-
gesetzgebung der Nachkriegszeit, die mit der 
Verabschiedung des nordrhein-westfälischen 
Mitwirkungsgesetzes im Dezember 1977 zu 
Ende ging (die erste Phase läßt sich von An-
fang der fünfziger Jahre bis zur Verabschie-
dung des hessischen Mitbestimmungsgeset-
zes im Jahre 1958 datieren), hat die soziale und 
pädagogische Dimension der Elternmitwir-
kung kaum beachtet. Die Mitwirkung der El-
tern wurde vor allem als Gremienmitwirkung 
verstanden, diese Mitwirkung durch prozedu-
rale (und in ihrer Wirkung restriktive) Aufla- *



gen formalisiert und der erzieherische und 
fachliche Bereich weitgehend ausgeklammert. 
Nur in bemerkenswerten Ausnahmen (wie 
zum Teil in Hamburg) haben Schulen und 
Schulverwaltungen versucht, den Eltern erzie-
hungsnahe Mitwirkungschancen anzubieten 
und sie in die schulischen Bemühungen einzu-
beziehen.
Trotz des beträchtlichen politisch-publizisti-
schen Aufwandes im Vorfeld und im Verlauf 
der Schulverfassungsreformen und vielfältiger 
wissenschaftlicher Bemühungen3) hat sich im 
Schulalltag von Eltern und (Staats-) Schule und 
an der Elternmitwirkung als quantit ngli- 
geable in Schule und Schulverwaltung er-
staunlich wenig geändert; die (wie ein Euphe-
mismus der politischen Sprache es gern nennt) 
„Partnerschaft" zwischen Eltern und Schule, 
die — nimmt man die Formeln der Schulver-
fassungsbestimmungen beim Wort — durch 
die institutionalisierte Elternmitwirkung ge-
fördert werden soll, findet nur in Ansätzen 
statt. Diese Mitwirkung bleibt aber pädago-
gisch steril, wenn Schule und Schulverwaltung 
die erzieherische Inkompetenz und das schu-
lische Desinteresse vieler Eltern nicht als poli-
tische (also als öffentliche, das Gemeinwesen 
betreffende) Herausforderung verstehen und 
sich um die Aktivierung der elterlichen An-
teilnahme am Schulkind und an der Schule als 
„Weg des Kindes" (Langeveld) bemühen. Dies 
ist eines der Ergebnisse des folgenden Bei-
trags, der sich als erste Problemorientierung 
und kritisches Resümee einiger Entwicklungs-
linien und Tendenzen versteht. Er berücksich-
tigt nur die Elternmitwirkung in der Staats-
schule4), und er konzentriert sich auf ,die El-

3) Vgl. als Literaturübersicht für die letzten Jahre 
v. Verf., Neuerscheinungen zum Thema .Elternbil-
dung und Elternmitarbeit' in: Die Deutsche 
Schule 70 (1978), S. 382 ff.; ferner ders., Elternmitwir-
kung in der Bundesrepublik, Frankfurt/Bern 1979; R. 
W. Keck (Hrsg.), Kooperation Elternhaus-Schule, 
Bad Heilbrunn 1979; H. Susteck, Eltern und Lehrer 
als Erziehungspartner, Essen 1979. Praktische Hil-
fen und Ratschläge für Eltern(vertreter) ,vor Ort' ge-
ben die verständlich geschriebenen und anspre-
chend aufgemachten Taschenbücher von H. Dau- 
ber/H. Weber, Eltern aktiv. Handbuch für eine hu-
mane Schule, Reinbek 1976 (= rororo 6993); H. Spei-
chert, Umgang mit der Schule. Taktik der kleinen 
Schritte zur Humanisierung des Unterrichts. Ein El-
tern-Handbuch, Reinbek 1978 (= rororo-Sachbuch 
7150); N. Huppertz, Wie Lehrer und Eltern Zusam-
menarbeiten. Ein methodischer Leitfaden für Ko-
operation und Kommunikation in der Schule, Frei-
burg 1979 (= Herder-TB).
4) Zur Elternmitwirkung in den sogenannten Freien 
Schulen vgl. zusammenfassend U. Sandfuchs, Eltern 
in der .Schulgemeinde' — untersucht am Beispiel 
der Jena-Plan-Schule, Waldorfschule und Free 
School, in: Keck, a. a. O. (Anm. 3), S. 61 ff. — Ausge-
spart bleibt im folgenden Beitrag auch das Sonder-
problem des Verhältnisses von ausländischen El-

tern und deutscher Schule; es ist zu gewichtig und 
zu komplex, um nur en passant behandelt zu wer-
den, zumal die Zahl der Vorarbeiten gering ist. Vgl. 
für die Rechtsfragen: B. Huber, Elternvertretungs-
recht für Ausländer, in: Recht der Jugend und der 
Bildung 24 (1976), S. 219L, und für die Schulpraxis: I. 
Strutz, Arbeit mit ausländischen Eltern, in: Wester-
manns Pädagogische Beiträge 31 (1979), S. 148 ff. Daß 
die Mitwirkungsansprüche und -chancen ausländi-
scher Eltern im Rahmen der Schulverfassung auch 
im politischen Raum als lösungsbedürftiges Pro-
blem gesehen werden, zeigt die aktuelle hessische 
Diskussion über die Änderung des Mitbestim-
mungsgesetzes (s. B. Jasper, Mitbestimmung der El-
tern wird gestärkt, in: Frankfurter Rundschau 
v. 3. 5. 1980).
5) Zu diesem (vernachlässigten) Aspekt überzeu-
gend H. Frohn, Die Zusammenarbeit von Eltern und 
Lehrern, in: P. Büchner (Hrsg.), Die Eltern und die 
Schule, München 1976, S. 85 ff. (105 ff.). Dazu auch 
„Internat. Jahr des Kindes 1979". Programm der na-
tionalen Kommission der Bundesrepublik Deutsch-
land (Kurzfassung/Dez. 1978), S. 12: „Den Lehrern 
muß ... Zeit eingeräumt werden, einen engen Kon-
takt zu den Familien der Schüler zu halten." Für em-
pirisches Material zur Überbeanspruchung von Leh-
rern und deren Konsequenz für das Verhältnis der 
Lehrer zu den Eltern s. die vom saarländischen Kul-
tusministerium herausgegebene Schüler-Enquete 
„Streß in der Schule", Saarbrücken 1977, S. 59ff.

tern’, klammert also Lehrer und Schüler, die in 
der Mitwirkungsdiskussion einer gesonderten 
Erörterung bedürften, aus dem Gang der Ar-
gumentation aus.
Eine Bemerkung zum Verhältnis der Lehrer 
zur Elternmitwirkung ist aber unerläßlich. Die 
gängige Kritik in Teilen der Elternschaft und 
ab und an in der .veröffentlichten Meinung', 
Lehrer seien nicht oder zu wenig an Elternmit-
wirkung .interessiert', ist so lange nicht hilf-
reich, wie nicht gefragt wird, welche Hilfen 
und Anreize dem Lehrer gegeben werden kön-
nen, sich für diese Mitwirkung ,zu interessie-
ren'. Die Zusammenarbeit mit den Eltern (sei 
es mit einzelnen Müttern oder Vätern, mit der 
Klassenelternschaft oder mit dem Elternbei-
rat) kostet zusätzlich Kraft und Zeit. Aber Leh-
rer sind Arbeitnehmer, die sich voll ausgela-
stet fühlen (und es auch sind) und für die El-
ternmitwirkung oft unbezahlte Mehrarbeit ist. 
Die Mitwirkung der Eltern, die politisch wirk-
lich gewollt und nicht nur proklamiert wird, 
braucht eine materielle Basis, und das heißt 
auch: sie muß in der Schulorganisation und im 
Lehrdeputat berücksichtigt werden5).
Der folgende Überblick zeichnet zunächst 
einige Entwicklungslinien der Problemge-
schichte nach und fragt nach Begründungen 
der Elternmitwirkung. Er skizziert dann die 
Rechts- und Organisationsstruktur der Mit-
wirkung, diskutiert anhand einiger empiri-
scher Arbeiten die Aktivitäten von Elternver-
tretungen, greift die Schichtproblematik (die 
sozialstrukturellen Einseitigkeiten) der El-



ternmitwirkung auf und geht auf das (vernach-
lässigte) Verhältnis von Elternmitwirkung und 
Elternbildung ein. Dieser Beitrag plädiert da-
für, reformpädagogische Traditionen und die 
Resultate der neueren Lern- und Sozialisa-
tionsforschung für die elternpädagogische In-

terpretation der Elternmitwirkung zu nutzen. 
In ihr sieht er eine der Bedingungen der Mög-
lichkeit, die Isolierung der pädagogisch oft ste-
rilen institutionalisierten Elternmitwirkung 
vom Erziehungs- und Lerngeschehen der 
Schule aufzubrechen.

Zur Problemgeschichte und Begründung 
der Elternmitwirkung

In der deutschen Problemgeschichte der El-
ternmitwirkung lassen sich zwei Begrün-
dungskomplexe grob gegeneinander abgren-
zen:

1. Elternmitwirkung als Form und Möglichkeit 
staatsbürgerlichen Entgagements: Mitwir-
kung wird als politisch-administrative Teil-
habe der (durch den Schulbesuch ihrer Kinder) 
Betroffenen als Bürger an der Schule (als Teil 
der staatlichen Verwaltung) verstanden. In hi-
storischer Sicht muß diese Mitwirkungsforde-
rung und -gewährung in den Kontext des Ver-
hältnisses von Bürger und Staat, in systemati-
scher Sicht in die Demokratisierungs- und Par-
tizipationsdiskussion eingeordnet werden.

2. Elternmitwirkung als erziehungs- und sozia-
lisationspraktisch begründetes und sozial- und 
gesellschaftspolitisch erstrebenswertes Postu-
lat: Mitwirkung wird hier verstanden als erzie-
herische Teilhabe der Betroffenen als Eltern 
an der Schule als dem „Weg des Kindes" (Lan- 
geveld). Diese Argumentation ist Teil der tra-
ditionsreichen Bemühungen, das Verhältnis 
von Eltern und (Staats-)Schule „zu pädagogisie- 
ren“.

Elternmitwirkung als Mitverwaltung

Man muß sich das Verhältnis von Eltern und 
Schule in der neueren deutschen Dogmen- 
und Realgeschichte des Bildungswesens ver-
gegenwärtigen, um verstehen zu können, daß 
die Forderung, Schule und Schulverwaltung 
müßten dem Bedürfnis der am meisten betrof-
fenen Bürger — der Eltern — nach Mitarbeit 
und Widerspruch, nach Anregung und Kritik 
Raum gewähren, lange Zeit ohne schul- und 
rechtspraktisches Gewicht blieb. Die Staats-
schule war als institutionalisierter „Sonder-
raum" gegen ,die Eltern' durchgesetzt worden. 
Schule sollte nicht mehr annexum religionis 
oder Hilfsanstalt der Familie sein (ein wichti-
ges Datum ist hier das Allgemeine Preußische

II. Warum sollen Eltern mitwirken?

Landrecht von 17946)). Pädagogische Pro-
gramme bemühten sich um die Begrün-
dung eines aus der Lebenswelt der Erwachse-
nen ausgelagerten Erziehungsraumes („der 
Schule") und die „veranstaltlichte" Erziehung 
errichtete normative und institutionelle Bar-
rieren gegenüber der Familie, die die Schule 
als bürokratisch-professionelle Organisation 
gegen familiär-private" Einflüsse abschirmten. 
Dabei verband sich im 19. Jahrhundert die äl-
tere kulturelle Mission des „Policeystaates" 
des 18. Jahrhunderts mit einer vergröbernden 
Hegel-Interpretation, die Hegels Diktum vom 
„Zweck des Staates (als) das allgemeine Inter-
esse als solches"7) und seine Betonung der be-
sonderen Würde und Objektivität des Staates 
auf das Verhältnis von Staatsschule und Ge-
sellschaft übertrug. Dieser deutsche „Staats-
traditionalismus" (Bracher)8) prägte nach-
drücklich das Verhältnis von Eltern und 
Schule: Eltern waren „Gesellschaft", die Ver-
körperung des Besonderen, denen der Staat 
als Inkarnation des Allgemeinen gegenüber-
trat. Rudimentäre Formen der institutionali-
sierten Mitwirkung der Eltern (als Bürger) hat-
ten keine praktische Bedeutung. Die Schule 
war eine strikt obrigkeitliche Veranstaltung, 
zu der die Eltern nicht anders als zu jeder an-
deren Verwaltungsbehörde standen.

6) Ausführlich zur schul- und erziehungstheoreti-
schen Diskussion im Umkreis des ALR: K. J. Kreu-
zer, Das Verhältnis von Elternhaus und Schule un-
ter besonderer Berücksichtigung einer Mitwirkung 
der Eltern in der Schule, Diss. Essen 1977, S. 45 ff.; 
zur Epoche: W. Roessler, Die Entstehung des mo-
dernen Bildungswesens in Deutschland, Stuttgart 
1961. Zur Diskussion des Verhältnisses Eltern — 
Schule im 19. Jahrhundert, Dolch a. a. O. (Anm. 2) 
und F. Blättner, Das Elternrecht und die Schule, 
Leipzig 1927. Hinweise zur Sozialgeschichte dieses 
Verhältnisses bei M. du Bois-Reymond, Verkehrs-
formen zwischen Elternhaus und Schule, Frank- 
furt/M 1977, S. 61 ff.
7) G. W. F. Hegel, Grundlinien der Philosophie des 
Rechts, hrsg. von H. Reichelt, Frankfurt 1972, 
§270.
8) K. D. Bracher, Staatsbegriff und Demokratie in
Deutschland, in: M. Greiffenhagen (Hrsg.), Demo-
kratisierung in Staat und Gesellschaft, München
1973, S. 73 ff.

Nun war diese herrschaftlich-bürokratische 
Praxis in Schule und Schulverwaltung (die 



sich rechtsgeschichtlich im „besonderen Ge- 
waltverhältnis", organisationsgeschichtlich im 
Institut der Schulaufsicht konkretisierte) nie 
unbestritten. Die Zahl der Plädoyers für die 
Beteiligung der Eltern an der Verwaltung der 
Schule ist Legion. Wirkungsgeschichtlich be-
sonders interessant ist das Konzept F. W. 
Dörpfelds (1824—1893), der auch die pädagogi-
sche Dimension der Mitwirkung in seinen 
Überlegungen bedenkt. Zu den „Grundgebre-
chen der hergebrachten Schulverfassungen" 
gehören für ihn die „bürokratische Form des 
Schulregiments"; deshalb forderte er die „ange-
messene Vertretung aller Schulinteressenten 
neben den wichtigsten Organen der Verwal-
tung". Dörpfeld verstand die Schule als „Ge-
nossenschaft von Familien zur gemeinsamen 
Erziehung ihrer Kinder"9), und in der Schul-
verwaltung sollten als „Schulinteressenten" 
Staat, Kirche, bürgerliche Gemeinde, Eltern 
und Lehrer Zusammenwirken.

12) Abgedruckt u. a. in: H. Kloss (Hrsg.), Mitverwal-
tungsrecht der Lehrer und Laien im südwestdeut-
schen Schulwesen, Stuttgart 1951, S. 147f.; zum Er-
laß und seiner Geschichte im einzelnen Blättner, 
a. a. O. (Anm. 6), S. 66 ff., und bes. L. Wagner-Winter-
hager, Schule und Eltern in der Weimarer Republik, 
Weinheim/Basel 1979, S. 108ff.
13) Für die Rechtslage in den Ländern s. F. Varren- 
trapp, Elternbeirat und Elternbeiratswahlen. Die 
grundlegenden amtlichen Bestimmungen, Berlin 
1924; Heilmann, Elternbeiräte, in: Pädagogisches 
Lexikon, hrsg. von H. Schwartz, Bielefeld/Leipzig 
1928, Bd. I, Sp. 1070 ff.
14) G. Wolff, Die rechtlichen Beziehungen der 
Schule zu Familie, Gemeinde, Kirche und Staat, in: 
H. Nohl/L. Pallat (Hrsg.), Handbuch der Pädagogik 
IV: Die Theorie der Schule und der Schulaufbau, 
Langensalza 1928, S. 48 ff.

Dörpfelds Schriften fanden breite Resonanz. 
Ihr Tenor traf sich mit der reformpädagogi-
schen Kritik an der „verwalteten" Schule, in 
der sich Eltern und Lehrer „fremd und kalt" ge-
genüberständen und „nur auf geschäftsmäßi-
gem Wege Notiz voneinander"10 ) nähmen. Die 
Kritik am „Bürokratismus“ (Wolgast) verband 
sich in liberal- und sozialdemokratischen 
Kreisen mit der Forderung nach verantwortli-
cher Beteiligung der Eltern an der Schule. (So 
forderte das Schulprogramm der Hamburger 
Sozialdemokratie von 1906 „direkte Wahl von 
Eltern in alle Instanzen der Schulverwaltung", 
und die Deutsche Lehrerversammlung in 
Straßburg regte 1910 an: „Lehrer und Eltern 
werden als die tragenden und fördernden 
Kräfte des Schulwesens zu kollegialisch be-
schließenden Selbstverwaltungskörperschaf-
ten organisiert."11 )) Ein historischer Schritt auf 
dem Wege zur Elternmitwirkung in der 
Staatsschule war der Elternbeirats-Erlaß des 
preußischen Kultusministeriums vom 5. No-
vember 1919: Der Elternbeirat „soll der Förde-
rung und Vertiefung der Beziehungen zwi-
schen Schule und Haus dienen und den Eltern

9) F. W. Dörpfeld, Die drei Grundgebrechen der her-
gebrachten Schulverfassungen (1868), hrsg. von A. 
Reble, Bad Heilbrunn 1961, S. 8 ff., 61 f.; zu Dörpfeld s. 
Kreuzer, a. a. O. (Anm. 6); K.-H. Beeck, Das Selbst-
verwaltungsprinzip bei Friedrich Wilhelm Dörpfeld, 
in: Pädagogische Rundschau 31 (1977), S. 751 ff.; W. 
Potthoff, Die Idee der Schulgemeinde. Vorstellun-
gen zur genossenschaftlichen Selbstverwaltung im 
19. Jahrhundert, Heidelberg 1971, S. 50 ff.
10) A. Lomberg, Elternabende, in: Encyklopädisches 
Handbuch der Pädagogik, hrsg. von W. Rein, Lan-
gensalza 1904 , Bd. II, S. 382 ff. (383).2
11) Zit. bei H. Milberg, Schulpolitik in der pluralisti-
schen Gesellschaft. Die politischen und sozialen 
Aspekte der Schulreform in Hamburg 1890—1935, 
Hamburg 1970, S. 423 (Anm. 32) bzw. S. 61. 

wie der Schule die Arbeit miteinander und 
den Einfluß aufeinander gewährleisten"12 ).
Solche und ähnliche Texte umschreiben die 
Aufgaben der institutionalisierten Elternmit-
wirkung von Weimar bis heute. Für das Ver-
ständnis des Erlasses ist es wichtig, daß sich in 
ihm auch die reformpädagogische Forderung 
niederschlug (auf die unten einzugehen sein 
wird), Elternmitwirkung als erzieherische Teil-
habe zu verstehen. Der Erlaß, dem ähnliche in 
anderen deutschen Ländern folgten, war ein 
Kompromiß zwischen den rätedemokratisch 
radikalisierten Selbstverwaltungsforderun-
gen, dem reformpädagogischen Gedanken, 
Schule auch als elternpädagogische Institu-
tion zu verstehen und Eltern an der schuli-
schen Arbeit zu beteiligen, und den Ansprü-
chen der Schulverwaltungen, die Elternmit-
wirkung auf marginale Bereiche beschränkt 
sehen wollten und deren am traditionellen 
Verhältnis von Eltern und Schule orientierte 
Problemsicht sich in den folgenden Jahren 
wieder durchsetzte. Selbst in den mitwir-
kungspolitisch fortschrittlichsten Ländern 
(wie Hamburg, Mecklenburg-Schwerin, Sach-
sen und Thüringen)13 ) scheint das Miterzie-
hungsrecht der Eltern — ihre behutsame Ein-
beziehung in die pädagogische und Unter-
richtsarbeit der Schule — in der Praxis von 
Verwaltungs- und schulpflegerischen Aufga-
ben überlagert und verdrängt worden zu sein 
— eine Entwicklung, die sich nach 1946 erneut 
feststellen läßt. Ein Beobachter urteilte 1928 
über die Arbeit der Elternvertretungen: „Die 
Elternbeiräte haben nach übereinstimmen-
dem Urteil aller Beteiligten das ihnen ge-
steckte Ziel nicht erreicht. Sie sind an vielen 
Schulen eingeschlafen, die Beteiligung der El-
tern hat mehr und mehr nachgelassen ...; die 
Lehrerschaft weiß von tatsächlicher und se-
gensreicher Mitarbeit der Elternbeiräte nur in 
besonderen Fällen zu berichten."14 )
Auch nach 1945 lebte die Kritik an der herr-
schaftlich verfaßten und bürokratisch organi-



sierten Schule wieder auf, assistiert von der 
Direktive Nr. 54, die der Alliierte Kontrollrat 
im Sommer 1947 formuliert hatte: „Für eine 
wirksame Beteiligung des Volkes an der 
Schulreform, der Organisation und Verwal-
tung des Schulwesens ist in vollem Umfang 
Rechnung zu tragen."15 ) Trotz intensiver publi-
zistischer Debatten und regionaler Experi-
mente im Anschluß an die Direktive und im 
Rückgriff auf deutsche Selbstverwaltungsmo-
delle16 ) ging die schulrechtliche und -prakti-
sche Entwicklung erneut den Weg Weimars: 
In die Schulen und Schulverwaltungen wur-
den Elternvertretungen integriert, die, wie ein 
Autor schon 1950 gemutmaßt hatte, wiederum 
kaum einen Beitrag zur „Entfaltung pädagogi-
schen Lebens in der Elternschaft"17 ) leisten 
konnten. Nach 1965 wurde die Kritik an der 
zentralistischen Staatsschule und an den man-
gelnden Beteiligungschancen der Lehrer, 
Schüler und Eltern unter dem Titel „Demokra-
tisierung der Schule" erneut vehement aufge-
griffen (wobei die Demokratisierungsdiskus-
sion zunächst unübersehbare elternkritische 
Akzente hatte: Eltern schienen unaufgeklärt 
und reformhemmend). Diese Diskussion, die 
eine Flut von Programmen, Polemiken und Er-
örterungen produzierte18 ), mündete in die 
zweite Phase der Schulverfassungsgesetzge-
bung der Nachkriegszeit. Die Schulverfas-
sungsdebatte orientierte sich zunächst an den 
hochschulpolitischen Kontroversen und 
stellte die Frage nach der gruppen- und paritä-
tenrechtlichen Struktur der künftigen schuli-
schen Entscheidungsgremien in den Vorder-
grund. Diese verengte Problemperspektive 
war für die Bemühungen nach 1970 charakte-
ristisch: Zwar fand die Forderung, Eltern an 
der Schule mitwirken zu lassen, bald breite 
Zustimmung, doch wurde der Frage nach den 
Modalitäten und Prozeduren weit mehr Auf-
merksamkeit geschenkt als der nach den Be-
reichen und Aufgaben dieser Mitwirkung. Die 
Kritik am „substanzlosen Formalismus" (Ne-
vermann) bringt das Ergebnis der Schulverfas-
sungsdebatte auf eine pointierte Formel.

15) Direktive Nr. 54 v. 25. 6. 47, Satz 10, abgedruckt 
in: R. Ulsdörfer (Hrsg.), Die Geschichte des Gymna-
siums seit 1945, Heidelberg 1967, S. 10f.
16) S. H. Kloss, Lehrer, Eltern, Schulgemeinden, 
Stuttgart/Köln 1949, S. 72 ff. (Kloss' Arbeit ist noch 
immer der wichtigste Überblick über zentrale Ent-
wicklungslinien der deutschen Selbstverwaltungs-
geschichte bis 1948.)
17) K. Brobst (i. e. H. Kloss), Um Mitverwaltung und 
Selbstverwaltung, um Elternrecht und Erzieher-
recht, in: Die Kommenden Jhg. 1950, H. 15, S. 3.
18) Vgl. für viele V. Lenhart, Diskussion über die 
Schulreform in der BRD, Frankfurt/M 1972, und 
ders. (Hrsg.), Demokratisierung der Schule, Frank-
furt/M. 1972.

19) Problematisch im doppelten Sinn: im Sozialisa-
tionspraktischen (auch Schule „erzieht": durch ihre 
institutioneilen Arrangements, ihre Selbstdarstel-
lung etc.) und im Bildungspolitischen: die .Arbeits-
teilung' (die Schule lehrt, das Haus erzieht) prämiert 
die familiale Sozialisations- und Erziehungskapazi-
tät, die ,Nähe' der Familie zur Schule etc. — ein Pro-
blemfeld, dessen praktische und theoretische Di-
mension seit den 60iger Jahren unter dem Stichwort 
.Chancenungleichheit' diskutiert wird. Zur zeitge-
nössischen erziehungs- und staatstheoretischen 
Rechtfertigung dieser .Arbeitsteilung' s. W. Roess- 
ler, Der Einfluß Hegels auf das Schulwesen im 
19. Jahrhundert, in: Erkenntnis und Verantwortung. 
Festschrift für Th. Litt, hrsg. v. J. Derbolav/F. Nico- 
lin, Düsseldorf 1960, S. 434 ff.
20) H. Nohl, Die pädagogische Bewegung in 
Deutschland und ihre Theorie, Frankfurt 19636, 
S. 127.
21) F. Paulsen, Das deutsche Bildungswesen in sei-
ner geschichtlichen Entwicklung, Leipzig 19092, 
S. 169.

Elternmitwirkung als Miterziehung
Pädagogisch produktiver und letztlich poli-
tisch gewichtiger als das Verständnis der El-
ternmitwirkung als politisch-administrative 
Teilhabe ist ihre Interpretation als erzieheri-
sche Teilhabe der Eltern als Eltern. Die Staats-
schultradition des 19.  Jahrhunderts hatte die 
Eltern aus der Schule ausgeschlossen. In der 
Schule wurde das Kind zum „Schüler", der den 
Werten und Regeln der Anstalt unterworfen 
war. Die Zuständigkeiten zwischen Haus und 
Schule waren abgegrenzt, die Einflußsphären 
durch eine problematische19) „Arbeitsteilung" 
markiert: Die Schule war für die „Gesinnung" 
im politischen Raum („Staatspädagogik") und 
für den „Unterricht der Jugend in nützlichen 
Kenntnissen" (§ 1 des Allg. Preußischen Land-
rechts) zuständig, die Eltern dagegen für die 
„sittliche" Erziehung. Diese Abgrenzung der 
Erziehungsfelder, die nur auf „geschäftsmäßi-
gem Wege" (A. Lomberg 1908) voneinander 
Notiz nahmen, beruhte auf spezifischen Denk-
voraussetzungen: einem statischen („erbtheo-
retischen") Begabungsbegriff, der Überschät-
zung der Relevanz der Schule für das kindli-
che Lernschicksal (was historisch mit der Qua-
si-Monopolisierung des Lernens durch die 
Schule erklärbar sein könnte), der Interpreta-
tion der Schule als ,Lernschule', die „das Kind 
(als) das willenlose Geschöpf" (Nohl) sieht, dem 
es die Gehalte der „objektiven Kultur" zu ver-
mitteln gelte20 ), und einer ungebrochenen 
Schulautorität, deren Fachkompetenz unbe-
zweifelt war und der die elterliche Laienpäd-
agogik — sofern sie in der Schule Gehör bean-
spruchte — als Gefährdung des Schulerfolgs 
und Störung des Schul„betriebs" galt. Unzu-
länglichkeiten der familialen Sozialisation, die 
den Pädagogen zunehmend bewußt wurden, 
verstärkten den professionell-bürokratischen 
Charakter der Schule. Das Haus verliere „an 
erziehlicher Kraft", bemerkte F. Paulsen21 ), 



und die Schule bemühte sich, den „Erziehungs- 
verlust" der Familie durch veränderte schuli-
sche Arrangements und die Verlängerung der 
Schulzeit zu kompensieren. Sie schätzte die 
Mitwirkungsfähigkeit der Familie gering ein, 
deren Interesse am „Schul"kind zu wecken 
Schulverwaltung und Schule nicht als ihre 
Aufgabe ansahen.

Das Argument der Reformpädagogik
Dieses Selbstverständnis der Schule und ihre 
Distanz zum „anderen Erzieher", den Eltern, 
kritisierte die Reformpädagogik. Sie dachte 
nicht von der Wissensvermittlung, sondern 
von der „Individuallage" (Pestalozzi) des Kin-
des und seiner Sozialisationsgeschichte her. 
Ihr Augenmerk war nicht auf die Abgrenzung, 
sondern auf die Gemeinsamkeit der Erzie-
hungsfelder gerichtet. Sie orientierte sich an 
einem dynamischen („milieutheoretischen") 
Begabungsbegriff, der das Kind „in seinem 
eigenen spontanen produktiven Leben" (Nohl) 
sah, und seinem häuslichen .Umfeld', das sie 
als konstitutive Lernbedingung begriff, ihm 
besondere Aufmerksamkeit schenkte und des-
halb den Kontakt zu den Eltern suchte. Pro-
grammatisch dazu H. Gaudig: „Der Verkehr 
des Elternhauses mit der Schule krankt... am 
Mangel an Kontinuität und ... am Mangel der 
.Totalität' des Interesses ... Schule und Eltern-
haus müssen bei jedem Kind von Anfang an 
und dauernd ... in Verbindung bleiben, und 
die Verständigung über das Kind muß das 
Kind in der Totalität seiner Lebenserschei-
nungen umfassen ... der Verkehr der Schule 
und des Elternhauses muß eine Geschichte ha-
ben, die der Geschichte der kindlichen Ent-
wicklung entspricht" 2). In dieser Sicht ist das 
Interesse der Eltern am schulischen Leben die 
wichtigste Bedingung der Möglichkeit des Er- 
ziehungs- und Lernerfolgs der Schule. Durch 
die schulische Mitwirkung der Eltern sollte 
ihr erzieherisches Interesse stimuliert wer-
den. Dieses Interesse anzuregen und zu för-
dern war Aufgabe der Lehrer und anderer „in-
teressierter" Eltern, wobei der Elternrat orga-
nisatorische und elternpädagogische Hilfen 
leisten sollte — eine Sicht, die den schroffen 
Gegensatz zwischen ,Laien' und .Fachleuten' 
relativierte.

22) H. Gaudig, Die Schule im Dienste der werdenden 
Persönlichkeit, Leipzig 19222, S. 21. Zur Geschichte 
und Bedeutung der Reformpädagogik, einer extrem 
vielfältigen und z. T. widersprüchlichen kultur- und 
pädagogikgeschichtlich hochinteressanten Strö-
mung vgl. Nohl, a. a. O. (Anm. 20), W. Scheibe, Die 
Reformpädagogische Bewegung 1900—1932, Wein-
heim 1969.

23) Hier ist v. a. auf die Arbeiten K. Schleichers hin-
zuweisen, der in der neueren Diskussion als erster 
nachdrücklich auf diese sozialisationstheoretischen 
Zusammenhänge aufmerksam gemacht hat; vgl. bes. 
.Elternmitwirkung in der Eingangsstufe des Primar- 
bereichs (Notwendigkeiten und Voraussetzungen, 
Hemmnisse und Möglichkeiten)', in: Die Eingangs-
stufe des Primarbereichs, Bd. 3: Perspektiven und 
Modelle, Stutgart 1975, S. 231 ff. (= Deutscher Bil-
dungsrat: Gutachten und Studien der Bildungskom-
mission Bd. 49); Familienbildung, Düsseldorf 1977; 
Standortbestimmung der Familienbildung als politi-
scher Bildung, in: B. Claußen (Hrsg.), Elternbildung 
als Aufgabe politischer Bildung, Bonn 1979, S. 51 ff. 
(= Schriftenreihe der Bundeszentrale für polit. Bil-
dung Bd. 145).

Diese elternfreundliche Einstellung, die die 
Anteilnahme der Eltern wecken und fördern 

will und das Schulschicksal des Kindes als ge-
meinsame Herausforderung für Schule und 
Haus begreift, schlug sich in der schul- und 
rechtspraktischen Ausgestaltung der Eltern-
mitwirkung kaum nieder. Das gilt auch für die 
Diskussion nach 1967. Kennzeichnend für die 
erste Reformphase im Anschluß an G. Pichts 
Kassandrarufe war eine sehr optimistische 
Einschätzung der „chancenausgleichenden" 
Möglichkeiten öffentlicher Erziehung und 
eine pessimistische Sicht des elterlichen Bil- 
dungs- und Mitwirkungsinteresses. Die 
Staatsschule suchte deshalb erneut mit insti-
tutioneilen Mitteln die soziale .Vererbung' der 
Ungleichheit, also die familien- und schicht-
spezifischen Unterschiede in schulerfolgsrele-
vanten Aspirationen und Fähigkeiten, durch 
politisch arrangierte Lernumwelten zu arran-
gieren. Das reformpolitische Engagement kon-
zentrierte sich auf verbesserte curriculare und 
didaktische Angebote und auf die Expansion 
der institutionalisierten Bildung, die die Unzu-
länglichkeiten der familialen Erziehung und 
Sozialisation zu „kompensieren" suchte.

Das Argument der Sozialisationsforschung
Diese zunächst dominante Problemsicht stieß 
in dem Maße auf Skepsis, in dem
— die Internationalisierung der sozialisations-
theoretischen Forschungen auf (der Reform-
pädagogik und vielen Schulpraktikern weitge-
hend bekannte, im öffentlichen Bildungsbe-
wußtsein aber verschüttete) Gesichtspunkte 
wie die Bedeutung der Wertorientierungen 
der Eltern, der familialen Erziehungspraxis 
und des familialen .Klimas' für die Entwick-
lung des kindlichen Selbstbewußtseins, seiner 
Leistungsmotivation und seiner .Schulorien-
tierung' aufmerksam machte23 );
— sich die Ineffizienz antifamilialer Pro-
gramme der „kompensatorischen" Erziehung 
zeigte und groß angelegte Untersuchungen 
(Coleman-Report, Jencks-Report) darauf hin-
wiesen, „daß die Unterschiede dessen, was 
Kinder in der Schule lernen, größtenteils von 



den Unterschieden dessen abhängen, was sie 
in die Schule mitbringen — nicht aber von den 
Unterschieden dessen, was Schulen bieten"24 ), 
und sich so

24) Chr. Jencks u. a„ Chancengleichheit, Reinbek 
1973, S. 87 (Inequality - A Reassessment of the Ef-
fekt of Familiy and Schooling in America, New York 
1972). — Schleicher resümiert seine Sekundärana-
lyse angelsächsischer Längsschnittsuntersuchun-
gen mit dem Hinweis, das Bildungsinteresse der El-
tern wirke sich auf die Steigerung der kindlichen 
Testleistung stärker aus als andere Umweltfaktoren 
(wie Familiengröße, Lebensstandard oder Schulqua-
lität). Die Relevanz häuslich-familiärer Einflüsse auf 
schulische Leistungen wird auch durch die bei 
Schleicher diskutierten IEA-Vergleichsstudien als 
interkulturelles Phänomen belegt: „Herrschende 
Ansicht der Einzelstudien ist, daß der häusliche 
Hintergrund für die schulischen Leistungen (im Al-
ter von 10 und 14 Jahren) wesentlicher ist als die 
Schulvariablen und daß einzelne Schulvariablen nur 
geringen Einfluß auf die Lernleistungen haben" 
(Schleicher [1975] a. a. O./Anm. 23, S. 242.) — Die 
IEA-Studien („International Evaluation of Achieve- 
ment") sind die bisher umfangreichste interkultu-
relle Vergleichsanalyse, die seit 1967 unter der

UNESCO-Schirmherrschaft in 21 Ländern und 
sechs Schulfächern durchgeführt wurde. Im einzel-
nen dazu G. Loose, Die IEA-Studien: Interkulturel-
ler Vergleich über Beziehungen von Schulleistun-
gen und familialer Sozialisation, in: Interaktion und 
Organisation in pädagogischen Feldern, Weinheim/ 
Basel 1977, S. 327 ff. ( = 13. Beiheft der Zeitschrift für 
Pädagogik). Zur Frage der familialen Erziehungsum-
welt für Schule und Lernleistung s. zusammenfas-
send III. Familienbericht (Bericht der Sachverstän-
digenkommission): Deutscher Bundestag Drs. 8/ 
3121 v. 20. 8. 1979, S. 84.
25) O. Preuß, Probleme und Möglichkeiten eines 
veränderten Verhältnisses zwischen Elternhaus 
und Schule als Aufgabe der Lehrerbildung, in: 
K. Schleicher (Hrsg.), Elternmitsprache und Eltern-
bildung, Düsseldorf 1973, S. 105 ff. Überzeugend 
dazu auch H. Frohn, Kooperation mit den Eltern: 
Chance für einen demokratischen Unterricht, in: be-
trifft: erziehung 5 (1972), S. 36 ff.
26) J. Kob, Soziologische Theorie der Erziehung, 
Stuttgart 1976, S. 93.

— Zweifel an der Wirksamkeit schulischer In-
terventionen gegenüber außerschulisch aufge-
bauten und normativ stabilisierten Lern- und 
Sozialerfahrungen mehrten.
Durch die sozialisationstheoretisch und päd-
agogisch begründete und sozial- und gesell-
schaftspolitisch motivierte Kritik an der Effi-
zienz und sozialen Qualität institutionalisier-
ter Bildung rückt das Verhältnis von Eltern 
und Schule in eine Perspektive, die in vielem 
der Sicht der Reformpädagogik nahekommt. 
Erneut wird gefordert, die Schule müsse sich 
zum kindlichen Erfahrungsraum hin öffnen, 
und die Kooperation zwischen Eltern und 
Schule gilt als unerläßlicher Beitrag zur „Päd- 
agogisierung der Bemühungen um die Chan-
cengleichheit" (Schleicher). Damit wird auch 
das Interesse der Eltern an der Schule neu be-
wertet. Um dieses Interesse müssen sich 
Schulverwaltung und Schule bemühen, weil 
— der Erziehungs- und Lernerfolg der Schule 
maßgeblich von der „Anteilnahme" der Eltern 
abhängt, die die kindliche Leistungsmotiva-
tion induziert und stabilisiert;
— curriculare und didaktische Innovationen, 

die mit familialen Erziehungsleitbildern und 
-Stilen und Bildungserwartungen kollidieren, 
ohne die „interessierte" Reflexion der Eltern 
beim Kind zu Orientierungs- und Verhaltens-
konflikten führen können. Es ist zu berück-
sichtigen, daß emanzipatorischer Unterricht 
niemals .gegen' das Elternhaus Erfolg haben 
kann"25 );
— die gesellschaftliche Isolierung der Schule 
und die ihr „inhärente Neigung zur Hypertro-
phie“ (Kob)26 ) durch die aktive Teilnahme in-
teressierter und zu interessierender Laien (der 
Eltern) relativiert werden kann.

Dieser komplexe Begründungszusammen-
hang wurde in der schulpolitischen Diskus-
sion um die Elternmitwirkung extrem ver-
kürzt rezipiert. Die Mitwirkung der Eltern galt 
vor allem als schulverfassungsstrukturelles 
Problem, das durch die Neudefinition der 
rechtlichen und organisatorischen Modalitä-
ten der schulischen Willensbildungs- und Ent-
scheidungsfindung gelöst werden könnte. Die 
folgende Analyse der rechts- und organisa-
tionspraktischen Ausgestaltung der Eltern-
mitwirkung, die sich einigen prinzipiellen mit-
wirkungsrechtlichen Bemerkungen an-
schließt, zeigt, daß auch für die Schule der 
achtziger Jahre die pädagogische Teilhabe der 
Eltern an der Schule ein Desiderat bleibt.

III. Wie können Eltern mitwirken?

Zur Rechts- und Organisationsstruktur 
der Elternmitwirkung

Elternmitwirkung steht juristisch im Span-
nungsfeld von Elternrecht und staatlichem Er-
ziehungsrecht, von Artikel 6,2 GG („Pflege und 

Erziehung der Kinder sind das natürliche 
Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen ob-
liegende Pflicht") und Artikel 7,1 GG („Das ge-
samte Schulwesen steht unter der Aufsicht 
des Staates"). Heute, nach einem halben Jahr-
hundert politisch brisanter Rechtskontrover-



sen27), herrscht weitgehend Einigkeit, daß El-
tern und Staat eigenständige verfassungs-
rechtliche Legitimationsquellen und eigene 
Dispositionsbereiche besitzen: Das Verhältnis 
von elterlichen und staatlichen Erziehungsbe-
fugnissen stellt sich nicht mehr als Rang-, son-
dern als Abgrenzungsfrage dar („weder bricht 
das Elternrecht generell das staatliche Schul-
recht noch umgekehrt",28 ). Das Förderstufen- 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts hat mit 
seiner Entscheidung, die „gemeinsame Erzie-
hungsaufgabe von Eltern und Schule, welche 
die Bildung der einen Persönlichkeit des Kin-
des zum Ziel" habe, verlange „ein sinnvolles 
Zusammenwirken der beiden Erziehungsträ-
ger"29 ), einen vorläufigen Schlußstrich unter 
die kontroverse Diskussion gezogen. Mit der 
Betonung der „gemeinsamen Kooperation" traf 
das Urteil eine wichtige Richtungsentschei-
dung zur Elternmitwirkung. Ungeklärt ist 
aber, wie der Forderung nach „einem sinnvoll 
aufeinander bezogenen Zusammenwirken der 
beiden Erziehungsträger" im einzelnen nach-
zukommen ist.

27) Vgl. E. Stein, Die rechtsphilosophischen und po-
sitiv-rechtlichen Grundlagen des Elternrechts, in: 
E. Stein u. a„ Elternrecht, Heidelberg 1958, S. 5ff.; 
R. Wimmer, Das pädagogische Elternrecht, in: Deut-
sches Verwaltungsblatt 1967, S. 809ff.; L. Dietze, 
Von der Schulanstalt zur Lehrerschule, Braun-
schweig 1976, S. 173 ff.
28) Th. Oppermann, Kulturverwaltungsrecht, Tübin-
gen 1969, S. 262.
29) „Förderstufen-Urteil" (1 BvR 230/70 — 1 BvR 95/ 
71), in: Deutsches Verwaltungsblatt 1973, S. 257 ff. 
Zur Würdigung s. L. Dietze, Anmerkung zum För-
derstufenurteil, in: Recht der Jugend und der Bil-
dung 21 (1973), S. 180f. Kritisch zur „Gleichrangig- 
keits''these des Urteils: F. Ossenbühl, Schule im 
Rechtsstaat, in: Die öffentliche Verwaltung 30 
(1977), S. 801 ff. (807 f.)
30) I. Richter, Reform und Recht im Bildungswesen, 
in: Zeitschrift für Pädagogik 16 (1970), S. 821 ff.; vgl. 
auch ders., Bildungsverfassungsrecht, Stuttgart 
1973, S. 57 ff.
31) E. Plümer, Mitbestimmung in der Schule und das 
Demokratieverständnis des Grundgesetzes, in: Civi- 
tas 12 (1973), S. 38 ff. (68).

32) L. Dietze, Pädagogisches Elternrecht oder staatli-
ches Erziehungsrecht? Versuch einer Zuordnung, 
in: K. Nevermann/I. Richter (Hrsg.), Rechte der Leh-
rer, Rechte der Schüler, Rechte der Eltern, München 
1977, S. 137 ff. (147); ähnlich: K. Schwitzke, Verfas-
sungsrechtliche Probleme des Elternrechts im 
Schulwesen, in: Recht der Jugend und der Bildung 
22 (1974), S. 97 ff. (100).
33) Text in „die höhere schule" 29 (1976) H. 11, S. 310 
(„51. Deutscher Juristentag: Schule im Rechts-
staat").
34) „Zur Stellung des Schülers in der Schule". Erklä-
rung der KMK v. 25. 3. 1973 (hekt. Ms. S. 7). Zur .el-
ternpolitischen' Zurückhaltung der KMK in den 
50er und 60er Jahren vgl. Mohrhart, a. a. O. (Anm. 3), 
S. 105f.

Umstritten ist neben anderem, ob das Eltern-
recht als Individualrecht ein kollektives Teil-
nahmerecht begründen kann. Gerade dieser 
Streitpunkt zeigt, wie sehr politische Erwar-
tungen und Befürchtungen die Interpreten lei-
ten. So lehnen Juristen mit diametral entge-
gengesetzten Argumenten kollektive Teilha-
beansprüche ab — der eine, weil er fürchtet, 
ein Kollektivrecht würde innovationsfeindli-
che Konsequenzen haben30 ), der andere, weil 
er in der „Kollektivierung des Elternrechts" 
(das er ausschließlich als individuelles Ab-
wehrrecht gegen staatliche Eingriffe in den fa- 
milialen Bereich versteht) die Gefahr ideologi-
scher Manipulation sieht31 )- Andere Autoren, 

die Artikel 6,2 GG auch als elterlichen Mitwir-
kungsanspruch deuten (und Elternräte nicht 
schlechthin als Innovationshemmnis verwer-
fen), sehen im kollektiven Teilnahmerecht die 
Bedingung der Möglichkeit, das individuelle 
Elternrecht in schulische und schuladmini-
strative Entscheidungsprozesse einzubringen: 
„Das kollektive Elternrecht ist... Ausfluß und 
wirksamste Absicherung des persönlichen El-
ternrechts"32 ).

Auf einen rechts- und organisationspolitisch 
allerdings interpretationsbedürftigen und 
-fähigen Kompromiß weist der Leitsatz des 
51. Deutschen Juristentages: „Neben der im 
Vordergrund stehenden individuellen Wahr-
nehmung des Elternrechts empfehlen sich 
Stärkungen der kollektiven Wahrnehmung 
allgemeiner Interessen der Eltern in den 
Grenzen des Vorranges der parlamentarisch-
demokratisc 33hen Willensbildungsregeln.“ )

Die Gesetzgebung der Länder

Wie sind nun die Mitwirkungsangebote in den 
Schulverfassungsgesetzen der Länder nor-
miert? Die Kultusministerkonferenz hat das 
Mitwirkungsrecht der Eltern grundsätzlich 
anerkannt — „Die Schule muß den Eltern Ge-
legenheit zu verantwortlicher Mitarbeit ge-
ben"34 ) —, dieses Recht und seine organisatori-
sche Ausgestaltung aber nicht präzisiert. Mo-
delltheoretisch ist eine Skala der Mitwir-
kungsmodalitäten denkbar, die von einer,räte-
demokratisch-imperativen' bis zu einer .hier-
archisch-gestuften' repräsentativen Teilhabe 
an schulischen und schulbezogenen Willens- 
bildungs- und Entscheidungsprozessen reicht. 
Vor dem Hintergrund der Weimarer Erfah-
rungen haben Gesetzgeber und Kultusmini-
ster auf plebiszitäre Strukturelemente in den 
Schulverfassungen weitgehend verzichtet; die 
Elternvertretungen sind repräsentativ organi-
siert und den jeweiligen schulischen und 
schulinstanzlichen Ebenen zugeordnet.



Im einzelnen35) lassen sich die Mitwirkungs-
rechte der Elternvertretungen ihrer Reich-
weite nach in Informationsrechte, das Recht, 
Anregungen zu geben und Vorschläge zu ma-
chen, Veto- und (Mit-)Entscheidungsrechte, 
Anhörungsrechte und ein Mitbestimmungs-
recht (Hessen) unterteilen. Die meisten Ge-
setze normieren drei Mitwirkungsebenen: 1. 
die Klasse, 2. die Schule und 3. die überschuli-
sche Ebene.

35) Zu den Mitwirkungsregelungen der Länder im 
einzelnen vgl. die Synopsen bzw. Überblicke bei 
H. Speichert, a.a.O. (Anhang); K. Neumann, Eltern-
mitwirkung aus der Sicht der Gesetzgebung der 
Bundesländer, in: Keck, a.a.O. (Anm. 3), S. 92 ff.; 
K.-H. Hage, Eltern: geduldet. Die Mitwirkungs-
rechte der Eltern im Schulwesen, in: schulmanage- 
ment 10 (1979), S. 42 ff. Zu den Mitwirkungsrechten 
der Eltern bei curricularen Fragen zusammenfas-
send R. Wimmer, Die rechtliche Legitimation von 
Curricula, in: Zeitschrift für Pädagogik 24 (1978), 
S. 241 ff. (258). Im übrigen fehlt eine gründliche Be-
wertung der neuen Schulverfassungsregelungen 
aus juristischer Sicht. Ansätze dazu bei K. Never-
mann, Grundzüge des Schulverfassungsrechts, in: 
Nevermann/Richter, a. a. O. (Anm. 32), S. 173 ff.
36) Besonders weitgehend ist hier das Schulmitbe-
stimmungsgesetz des Saarlandes v. 27.3. 1974 (ABI. 
S. 381) § 36 (1): „Vor allem in dem Primarbereich, aber 
auch in dem Sekundarbereich I sind die Erziehungs-
berechtigen ... im Rahmen der für Unterricht und 
Erziehung geltenden Bestimmungen an der Unter-
richtsplanung zu beteiligen".

37) Vgl. Schulmitwirkungsgesetz v. 13. 12. 1977 
(GV.NW. 1977, S. 448) § 5 (1). In der Praxis hat die 
Mitwirkung — wie der instruktive Erfahrungsbe-
richt von M. Pollert zeigt — dennoch nur am Rande 
mit der Bildungs- und Erziehungsarbeit der Schule 
zu tun (vgl.: Fortschritt oder Hemmnis?, in: schulma- 
nagement 10 (1979) H. 4, S. 20 ff.).
38) H. Kloss, Typen der Selbstverwaltung, in: 
Schmöllers Jahrbuch 81 (1961), S. 68ff.

Zu 1: Alle Gesetze sehen Klassenelternver-
sammlungen („Elternabende“) vor. Die Klassen 
(Stufen) haben jeweils eigene Vertretungen 
(zum Beispiel in Niedersachsen den Klassenel-
ternvertreter, in Berlin den Klassenelternspre-
cher). Ein Unterrichtsbesuchsrecht kennen (in 
unterschiedlichem Umfang) fünf Länder (Ber-
lin, Bremen, Nordrhein-Westfalen, das Saar-
land und Schleswig-Holstein). Die direkte Mit-
wirkungsmöglichkeit für Eltern im Unterricht 
sieht das Hamburger Schulgesetz vor. Auffal-
lend ist, daß die vorliegenden Regelungen für 
den pädagogischen und unterrichtlichen Be-
reich überwiegend zurückhaltend oder nichts-
sagend sind; die voluminösen Aufgabenkata-
loge, an deren Bewältigung die Eltern „mitwir-
ken" dürfen und deren Mitwirkungskautelen 
bis ins kleinste geregelt sind, sparen den Be-
zug zum Unterricht überwiegend aus. Ein be-
merkenswerter Fortschritt sind die Berliner 
und die saarländischen Bestimmungen. Sie re-
geln die Informationspflicht des Lehrers über 
die Planung und Gestaltung des Unterrichts 
und die Bewertungsmaßstäbe für die Notenge- 
bung36 ).
Zu 2: Auf der Schulebene gibt es heute in allen 
Gesetzen Räte (Hamburg), Beiräte (Bayern) 
oder Vertretungen (Saarland) — Organe, für 
die ebenso anspruchsvolle wie unpräzise Auf-

gabenstellungen formuliert worden sind. Alle 
Länder (mit Ausnahme der älteren Regelung 
in Hessen von 1958 und im niedersächsischen 
Schulgesetz von 1974, das die Elternvertreter 
mit Stimmrecht an der Gesamtkonferenz der 
Lehrer beteiligt) sehen Schulkonferenzen als 
gemeinsame Repräsentationsorgane von Leh-
rern, Eltern und Schülern vor, in denen die von 
den Elternräten gewählten Vertreter mitwir-
ken. Inhalte und Reichweite der Kompetenz-
kataloge dieser Konferenzen sind im einzel-
nen unterschiedlich, doch bleiben — sieht 
man von der interessanten Ausnahme Nord-
rhein-Westfalens ab37 ) — pädagogisch-fachli-
che Aspekte weitgehend ausgespart.
Zu 3: Außer Bayern und Nordrhein-Westfalen 
haben alle Länder überschulische Elternver-
tretungen, und zwar auf Kreis- (Bezirks-, Ge-
meinde-) Ebene (als Beispiele sei auf den Ge-
samtelternbeirat Baden-Württembergs oder 
den Berliner Bezirkselternausschuß hingewie-
sen) und auf Landesebene (etwa den Landesel-
ternausschuß in Baden-Württemberg oder den 
Landeselternausschuß Berlins). Die zentralen 
Elternräte haben lediglich Informations- und 
Anhörungsrechte. Damit bleibt das Hessische 
Gesetz über die Mitbestimmung der Erzie-
hungsberechtigten und des Landesschulbei-
rats die einzige Regelung, die einem Landesel-
ternbeirat Mitbestimmungsrechte einräumt. 
Neben diesen Landeselternvertretungen gibt 
es in fast allen Ländern zentrale Beratungsor-
gane, (Landesschulbeiräte oder -konferenzen), 
in denen neben Vertretern „gesellschaftlich 
relevanter Gruppen" auch einige Mitglieder 
der zentralen Eltern-, Schüler- und Lehrergre-
mien Sitz und Stimme haben. Die in die Schul-
verwaltung integrierten überschulischen Bei-
räte sind, schulverfassungsgeschichtlich gese-
hen, Ausfluß des Gedankens der Laienmitwir-
kung im Schulwesen (wie sie Dörpfeld gefor-
dert hatte) und Organe „staatsbehördlicher 
Selbstverwaltung" (Kloss38 )). Diese politische 
Form der Mitwirkung gewährt den Eltern (ne-
ben Lehrern und Schülern) den an Regeln (wie 
Geschäftsordnung, Nichtöffentlichkeit) ge-
bundenen privilegierten Zugang zur politi-
schen Herrschaft und gibt ihnen die prinzi-
pielle, in ihrer Erfolgswahrscheinlichkeit un-
terschiedliche Chance, sie durch Anregungen 
oder Gegenvorstellungen zu beeinflussen.



Vergleicht man nun die Organisation der Mit-
wirkung auf den einzelnen Ebenen, so ist das 
Mißverhältnis zwischen der geringen Beach-
tung des pädagogisch-fachlichen Bereichs und 
der Klassenebene auf der einen und dem pro-
zeduralen Aufwand bei der Institutionalisie-
rung auf schulischer und überschulischer 
Ebene evident. 1952 schrieb ein interessierter 
Pädagoge: „Die Wahl der Elternbeiräte zu Be-
ginn des Schuljahres schafft zwar einige Be-
rührungsmöglichkeiten, die jedoch nicht zu ei-
ner echten Begegnung führen, weil die formal-
demokratischen und wahltechnischen Erörte-
rungen im Vordergrund stehen und die mei-
sten sehr bald merken, daß hier nur eine Vor-
schrift der Schulverwaltung zu erfüllen ist.“39 ) 
Diese Situationsbeschreibung ist erstaunlich 

39) Th. Fruhmann, Elternhaus und Schule — Gegner 
oder Partner. Eine Betrachtung zu den Elternbei-
ratswahlen 1952, in: Pädagogische Provinz 6 (1952), 
S. 134 ff. (136). 1973 urteilt F. Hennecke (Staat und 
Unterricht, 1973, S. 184f., zit. bei Dietze, a. a. O./ 
Anm. 27/S. 170) lapidar: „Es wird die Aporie der El-
ternbeiräte bleiben, daß der formaldemokratische 
Aufwand, durch den sie bestellt werden, im Grunde 
nur ihre Bedeutungslosigkeit verhüllt."

40) Dezidiert kritisch dazu (anhand des Berliner Bei-
spiels) P. Büchner, Elternarbeit und Partizipations-
gesetzgebung, in: Westermanns Pädagogische Bei-
träge 31 (1979), S. 163 ff. Vgl. dazu auch die Forde-
rung des Dt. Juristentages, das Bildungsrecht radi-
kal zu vereinfachen. Als Beispiel für die „kompli-
zierte Materie" nannte R. Wimmer, der Vorsitzende 
der berufenen „Kommission Schulrecht“, die Bestim-
mungen über die Mitwirkung der Eltern an den 
Schulen. Die Einrichtung einer Elternversammlung 
sei heute so kompliziert, daß sie „eigentlich nur ein 
Jurist abhalten kann". Vgl. „Schulrecht soll entwirrt 
werden", in: ,die höhere schule' 31 (1978), H. 7, S. 277, 
und Süddeutsche Zeitung v. 9. 5. 1978 (.Juristen und 
Pädagogen wollen Dickicht des Schulrechts lich-
ten").
41) H. Schelsky. Soziologische Bemerkungen zur 
Rolle der Schule in unserer Gesellschaftsverfassung 
(1956), in: ders., Auf der Suche nach Wirklichkeit, 
Düsseldorf/Köln 1965, S. 131 ff. (137f.). — Schule ist

aktuell, wenngleich die „wahltechnischen Er-
örterungen“ aufgrund der neuen Schulverfas-
sungsgesetze noch komplizierter geworden 
sein dürften40 ). In diesen Gesetzen stehen Um-
fang und Detaillierung der Mitwirkungsvor-
schriften weitgehend umgekehrt proportional 
zur Relevanz der Sache. Die detaillierten Ko-
difizierungen zeigen das Bedürfnis der Schu-
len und der Kultusverwaltungen nach bere- 
chen- und kontrollierbaren Vorgängen; die 
perfektionistische Reglementierung schulin-
stitutioneller Partizipationsräume ist der Tra-
dition einer politischen Kultur verpflichtet, zu 
deren kennzeichnenden Merkmalen der Man-
gel an bürgerlicher Selbsthilfe zählt und die 
Schule als „Staats“schule versteht.

IV. Wie und wo wirken Eltern mit?

Zur Arbeit und zum Selbstverständnis 
von Elternvertretungen und zur 
Schichtproblematik der Elternmitwirkung

Wie und wo wirken Eltern mit? Die Frage 
nach der Praxis und den Chancen der Eltern-
mitwirkung muß sich das Bedingungsfeld die-
ser Mitwirkung vergegenwärtigen. Dieses 
.Feld' läßt sich in Stichworten durch einige 
Entwicklungen und Tendenzen umreißen, die 
objektiv als Barrieren und Restriktionen der 
Mitwirkung .wirken', nämlich
— der vorrangigen Bewertung der Schule als 
„Zuteilungsapparatur für Lebenschancen" 
(Schelsky) — eine Tendenz, die sich im .Klima' 
der Bildungsreformen eher noch verstärkte 
(ihre Folge hatte H. Schelsky schon 1956 be-
schrieben: Je stärker Eltern Schule als Instru-
ment der Statuswahrung oder des sozialen 
Aufstiegs sehen, desto mehr verhält sich das 
Elternhaus der Schule gegenüber „wie einer 
bürokratischen Superstruktur der Gesell-
schaft, nämlich fordernd, die privaten Ansprü-
che und Egoismen gegen die Sachstrukturen 
der Organisation setzend, also primär nicht 
kooperativ“41 ));
— dem (Selbst-)Verständnis der Schule als Bü-
rokratie;

— der zunehmenden funktionalen, sozialen 
und organisatorischen Komplexität der 
Schule;
— den Informationsblockierungen, die sich 
erstens aus der politischen Brisanz und büro-
kratischen Abschirmung der Schule und zwei-
tens aus ihrer strukturellen Komplexität erge-
ben.

Hemmnisse der Mitwirkung —
zwei Beispiele

Die mitwirkungsfeindliche Dimension dieser 
Tendenzen läßt sich sich am Beispiel der Infor-
mationsdistanzen und -hemmnisse zwischen 
Schule und Eltern verdeutlichen.
Zu 1: Die Staatsschule ist Bürokratie. „Büro-
kratische Verwaltung ist ihrer Tendenz nach 
stets Verwaltung mit Ausschluß der Offent- 



lichkeit."42) Die Schule verfügt über „Dienst-
wissen", also die durch „Dienstverkehr erwor-
benen oder .aktenkundigen Tatsachenkennt-
nisse"43 ), das als exklusives Wissen den Klien-
ten — den Eltern — nicht zugänglich ist. Je 
mehr sich zudem die Gesellschaft als „Bil- 
dungsgesellschaft" versteht und Bildung als 
„öffentliches Gut" bewertet, desto mehr wird 
Schule zu einem der zentralen Politikfelder. 
Zu den bürokratischen Abschirmungstenden-
zen (der, wie Max Weber schrieb, „rein sach-
lich nicht motivierbare[n]... Attitüde"44 ) der 
Nachrichtensperre gegenüber ,der Öffentlich-
keit) treten (wahl-)politisch motivierte Infor-
mationsrestriktionen und eine gezielte Infor- 
mations,politik'. Die bürokratisch, politisch 
(oder auch nur in den persönlichen Interessen 
oder Eitelkeiten einzelner Positionsinhaber) 
begründeten Informationsblockierungen sind 
mitwirkungsfeindlich, weil die für Informa-
tionsbeschaffung nötigen Kosten an Zeit und 
Energie Mitwirkung unproduktiv werden las-
sen und nur ein Teil der Eltern, die mitwirken 
wollen, über das instrumentelle Wissen ver-
fügt, das nötig ist, um Informationen zu eru-
ieren.

45) Wenn z. B. in großen Schulen die Stundenpläne 
vom Computer zusammengestellt werden (weil die 
benötigten Rechenkapazitäten nur so aufgebracht 
werden können), mögen die Ergebnisse für einzelne 
Lehrer und ihre Schüler (und Eltern) noch so ungün-
stig sein: die technischen Imperative („der Sach-
zwang") lassen Interventionen ins Leere laufen. Zu 
den technischen kommen die rechtlichen Zwänge. 
Die Tendenzen zur Verrechtlichung zentraler Sozi-
albereiche sind gerade im Bildungsbereich evident: 
Der (reale oder vermeintliche) Zwang, Entscheidun-
gen juristisch „nachprüfbar" zu machen, führt zur 
Reglementierung von Abläufen und trifft sich mit 
dem .bürokratischen Syndrom'. Pointiert dazu 
K. Boeckmann, Alles regelt der Staat, in: „Die Zeit" 
v. 30.3.1979, S. 64: „Rechtsprechung und Bürokratis-
mus sind eine unselige Verbindung eingegangen. 
Inzwischen gebiert fast jedes Verwaltungsgerichts-
urteil einen neuen Erlaß. Mehr noch: Allein die 
Möglichkeit zukünftiger verwaltungsrechtlicher 
Verfahren gilt als Rechtfertigung für die Produktion 
von Erlassen durch die Kultusbürokratie."

Zu 2: Die Schule tritt den Eltern zunehmend 
als Großbetrieb entgegen, als fremde, vom fa- 
milialen Erlebnisbereich und den Erfahrungen 
der Eltern distanzierte unübersichtliche Orga-

im Bewußtsein vieler Eltern „Dienstleistungsbe-
trieb", der — prinzipiell vergleichbar mit anderen 
Dienstleistungsbetrieben — für die Erbringung sei-
ner Leistung (der erfolgreichen, d. h. mit guten Zen-
suren honorierten „Beschulung') allein verantwort-
lich ist. Drastisch gegen dieses traditionsreiche 
Mißverständnis Th. Hellbrügge, der Leiter des 
Münchner Instituts für Soziale Pädiatrie und Ju-
gendmedizin: „Solange ... die Öffentlichkeit... im-
mer noch vom Staat erwartet, daß er ihre Kinder ge-
scheit mache, kommen wir nicht voran ... der Staat 
redet den Eltern ... ein, daß er das kann und ver-
spricht ihnen, wir machen euch die bessere Schule, 
und dann baut er fern auf der grünen Wiese einen 
großen Betonklotz, und jeder sieht, wie groß der 
Klotz ist und meint, das ist auch die bessere Schule. 
Solange das so ist, wird sich wenig ändern"; Th. Hell-
brügge, Nicht am Kind vorbei reformieren; in: Lu-
therische Monatshefte 16 (1977), S. 215 ff. (218). Es ist 
nicht ausgeschlossen, daß sich mit der Konkurrenz 
zwischen traditionellem und Gesamtschulsystem 
diese für die pädagogische Dimension der Eltern-
mitwirkung extrem ungünstige Sicht der Schule 
verstärkt: Statt nachdrücklich zu betonen, daß der 
Erfolg jeder der zur Diskussion stehenden Schulfor-
men vom aktiven elterlichen Interesse am Schul- 
Schicksal’ des Kindes abhängt, erweckt die Agita-
tion der schulpolitischen Parteigänger eher den 
Eindruck, als könne die (jeweils propagierte) Schul-
form die Kinder auch ohne die elterliche Anteil-
nahme und ohne die familialen Vorleistungen „ge-
scheit machen".
42) M. Weber, Wirtschaft und Gesellschaft, hrsg. v. J. 
Winckelmann, Köln/Berlin 1964, Bd. II, S. 730.
43) Ebd„ Bd. I, S. 165.
44) Ebd., Bd.II, S. 731.

nisation. Die funktionale, soziale und organi-
satorische Differenzierung der Schule führt zu 
zunehmend komplexeren Organisationsein-
heiten, in denen Interventionen gegen Ent-
scheidungen zunehmend aussichtsloser wer-
den, weil das Eigengewicht der Sachzwänge 
wächst45 ). Gleichzeitig vergrößert sich auch 
der Informationsbestand der Organisation, 
also die Summe des Wissens, deren Kenntnis 
für die Rekonstruktion und Beeinflussung 
schulischer Prozesse nötig ist. Zudem er-
schwert die .Funktionssprache', in der die mit-
wirkungsrelevanten Informationen gekleidet 
sind, ihr Verständnis. In der bürokratischen 
Organisation Schule verbinden sich also die 
funktional-technizistische Sondersprache der 
Professionals mit dem Jargon der Verwaltung 
und bilden eine Informationsbarriere gegen 
Mitwirkungsansprüche von „Outsidern". Man 
muß solche Determinanten der Mitwirkung 
vor Augen haben, um den empirischen Mate-
rialien (auf die im folgenden verwiesen wird) 
ein realistisches Bild der Mitwirkungspraxis 
entnehmen zu können.

Zur Praxis der Elternvertretungen

Insgesamt liegen über Umfang und Aufgaben-
bereiche der Elternmitwirkung auf den einzel-
nen Ebenen nur begrenzt ergiebige und diffe-
renzierbare Materialien vor. Der folgende 
Überblick beschränkt sich auf die institutiona-
lisierte Mitwirkung auf schulischer und regio-
naler Ebene. Zunächst soll nach den Aktivitä-
ten und der Selbstinterpretation von Eltern-
vertretungen (EVs) gefragt werden; der fol-
gende Schritt diskutiert dann den Befund, daß 
die Engagementbereitschaft deutlich mit sin-
kendem Sozialstatus abnimmt.
Sehen Eltern EVs als Form und Möglichkeit, 
durch sie das „Recht und die Aufgabe, die Er-



Ziehungsarbeit der Schule zu fördern und mit-
zugestalten" (Baden-Württemberg46 )), wahr-
nehmen zu können? Insgesamt ) scheint die 
Bereitschaft, sich in den Elternrat wählen zu 
lassen, zwischen fünf und fünfzehn Prozent 
der Elternschaft einer Schule zu liegen, wobei 
Umfang und Gewicht des tatsächlichen Enga-
gements im einzelnen von Faktorenkomple-
xen wie dem Schultyp, dem ,Klima' der Schule, 
der Einstellung des Kollegiums und vor allem 
des Schulleiters, der sozioökonomischen und 
-ökologischen Struktur des Einzugsbereichs, 
der lokalen politischen Kultur und der regio-
nalen und Verkehrslage der Schule abhän-
gen.

46) Schulgesetz i. d. F. v. 23. 3. 1976 (GesBl. S. 410, § 55 
[2]). Die meisten Gesetze benutzen ähnliche For-
meln, um die Funktionen der institutionalisierten 
Elternmitwirkung zu beschreiben.
47) Für empirisches Material über EVs und ihre Ein-
schätzung durch die Elternschaft vgl. die Arbeiten 
von J. Kob, Elternhaus und Schule, Stuttgart 1963; R. 
Baur, Elternhaus und Bildungschancen, Weinheim
1972; K. Feldmann/G. Achinger, Einstellungen von 
Eltern zur Gesamtschule, Hannover 1974; W. Bärsch 
u. a., Wechselwirkung zwischen Schule und Familie, 
München 1976 (Tab. 2.10 f.); D. Brühl/H. Knake, Wie 
groß ist das Interesse der Eltern an Schule wirklich?, 
in: Demokratische Erziehung 2 (1976), S. 564 ff.; H.-D. 
Göldner, Elternmeinung, Elternwille und ihr Einfluß 
auf die Schule, München 1978. Vgl. auch die Beob-
achtungen bei Chr. Händle, Begründung und Reali-
tät von Demokratisierung in der Schule, Frankfurt
1977, S. 96 ff., und H. Ch. Berg (unter Mitarb. v. H. 
Ritter, „... gelernt haben wir nicht viel“. Porträt einer 
Schule im Hinblick auf Bildung und Demokratie, 
Braunschweig 1976, S. 203 ff., und die Erfahrungsbe-
richte von Elternvertretern: E. Schittke, Der tägli-
che Kram. Bericht von der Arbeit im Elternbeirat ei-

Ein differenziertes Bild der Aktivitäten und 
Präferenzen von EVs zeichnen die Arbeiten 
von Fischer und Kolbe48 ). Sie sollen unter drei 
Aspekten befragt werden:
1. Was sind die wichtigsten Aktivitätsfelder 
der EVs?

2. Wie beurteilen EVs die Kooperationspraxis 
innerhalb der Schulen?
3. Wie beurteilen sie die Mitwirkungschancen 
als Elternvertreter, welche Verbesserungs-
möglichkeiten sehen sie für ihre Arbeit und 
warum scheint ihnen Elternmitwirkung wich-
tig?
Zu 1.: Eine Übersicht über einzelne Aktivitäts-
schwerpunkte gibt folgende Tabelle49 ):

Sie zeigt, daß EVs sich stark um die Unterstüt-
zung „ihrer“ Schule gegenüber der Schulver-
waltung bemühen; in der Hamburger Untersu-
chung über die Kreiselternräte (die regionalen 
Vertretungen) ist diese Unterstützung sogar 
für 46 v. H. „häufige“, für 44 v. H. der Mitglieder 
„gelegentliche“ Praxis. EVs sind also stark dar-
an interessiert, möglichst günstige Arbeitsbe-
dingungen für die .eigene' Schule zu erreichen. 
Dafür spricht auch die Mehrzahl der Beispiele, 
die auf die Frage nach erfolgreichen bzw. er-

ner durchschnittlichen Schule, in: Neue Samm-
lung 12 (1972), S. 359 ff.; H. Holzer, Eltern(mit)arbeit 
in der Hauptschule, in: Demokratische Erziehung 2 
(1976), S. 530 ff., und R. Schutz-Wild, Einige Erfah-
rungen im Elternbeirat in Münchener Schulen, in: 
Demokratische Erziehung 6 (1980), S. 17 ff.
48) A. Fischer, Funktionen von Elternvertretungen 
und Elternverbänden in der Verbandsdemokratie, 
in: K. Schleicher (Hrsg.), Elternmitsprache und El-
ternbildung, Düsseldorf 1973, S. 144 ff. (zit. als Fi-
scher I), und ders., Schule und Elternbeirat. Ergeb-
nisse einer Umfrage in Stuttgart und Ludwigsburg, 
in: Schule im Blickpunkt 9 (1975) H. 2, S. 17 ff.; H. 4, 
S. 20 ff.; ebd. 10 (1976), H. 6, S. 15 ff. (zit. als Fischer II); 
A Kolbe, Eine Analyse von Schulelternaktivitäten 
der Gegenwart in Hamburg. Untersucht anhand ei-
ner Befragung der Elternräte im Schulkreis 54. 
Hausarbeit zur 1. Staatsprüfung (Hamburg 1973). Fi-
scher I und Kolbe stützen sich auf die Ergebnisse ei-
ner 1972 unter Leitung von K. Schleicher in Ham-
burg durchgeführten Umfrage bei Schul- und Kreis-
elternräten, Fischer II basiert auf einer Umfrage bei 
den Elternbeiräten Stuttgarts und Ludwigsburgs im 
Jahre 1975.
49) Fischer II, H. 4, S. 20.



folglosen Bemühungen genannt werden; sie 
zeigen, daß die EVs ihre „politische" Aufgabe 
vorrangig darin sehen, die Schule (oder den 
Schulkreis) gegenüber der Administration zu 
unterstützen (so werden häufig Bemühungen 
um Baumaßnahmen, Instandsetzungsarbeiten 
und die Sicherung der Schulzugangswege 
durch Ampelanlagen oder Versuche, zusätzli-
che Lehrer, Unterrichtsmaterialien und 
Räume zu bekommen, genannt)50 ). Demgegen-
über stehen „pädagogische" Aktivitäten weit 
zurück; erwähnt werden einige Vorträge und 
Informationsveranstaltungen, die auf Initia-
tive der EVs zustande kamen.

50) Für Reformpädagogen war die Unterstützung 
der Schule durch die EV zwar eine interessante, ge-
genüber pädagogischen Aktivitäten aber zweitran-
gige Aufgabe (vgl. H. Burhenne, Elternbeiräte, Lan-
gensalza 19212, S. 26 f.).
51) Die Zitate sind den bei Kolbe referierten Eltern-
antworten entnommen.

Zu 2.: Interessant ist die Beurteilung der Ko-
operation mit der Schulleitung, den Lehrern 
und der Elternschaft, überwiegend wird die 
Zusammenarbeit mit der Schule positiv gese-
hen. Allerdings fehlt nicht die Kritik, daß man-
che Lehrer „selbstherrlich" seien und einige 
Schulleiter die EVs nicht informierten und die 
Intransparenz ihrer Amtsführung und der au-
toritäre Stil den Kontakt mit der EV beein-
trächtigten. „Der Elternrat wird oft als Bela-
stung, nicht als Ergänzung empfunden."51 ) Zu-
rückhaltend und vielfach negativ sind die Ur-
teile über den Kontakt zwischen EVs und Ge-
samtelternschaft. Das Desinteresse an der 
Schule, an der Arbeit der EVs und die Uninfor-
miertheit der Elternschaft werden als wesent-
liche Hindernisse für die wirksamere Wahr-
nehmung elterlicher Interessen und der effek-
tiveren Kooperation mit der Schule gesehen. 
So weisen die Hamburger und die baden-würt-
tembergischen Untersuchungen auf ein Infor- 
mations- und Kommunikationsdefizit zwi-
schen den Organen der institutionalisierten 
Elternmitwirkung und der Elternschaft hin, 
das sich mit der .hierarchischen' Stufenfolge 
Klasse — Schule — Region — Land jeweils 
verschärft.
Zu 3: Die Untersuchungen ergeben kein ein-
deutiges Urteil darüber, wie EVs ihre Mitwir-
kungschancen beurteilen. Der Tenor der Ant-
worten ist eher kritisch. Viele Antworten se-
hen die Hauptgründe für die als unbefriedi-
gend empfundene Situation und damit den 
Ansatzpunkt für Verbesserung bei den Eltern 
selbst. Die Forderung nach mehr Interesse und 
Engagement der Eltern steht im Vorder-
grund.
Zur Selbstkritik kommt die Institutionskritik 
an Schulverwaltung und Schulleitungen. Ge-

fordert wird „mehr Bereitschaft der Institutio-
nen, den Elternbeirat anzuhören", und „mehr 
Kontakt aller Beteiligten untereinander, ins-
besondere größere Flexibilität der Ministeri- 
albürokratie und Schulämter, weniger Beste-
hen auf Vorschriften und Erlassen". Aufschluß-
reich sind die Begründungen, warum EVs den 
Kontakt zwischen Elternhaus und Schule für 
wichtig halten. Sie betonen vor allem die päd-
agogische Dimension: „Abstimmung in der Er-
ziehung" — „Damit auftretende Probleme ge-
meinsam bewältigt werden können" — „Um 
den Unterricht in der Schule besser unterstüt-
zen zu können".
Insgesamt zielen die Begründungen, die für 
die Notwendigkeit der Elternmitwirkung ge-
nannt werden, und die Erwartungen, die mit 
ihrer Verbesserung verknüpft sind, vorwie-
gend auf den Wunsch nach verstärkter päd-
agogischer Zusammenarbeit mit der Schule. 
Diesem Wunsch kommt die Schule nicht ge-
nügend entgegen. Sie versteht es selten, das 
vorhandene pädagogische Interesse der Eltern 
zu aktivieren, und sie wird dazu von den El-
ternvertretungen zu wenig herausgefordert. 
Faßt man die Resultate der empirischen Mate-
rialien zusammen, so sind zwei Schlußfolge-
rungen unumgänglich: Eltern sehen sich als 
Klienten der bürokratischen Organisation 
Schule, und sie werden überwiegend als sol-
che behandelt; die berufenen Sprecher der El-
ternschaft — die Elternvertretungen — sehen 
sich zu wenig als pädagogische Einrichtungen, 
die das Gespräch zwischen Eltern und Schule 
fördern und durch ihre Arbeit „zur Erziehung 
der Eltern beitragen" (H. Lietz). Den Funktio-
nen, die in den Schulverfassungsgesetzen nor-
miert sind, können EVs in der Schulpraxis nur 
unzureichend nachkommen: Vertretungen zu 
sein, denen es gelingt, als Brücke zwischen 
Schule und Elternschaft und als Forum für die 
Diskussion schulischer Probleme zu fungieren 
und so „die Erziehungsarbeit der Schule zu för-
dern und mitzugestalten" (Baden-Württem-
berg), sind die Ausnahme.

Zur Sozialschichtproblematik 
der Elternmitwirkung

Die Diskussion der empirischen Materialien 
kann nicht an dem gut belegten (und jedem 
Schulpraktiker bekannten) Phänomen der so-
zialstrukturellen Differenzierungen in der Be-
reitschaft zur Elternmitwirkung vorbeigehen. 
Schon 1956 hatte H. Schelsky die Frage ge-
stellt, ob die „Elternvertretung in der Schule 
nicht eine ganz spezifische Auslese von El-
ternhäusern darstellt und in ihnen nicht ge-
rade die Eltern fehlen oder nicht repräsentiert 



werden, bei denen der Kontakt am notwendig-
sten wäre"52 ). Diese Frage hat nichts von ihrer 
Aktualität verloren. Bedenkt man die unter-
schiedlichen politikrelevanten Orientierun-
gen und Motivationen für politisches Verhal-
ten in der Elternschaft, so fördert die prakti-
sche und rechtliche Verengung der Elternmit-
wirkung auf Gremienmitwirkung soziale Ein-
seitigkeiten. Denn die (wachsende) funktio-
nale und organisatorische Komplexität der 
Organisation Schule und ihre Abhängigkeit 
von 

53
externen Entscheidungsstellen führen zur 

„Verlängerung der Handlungsketten 53), die es 
zunehmend unübersehbarer und unsicherer 
werden lassen, ob eine Aktivität sich in posi-
tive Entscheidungen „auszahlt". Um aber die 
Motivation zur Teilnahme an diesen Entschei-
dungsprozessen aufzubringen, die ihrer Logik 
nach „Prozesse der Selektion, des Ausschei-
dens anderer Möglichkeiten" sind und mehr 
„Neins als Jas" erzeugen54 ), muß die Gratifika-
tion für den Teilnehmer weitgehend in der 
Teilnahme am Prozeß liegen, nicht in seinem 
Ergebnis. Als Eigenwert wird öffentliche Be-
teiligung aber überwiegend nur in .höheren 
Sozialschichten verstanden. Zudem schränken 
die Prozeduren der Teilnahme Partizipations-
chancen ein; intransparente Gremienstruktu- 
ren, komplizierte Verfahrens- und Wahlre-
geln, Zuständigkeitsfragen (die oft in Ratlosig-
keit oder in schulverwaltungsrechtliche Dis-
pute einmünden) und Formvorschriften be-
günstigen sozialspezifische Mentalitäten und 
Dispositionen. Insofern hat auch die Neigung 
der letzten Jahre, die Mitwirkung stark zu for-

52) Schelsky, a. a. O. (Anm. 41), S. 153. Die sozialen 
Einseitigkeiten im Bereich der Elternmitwirkung 
(und damit die .Privilegierung' spezifischer Wert-
orientierungen, Verhaltensstile und Bedürfnisinter-
pretationen) verweisen auf ein generelles Sozialpro-
blem, das in allen gesellschaftlichen Beteiligungs-
feldern nachgewiesen worden ist (vgl. B. Armbru- 
ster/R. Leisner, Bürgerbeteiligung in der Bundesre-
publik, Göttingen 1975 (= Kommission für den wirt-
schaftlichen und sozialen Wandel Bd. 54). Für eine 
Zusammenfassung der in der sozialwissenschaftli-
chen Diskussion genannten Variablenkomplexe, 
mit denen die unterschiedliche „Politiknähe" der So-
zialschichten .erklärt' wird, vgl. M. Buse/W. Nelles/ 
R. Oppermann, Determinanten politischer Partizi-
pation, Meisenheim 1978, S. 25 ff., 238 ff.

53) Vgl. N. Elias, Der Prozeß der Zivilisation (1939), 
Frankfurt 19772, Bd. II, der diese „Verlängerung" im 
Differnzierungsprozeß der gesellschaftlichen Ar-
beitsteilung der Neuzeit beschreibt.
54) N. Luhmann, Komplexität und Demokratie, in: 
ders., Politische Planung, Opladen 1971, S. 35 ff. 
(39).
55) W. Brezinka, über Elternberatung, in: Neue 
Sammlung 11 (1956), S. 309 ff. (320).

malisieren, zu sozialstrukturellen Einseitig-
keiten beigetragen. Sollen also die gesell- 
schafts-, sozial- und erziehungspolitisch uner-
wünschten Konsequenzen, die sich aus der 
Dominanz bildungsbewußter Elterngruppen in 
den Vertretungsorganen ergeben, nicht ver-
schärft werden, so muß sich Schule auch als el-
ternpädagogische Institution verstehen und 
Elternmitwirkung vorrangig als Breitenkon-
takt zwischen Eltern und Lehrern (und nicht, 
wie in der Schulverfassungsdebatte und -pra- 
xis, vor allem als Gremienmitwirkung) för-
dern.

Die empirischen Befunde lassen keinen Zwei-
fel daran, daß sozialstrukturelle Differenzie-
rungen in der (geäußerten und tatsächlichen) 
Bereitschaft, mit der Schule in Kontakt zu tre-
ten und sich in ihr zu engagieren, um so auffäl-
liger sind, je mehr diese Kontakte formalisiert 
und die Möglichkeiten des Engagements von 
der Beachtung bürokratischer Reglements ab-
hängig sind. Diesem Sachverhalt müssen 
Schulverwaltung und -politik Rechnung tra-
gen. Das Interesse an Elternmitwirkung sollte 
sich wieder auf reformpädagogische Traditio-
nen besinnen und den Eltern im schulischen 
Raum Informations- und Aktivitätsfelder an-
bieten, die die Qualifikationen der Eltern als 
Eltern fordern und fördern. Dies könnte ein 
produktiverer Beitrag zur nötigen Nivellie-
rung sozialstruktureller Verzerrungen sein als 
eine Kritik, die aus diesen Verzerrungen gene-
relle Zweifel an der Legitimität der Elternmit-
wirkung in der Staatsschule ableitet.

V. Wie läßt sich die Mitwirkungsfähigkeit und 
-bereitschaft der Eltern fördern?

Zum Verhältnis von Elternmitwirkung 
und Elternbildung

„Wie kann man den Eltern helfen, erziehungs-
tüchtig zu werden?"55 ) Diese Frage, so schrieb 
vor zweieinhalb Jahrzehnten ein namhafter 

Pädagoge, markiere das Kardinalproblem, das 
der Bildungspolitik gestellt sei. Die politische 
und erziehungswissenschaftliche Diskussion 
ist dieser Auffassung nicht gefolgt; sie setzte 
auf die Wirkung der öffentlichen Erziehung 
und sah in der Sozialisationsagentur Familie 
eine problematische und kaum leistungsfä-
hige Größe — eine Haltung, die sich auch in 
der Vernachlässigung der pädagogischen Di-
mension der Elternmitwirkung niederschlug. 
Die Skepsis gegenüber der öffentlichen Erzie-



hung hat das neue Interesse an Elternbildung 
stark befruchtet56 ). Damit sieht sich die Dis-
kussion um Formen und Möglichkeiten der El-
ternmitwirkung auf eine traditionsreiche, in 
der deutschen Schulgeschichte immer wieder 
verdrängte Frage verwiesen: Was kann die 
Schule tun, um „das Verantwortungsgefühl der 
Familien zu heben, zu klären und zu stär-
ken“57 )?

56) R. Süßmuth, Eltern als Erzieher, in: Bildung und 
Erziehung 30 (1977), S. 261 ff.; ders., Familiale Kom-
petenz — eine vernachlässigte Dimension der Fami-
lienerziehung, in: Vierteljahresschrift für wissen-
schaftliche Pädagogik 54 (1978), S. 229 ff.; B. Arens, 
Zur Theorie und Praxis der Elternbildung in der 
Bundesrepublik Deutschland. Bestandsaufnahme 
und Kritik, Diss. PH Rheinland 1977; K. Schleicher 
(1977) a. a. O. (Anm. 23); Th. Sprey (Hrsg.), Praxis der 
Elternbildung: Projekte — Hilfen — Perspektiven, 
München 1978.
57) A. Böhm, Haus und Schule — Elternräte, Eltern-
abende, in: Pharus 10 (1919), S. 417 ff. (425).
58) Dörpfeld, Ges. Schriften Bd. VII, S. 115, zit. nach 
Potthoff a. a . O. (Anm. 9), S. 102. Diese Pflege ist für 
ihn (er war jahrzehntelang Lehrer) Aufgabe der 
Schule und vor allem der Schulverwaltung. Den 
Vorwurf der „Schulbürokratie", Laienmitwirkung sei 
unnütz und hinderlich, ließ er nicht gelten: „Der 
Vorwurf ... hat auf mich nie den beabsichtigten, 
sondern den entgegengesetzten Eindruck gemacht, 
nämlich die Überzeugung befestigt, daß mit dieser 
Bürokratie ... radikal gebrochen werden muß, weil 
sie weder befähigt noch willens ist, gesunde Organe 
zur Mithilfe am Erziehungswerke heranbilden zu 
helfen"; Dörpfeld, a. a . O. (Anm. 9), S. 89.
59) Gaudig, a. a. O. (Anm. 22), S. 8.

60) Die Reichsschulkonferenz 1920. Ihre Vorge-
schichte und Vorbereitung und ihre Verhandlun-
gen. Amtl. Bericht, erstellt vom Reichsministerium 
des Innern, Leipzig 1920, S. 328.
61) Vgl. S. Maurermann, Lernen Eltern erziehen?, in: 
Pädagogische Provinz 1/2 (1947/48), S. 429 ff.; M. Sie-
bert, Schule und Elternhaus, in: Bildung und Erzie-
hung 3 (1950), S. 785 f.; H. Broermann, Elternpädago-
gik?, in: Pädagogische Rundschau 5 (1950/51), 
S. 248 ff.
62) „Richtlinien für die Mitarbeit von Eltern im Un-
terricht der Grundschule" v. 6. 12. 1978, in: Mittei-
lungsblatt des Amtes für Schule Nr. 10/Dez. 1978. 
(Das hamburgische Schulgesetz v. 17.10. 1977 i. d. F. 
v. 4. 10. 1979 normiert in § 44, 3: „An Erziehung und 
Unterricht in der Schule können geeignete Perso-
nen ohne pädagogische Spezialausbildung, insbe-
sondere Eltern mitwirken.") Zum Verlauf und (vor-
läufigen) Ergebnis vgl. im einzelnen „Mitarbeit von 
Eltern im Eingangsbereich der Grundschule — Er-
fahrungen, Eräuterungen, Hilfen, hrsg. v. Referat 
Vorschulische Erziehung und Grundschule des Am-
tes für Schule (hekt. Ms. 1975); H. Schwarz, Mitarbeit 
von Eltern im Unterricht der Grundschule. Stand 
der Versuchsarbeit im 1. Schulhalbjahr 1975/76, in: 
Berichte und Dokumente aus der Freien und Hanse-
stadt Hamburg Nr. 469 v. 3. 3. 1976 und ders., Mitar-
beit von Eltern im Unterricht der Grundschule. Ver-
suchsarbeit im Schuljahr 1977/78, in: Daten & Fak-
ten Nr. 9/78, hrsg. o. Amt für Schule Hamburg; 
J. Böttcher u. a„ Elternmitarbeit im Anfangsunter-
richt, in: Die Grundschule 9 (1977), S. 235 ff.; E. Pe- 
ters/K. Marquard/M. Witt, Hamburger Eltern ma-
chen mit, in: schulmanagement 10 (1979), H. 4, 
S. 32 ff. Zum Versuch, Eltern in den Unterricht ein-
zubeziehen, siehe auch „Schulanfang — gemeinsam 
mit Eltern, Lehrern und Kindern" (= Themenheft 
der Zeitschrift Grundschule 12/1980, H. 8).

Schon Dörpfeld hatte gegen Kritiker, die be-
zweifelten, daß Eltern, die doch Laien seien, 
über die Kompetenz verfügten, in der schu-
lischen Selbstverwaltung (die für Dörpfeld 
auch den Erziehungsbereich einschloß) mitzu-
arbeiten, eingewandt, „daß nur das Unkraut 
von selbst wächst, dagegen alle Kulturpflan-
zen einer sorgsamen Pflege bedürfen. Nun ge-
hören doch das Bildungsinteresse und die in-
nere Mündigkeit in Erziehungssachen un-
zweifelhaft nicht zum sozialen Unkraut, das 
von selbst gedeiht, sondern zu den Kulturge-
wächsen, und zwar der edelsten Art. Und 
wenn das, so bedürfen sie der freien Luft, des 
Lichts, der Anregung, der Belehrung, der Mög-
lichkeit der Selbstbetätigung, kurz, der Pfle-
ge."58 ) Je mehr sich die Schule der Reformpäd-
agogik auch als Ort der Erziehung verstand, 
desto mehr öffnete sie sich dem „anderen Er-
zieher" und betonte die elternpädagogische 
Aufgabe der Schule: „Die Bildungswirkung des 
Elternhauses ist nicht unveränderlich; sie 
kann sich, an der gegenwärtigen Lage gemes-
sen, vestärken und schwächen, verbessern und 
verschlechtern. Unter die Faktoren, die auf die 
pädagogische Gesinnung, Kraft und Kunst des 
Elternhauses einwirken können, zählt auch 
die Schule, und zwar nicht an letzter Stelle.“59 )

Auf der Reichsschulkonferenz, dem wichtig-
sten erziehungspolitischen Forum der Weima-
rer Schulgeschichte, sahen elternfreundliche 
Pädagogen in „der steigenden Unfähigkeit der 
Familie, ihre erzieherischen Aufgaben zu lö-
sen"60 ), eine Herausforderung für die Schule 
und die aktiven Eltern. Auch nach dem Zwei-
ten Weltkrieg erhoben sich Stimmen, die auf 
die Notwendigkeit elternpädagogischer Be-
mühungen der Schule hinwiesen61 ). Doch die 
Staatsschule verstand sich — von Ausnahmen 
abgesehen — nie als Ort der Elternbildung; 
Bemühungen, die Eltern in die Arbeit der 
Schule einzubeziehen62 ), sie im erzieherischen 
Raum mitwirken zu lassen, stoßen bis heute 
auf Widerstände. Um so bedeutsamer sind 
praktische Versuche der letzten Jahre, erzie-
hungsnahe Formen und Möglichkeiten der El-
ternmitwirkung zu entwickeln.

Eltern in der Grundschule — 
das Hamburger Beispiel

Am interessantesten ist hier das Hamburger 
Experiment, Eltern in den Unterricht der 
Grundschule einzubeziehen. An diesem Ange-
bot, das bislang in der Bundesrepublik einzig-
artig ist und als Versuch seit 1974 läuft (seit 



Ende 1978 als Regellösung) und gegen nicht 
unerhebliche Widerstände durchgesetzt wer-
den mußte, nahmen im Schuljahr 1977/78 403 
(im Vorjahr: 287) Klassen mit 1 585 (im Vorjahr: 
1 121) Eltern (vorwiegend Mütter) teil. Als Mo-
tiv für die Anregung zur aktiven Mitarbeit der 
Eltern nennt der Versuch die „Einsicht, daß Er-
ziehung langfristig nur wirksam sein kann, 
wenn die beiden wesentlichen Erziehungsin-
stanzen der Kinder ... enger als bisher in der 
Erziehung zusammenarbeiten". Er plädiert für 
„neue Formen möglichst regelmäßigen ge-
meinsamen Beobachtens

63
 und Handelns in der 

Erziehungssituation" ).
Die Erfahrungen der Schulen resümiert der 
Bericht so: „Durch die Möglichkeit, am Unter-
richtsgeschehen beteiligt zu sein, fühlten sich 
die Eltern akzeptiert; die Kontakte zwischen 
den Eltern sowie zwischen Pädagogen und El-
tern verstärkten sich; Gespräche über Erzie-
hungsfragen würden intensiver und differen-
zierter; die Beziehungen würden offener. Be-
tont wird, daß die mitarbeitenden Eltern ihre. 
Erfahrungen an die anderen Eltern der Klasse 
weitergegeben hätten und so die Beziehungen 
und das Gespräch zwischen dem Pädagogen 
und allen Eltern der Klasse sachbezogener 
und verständnisvoller geworden seien."64)

63) Mitarbeit (1975) a. a. O. (Anm. 62), S. 2.
64) Schwarz (1975) a. a. O. (Anm. 62), S. 4.
65) „Die Hauptprobleme der Elternmitarbeit sind 
die, die Erwachsene mit sich selbst und im Umgang 
miteinander haben. Es sind vor allem Status-Sorgen 
und Selbstwert-Animositäten", Chr. Lemmer, Eltern 
in meiner Klasse, in: Die Grundschule 8 (1976), 
S. 387 ff. (389).
66) Dieses Lernen ,vor Ort' ist sicher ein wirksame-
res (kein Allheil-)Mittel gegen den „Schulstreß" als
die ermüdenden öffentlichen Debatten über den 
Schuldigen', in denen der Schwarze Peter zwischen
Eltern, Lehrern, Schulverwaltungen und ,der Gesell-
schaft' hin- und hergeschoben wird (vgl. zum Pro-
blemfeld .Schulstreß' die vom Bundesministerium 
für Bildung und Wissenschaft herausgegebene Gut-
achtenreihe „Überbeanspruchung von Schülern", 
Bonn 1977/78).

Faßt man das vorliegende Material zusammen, 
so stellen sich diese und andere vereinzelte 
Bemühungen als bedeutsame eitern- und er-
wachsenenpädagogische Aktionsfelder dar, 
auf denen Eltern lernen können,
— sich auch anderen als den eigenen Kindern 
zuzuwenden und sich auf andere Eltern einzu-
stellen );65

— die Bedürfnisse der jeweiligen Altersstufe 
besser zu verstehen und zu sehen, was Kinder 
dieses Alters und das eigene Kind zu leisten in 
der Lage sind (Relativierung von über- oder 
Unterschätzung ));66

— ihre Beobachtungsfähigkeit für Erziehungs-
situationen zu differenzieren und das eigene 

Erziehungsverhalten zu reflektieren (damit 
werden Eltern auch in der Beurteilung 
des .professionellen' Erzieherverhaltens kriti-
scher);
— die Rolle des Lehrers, seine Belastungen 
und begrenzten Handlungsspielräume und 
darüber hinaus die Möglichkeiten der Schule 
aufgrund ihres Einblicks in die Schul- und 
Unterrichtswirklichkeit realistischer zu se-
hen67 );
— auf Elternabenden und im institutionali-
sierten Vertretungsbereich mitzuwirken, weil 
die eigene Anschauung die Distanz zur Schule 
mindert und die gemeinsame Erfahrung, die 
sie und die Lehrer machten, pädagogisch 
fruchtbare Gespräche anregen.
Dieser ausführliche Verweis auf eine beispiel-
hafte Form und Möglichkeit der Elternmitwir-
kung zeigt, daß die erzieherisch bedeutsame 
Zusammenarbeit von Eltern und Schule ge-
genwärtig möglich ist, wenn das elterliche 
Interesse und die elterliche Mitwirkungs- und 
Kooperationsbereitschaft über längere Zeit 
herausgefordert werden und Schule und 
Schulverwaltung das Engagement unterstüt-
zen. Solche Formen erziehungsnaher Mitwir-
kung stärken die Argumentations- und Kon-
fliktfähigkeit der Eltern und sind ein gewichti-
ger Beitrag zur schul- und erziehungspolitisch 
unerläßlichen Pädagogisierung der Elternmit-
wirkung.
Die didaktische und organisatorische Ver-
schränkung der Eltern- und schulorientierten 
Erwachsenenbildung mit der Mitwirkung in 
öffentlichen Erziehungsinstitutionen müßte 
also stärker als bisher als Aufgabe für Schule 
und Schulpolitik gesehen werden68 ). Ihre Not-

67) Das bedeutet auch, daß sie die tatsächlichen Be-
lastungen durch das .Lehramt' erkennen, Vor- oder 
Fehlurteile korrigieren und gelegentliche unange-
messene Ansprüche an die Lehrer überdenken kön-
nen (zum Lehrerbild in der Elternschaft vgl. die in-
teressante Studie „Das Erscheinungsbild des Leh-
rers in der Öffentlichkeit". Forschungsbericht 13 der 
Max-Traeger-Stiftung, München 1979). Erziehungs-
nahe Elternmitwirkung ist ohne Zweifel eine pro-
duktivere Strategie, Eltern über die Belastungen des 
Lehrers am Arbeitsplatz Schule aufzuklären, als die 
derzeitigen Aktionen „Gläserne Schulen“, die insge-
samt eher künstlich wirken und ohne erkennbare 
Resonanz bleiben.
68) Vgl. die Forderung des 51. Dt. Juristentages 
Pkt. I, 3: „Es ist notwendig, die Entwicklung der Mit-
wirkungsfähigkeit von ... Elternvertretern als be-
sondere Bildungsaufgabe zu begreifen und dement-
sprechend systematisch und auf breiter Grundlage 
durch Kommunen, Schulverwaltungen und freie Bil-
dungsträger zu fördern". Vgl. auch II. Familienbe- 
richt (Bericht der Sachverständigenkommission): 
Deutscher Bundestag Drs. 7/3502 v. 15.4. 75, 
S. 111.
Daß die Qualifizierung der Elternvertreter unerläß-
lich ist, wenn der Anspruch auf „das volle Mitbe- 



Wendigkeit und Dringlichkeit ergibt sich aus 
sozialpolitischen Zielsetzungen, Problemen 
der Theorie-Praxis-Vermittlung und gesell-
schaftspolitischen Erwägungen. Die sozialpoli-
tische Zielsetzung der Schule, „chancenaus-
gleichend'' zu wirken, kann sie nicht gegen die 
Eltern erreichen. Sie muß sie vielmehr anspre-
chen und an ihre Erziehungskompetenzen an-
knüpfen.
Die Aachen-Studie, die neueste empirische 
Untersuchung zur Mitgliedermotivation und 
-Struktur im Bereich der institutionalisierten 
Elternbildung, weist darauf hin, daß „die den 
Unterschichten zugehörigen Eltern (am ehe-
sten) dann für Elternbildung zu motivieren 
(sind), wenn der Impuls hierzu von den Erzie-
hungseinrichtungen ihrer Kinder ausgeht, be-
sonders von Kindergarten, Grund- und Haupt-
schule; dagegen scheint eine gewisse Aver-
sion gegen selbständige Einrichtungen der El-
ternbildung zu bestehen"69 ). Die Schule hat 
also günstigere Chancen, mit diesen Eltern ins 
Gespräch zu kommen, als sie „freiwilligen" Or-
ganisationen zur Verfügung stehen, um über 
das gemeinsame Interesse am Kind soziale, af-
fektive und Informationsdistanzen zwischen 
den Erziehungsfeldern abzubauen. Auch das 
Problem der Theorie-Praxis-Vermittlung läßt 
die aktive, tätigkeitsbezogene Elternbildung 
(als Elternmitwirkung) als dringlich erschei-
nen. Die Diskussion um die „Professionalisie-
rung" der Elternrolle birgt die Gefahr, daß For-
men der Belehrung, wie sie im Bereich schu-
lischen Lernens dominieren, überhandnehmen 
und letztlich „Wissen" und „Erfahrung" unver-
mittelt bleiben. Eine solche methodisch-tech-
nische Orientierung der Elternbildung (wie sie 
sich seit geraumer Zeit in den .Erziehungsru-
briken' der Zeitschriftenliteratur beobachten 
läßt) würde die erzieherische Unsicherheit der 
Familie erhöhen, wenn die Informationen 
nicht in gemeinsame Reflexionsprozesse ein-
gebracht, für die Alltagswelt modifiziert und 
für die je spezifische familiale Konstellation 
„aufbereitet" werden könnten70 ). „Wo Beleh-

der Kinder) zu organisieren, überzeugend dazu 
Schleicher 1977 (Anm. 23), der über den aktuellen 
Dikussionsstand informiert und ein Rahmenkon-
zept der Familienbildungsarbeit entwirft, das er in 
der Skizze eines Modellversuchs integrierter El- 
tern-Kind-Arbeit in einem neu konzipierten Worm-
ser Familienzentrum konkretisiert; vgl. auch H. Fe-
ser u. a., Klassenfamilien. Eltern, Schüler, Lehrer als 
Partner, Ulm 1980.
71) Dörpfeld, Die drei Grundgebrechen ... a. a. O. 
(Anm. 9), S. 85 (Hervorhebungen im Original).
72) Die wichtigsten derzeit verfügbaren empiri-
schen Materialien entstanden im Umfeld des II. Fa-
milienberichts (Anm. 68). Vgl. bes. K. Mollenhauer 
(Hrsg.), Soziale Bedingungen familialer Kommuni-
kation, München 1975; F. Neidhardt (Hrsg.), System-
eigenschaften der Familie, München 1976; Bärsch 
u. a. (Anm. 47).

stimmungsrecht bei der Zulassung von Schulbü-
chern und Lehrerhandbüchern, Erlassen, Verord-
nungen und Rahmenrichtlinien", das beispielsweise 
der hessische Landeselternbeirat für sich fordert, 
nicht zur schlichten Anmaßung werden soll, liegt 
auf der Hand (wobei hier nicht gefragt werden kann, 
ob Eltern gut beraten sind, solche Ansprüche zu 
stellen). Vgl. den Forderungskatalog im einzelnen 
in: „Informationen des Bundeselternrats/Arbeitsge- 
meinschaft der Landeselternvertretungen" (Aus-
gabe 2/IX), Mai 1980, S. 3.
69) Zusammenfassend F. Pöggeler, Eltern und El-
ternbildung, in: L. Kerstiens (Hrsg.), Elternbildung, 
Bad Heilbrunn 1976, S. 182 ff. (185).
70) Vgl. die programmatischen Versuche, Elternbil-
dung als Familienbildung (d. h. unter Einbeziehung 

rung oder Anregung stattfinden soll, da muß 
überall und immer das lebendige mündliche 
Wort dem geschriebenen voraufgehen und 
demselben stets zur Seite bleiben" (Dör-
pfeld)71 ).
Darüber hinaus legen gesellschaftspolitische 
Erwägungen die Förderung erziehungsnaher 
Mitwirkungsangebote nahe. Familiensoziolo-
gische Befunde weisen auf die .Privatisierung' 
der Familie hin, auf ihre „soziale Vereinsa-
mung" (Süßmuth), ihre Distanz zum öffentli-
chen Raum, ihre mangelnde Umweltoffenheit 
und ihre „Anregungsschwäche" (Neidhardt), 
die das Familienleben als Anregungs- und Er-
fahrungsmilieu verarmen läßt72 ). Die gesell-
schaftspolitisch und sozialisationstheoretisch 
fundierte Kritik an der gesellschaftlichen Iso-
lierung der Familie und ihrer sozialen Verein-
samung trifft sich mit der Kritik an der „isolier-
ten“ Schule, an ihrer Distanz zum Leben der 
Kinder und ihren oft auf curriculare und tech-
nische Fragen reduzierten Problemperspekti-
ven. Erziehungsnahe Mitwirkungsangebote 
könnten über die „.Totalität' des Interesses" am 
Kind (Gaudig) die jeweiligen Verarmungen 
und Einseitigkeiten in Schule und Familie 
mindern. Diese Angebote könnten eine wich-
tige gesellschaftspolitische Chance sein. Denn 
vieles spricht dafür, daß sich familiale .outside 
interests' gerade durch den Bereich anregen 
lassen, der die Aufmerksamkeit der Eltern oh-
nehin beansprucht: die Schule des Kindes. In 
der Praxis der erziehungsnahen Elternmitwir-
kung mindert die Erfahrung der Gemeinsam-
keit die konventionelle Distanz und die Kon-
taktbarrieren der Eltern untereinander und 
gegenüber der Institution Schule und ihrem 
Personal; die aktive Mitarbeit und das Gefor-
dertsein im „öffentlichen" Raum wecken das 
Interesse an schulischen und schulpolitischen 
Partizipationsbereichen und fördern darüber 
hinaus das potentielle Engagement an ande-
ren gesellschaftspolitischen Fragen und Ak-
tionen.



VI. Resümee und Perspektive:
Für eine erziehungsnahe Elternmitwirkung

Die Erziehung des jungen Geschlechts sei das 
Hauptgeschäft der Menschheit, da

73

s Eltern und 
Schule „nur in treuer Bundesgenossenschaft 
miteinander lösen" könnten, notierte J. Tews 
um 1920 ).  Der Satz, im Pathos der Reform-
pädagogik geschrieben, markiert ein klassi-
sches Problem der deutschen Schulgeschichte, 
das — oft verdrängt — politisch und pädago-
gisch noch nicht bewältigt ist: Wie können El-
tern an der Schule ihrer Kinder teilhaben, wie 
kann die „treue Bundesgenossenschaft" orga-
nisiert werden?
Faßt man die gesellschafts- und rechtspoliti-
schen und erziehungswissenschaftlichen Ent-
wicklungen der letzten Jahre im Umkreis der 
Elternmitwirkung zusammen, so lassen sich 
zwei gegenläufige Tendenzen feststellen. Zum 
einen wächst die politische und pädagogische 
Kritik an der „verwalteten" Schule, die Eltern 
praktisch ausschließt, und im erziehungswis-
senschaftlichen Bereich mehren sich die Stim-
men, die fragen, ob sich Schule nicht weit stär-
ker in den „Dienst der werdenden Persönlich-
keit" (Gaudig) stellen, die .Totalität' des Inter-
esses fordern und fördern und deshalb den 
Kontakt mit den Eltern suchen muß. Zum an-
deren ist die Schule aufgrund schulpolitischer, 
organisatorischer und curricularer Entwick-
lungen der Laienmitwirkung objektiv unzu-
länglicher geworden: Die Sicht der Schule als 
Allokationsinstrument für Sozialchancen hat 
schulische Vorgänge stärker als früher büro-
kratisiert, und die Schulen sind größer und 
ihre Binnenstrukturen sozial, funktional und 
organisatorisch komplexer und damit unüber-
schaubarer geworden.
Die mitwirkungsfreundlichen Tendenzen wer-
den also durch mitwirkungsfeindliche Ent-
wicklungen konterkariert,
— weil Mitwirkung nicht hinreichend als so-
ziales, pädagogisches und organisatorisches 
Problem gesehen wurde;
— weil die Bildungsplanung die Leistungsfä-
higkeit der familialen Erziehung gering 
schätzte und gleichzeitig die elternpädagogi-
sche Aufgabe der Schule ignorierte;
— weil die traditionelle Überschätzung der 
Möglichkeiten institutionalisierter Bildung 
trotz aller Schulkritik und aller moralisch und 
empirisch begründeter Zweifel anhält; und 
nicht zuletzt

— weil die .Superstruktur' Schule eine Eigen-
gesetzlichkeit zu entfalten droht, die sie ge-
genüber politischen und pädagogischen Inter-
ventionen zunehmend unzugänglicher wer-
den läßt.
Im Interesse der „Bildung der einen Persön-
lichkeit des Kindes" (BVerfG) muß die Förde-
rung der elterlichen Erziehungs- und Mitwir-
kungsfähigkeit also genuiner Bestandteil 
schulpolitischer Bemühungen sein; wird sie 
vernachlässigt, so dürfte sich trotz Schulkritik 
und trotz schulverfassungspolitischer Argu-
mentationen die Distanz zwischen familialer 
und institutionalisierter Erziehungssphäre 
vergrößern74). Die Entwicklung der Mitwir-
kungsfähigkeit der Eltern und Elternvertreter 
müßte weit stärker als bisher als „besondere 
Bildungsaufgabe" und als Element der Eltern- 
und Erwachsenenbildung gesehen werden.

73) J. Tews, Elternabende und Elternbeiräte, Lan-
gensalza 19225, S. 3, 7. 74) Vgl. Schleicher (1975), a. a. O. (Anm. 23), S. 248.

Demgegenüber ist die herkömmliche Gre- 
mienmitwirkung zwar nicht irrelevant, aber 
zweitrangig; vornehmlich muß Elternmitwir-
kung dort anknüpfen, wo elterliche Interessen 
vorhanden oder zu entwickeln sind: beim 
eigenen Kind. Die institutionalisierte Eltern-
mitwirkung müßte sich, um attraktiver zu wer-
den, elternpädagogischer Konzeptionen erin-
nern. Elternvertretungen konkurrieren mit 
anderen Organisationen im gesellschaftlichen 
und politischen Raum um Mitglieder. Zahlrei-
che Organisationen — von den Parteien und 
Gewerkschaften über Bürgerinitiativen bis zu 
Kirchen und Verbänden — suchen „ehrenamt-
liches" Engagement. Mitglieder sind also 
„knapp". Deshalb müssen Elternvertretungen 
begründen, warum gerade die Mitarbeit bei ih-
nen (und nicht in der Organisation A oder B) 
wichtig ist. Dabei ist die Betonung der staats-
bürgerlichen Pflicht ungeeignet oder doch un-
genügend, weil sie als Begründungs- und 
Rechtfertigungsformel nahezu aller Organisa-
tionen dienen kann. Nötig sind also eigenstän-
dige und elternspezifische Argumente.
Hier bietet sich die (heute vernachlässigte) so- 
zialisations- und erziehungspraktische und so-
ziale Dimension der Elternmitwirkung an, die 
durch Formen erziehungsnaher Mitwirkung 
praktisches Gewicht bekommen kann. In der 
Praxis dieser Mitwirkung stehen nicht .profes-
sionelle' Elternbildner .belehrungsbedürftigen' 
Klienten gegenüber; sie ist nicht an tatsächli-
chen oder vermeintlichen Defiziten familialer 
Erziehung orientiert, sondern bemüht sich, an



vorhandene Kompetenzen der Eltern anzu-
knüpfen und ihre „Selbstkraft" (Pestalozzi) zu 
aktivieren. Diese Mitwirkung im erzieheri-
schen Feld der Schule muß also auf die Ent-
deckung und Schaffung von Handlungssitu-
ationen gerichtet sein, in denen sich diese 
Kompetenzen bewähren und sich die „Selbst- 
kräfte" entfalten können.

Elternmitwirkung und Schulreformpolitik

Man wird dabei die reformpolitische Chance 
erziehungsnaher Elternmitwirkung nicht ge-
ringachten dürfen. Die Erfahrungen des letz-
ten Jahrzehnts haben keinen Zweifel daran 
gelassen, daß Bildungsreformpolitik auf eine 
urteils- und kritikfähige Elternschaft angewie-
sen ist, die Veränderung

75
en im Bildungssystem 

nicht als Bedrohung empfindet 5). Erziehungs-
nahe Elternmitwirkung kann die Eltern als 
wichtigstem Teil der .aktiven Öffentlichkeit' 
für die Möglichkeiten und Grenzen institutio-
nalisierter Bildung sensibilisieren; politisch 
stimulierte überzogene Erwartungen in diese 
Möglichkeiten, die (was fast zwangsläufig der 
Fall sein muß) enttäuscht werden, diskreditie-
ren die Reform, nähren Ressentiments gegen 
Veränderungen und geben unaufgeklärten In-
teressen Auftrieb. Elternbildung und die enge 
Kooperation zwischen Eltern und Schule sind 
also um so wichtiger, je abhängiger Schulrefor-
men von erzieherischen und sozialen Voraus-
setzungen des Elternhauses sind, je kurzfristi-
ger sie geplant und je intransparenter damit 
oft die Schulstrukturen werden.

75) Interessant ist die Frage, warum es den konser-
vativen Elternverbänden in Hessen und Nordrhein- 
Westfalen gelang, eine vergleichsweise große An-
zahl von Eltern zu aktivieren. Vieles spricht dafür, 
daß diese Resonanz mit dem Mißtrauen vieler El-
tern in die Fähigkeit politisch-administrativer In-
stanzen, Neben- und Folgeprobleme geplanter Maß-
nahmen in die Überlegungen einzubeziehen, mit 
dem Mißverhältnis zwischen der Reformrhetorik 
und der ,vor Ort erfahrenen Wirklichkeit der 
Schule ihrer Kinder und mit einer tiefen Unsicher-
heit, sich in der Schule zurechtzufinden, zusammen- 
hängt — eine Unsicherheit, die ihre Wurzel letztlich 
in der traditionellen .Elternferne' der Staatsschule 
hat.

76) „Frankfurter Allgemeine Zeitung" v. 18.3. 1980 
(„Remmers für eine .erlaßfreie Schule' / Mehr Spiel-
raum für Lehrer'). Remmers moniert, daß immer eng-
maschigere Verwaltungsvorschriften den Lehrer zu 
pädagogischer Ratlosigkeit verurteilt hätten; staat-
liche Planung und Verwaltung seien trotz wohlmei-
nender Absichten zu einer Hauptursache der Ent-
fremdung der verwalteten Schule von den Lebens-
problemen der Schüler, ihrer Eltern und der Lehrer 
geworden. Ein Ausweg aus der „pädagogisch tödli-
chen Regelungsflut" sei nur zu finden, wenn der ein-
zelnen Schule eine „erlaßfreie Selbständigkeit" in-
nerhalb weniger Rahmenbedingungen gegeben 
werde.

In der Schulverfassungsdiskussion der siebzi-
ger Jahre waren diese Gesichtspunkte ebenso-
wenig ein Thema wie das Verhältnis von El-
tern und Schule und elternpädagogische Fra-
gen. Die realisierten Schulverfassungsmodelle 
verkürzen die Frage der (Eltern-)Mitwirkung 
in doppelter Hinsicht: Sie institutionalisieren 
Partizipationsangebote, ohne die rechtlichen 
und materiellen Spielräume (und damit Ent-
scheidungschancen) nennenswert zu erwei-
tern und das Verhältnis von staatlicher Ver-

waltung und Einzelschule zu reorganisieren, 
und sie beziehen diese Angebote (soweit sie 
Eltern betreffen) auf vergleichsweise neben-
sächliche Leistungs-, Ordnungs- und Verwal-
tungsfragen. Das Resultat ist eine eigentümli-
che Disproportion zwischen den beschränkten 
Handlungs- und Entscheidungsmöglichkeiten 
der Schule und den relativ umfangreichen or-
ganisatorischen und prozeduralen Vorkehrun-
gen, die mit diesen Teilnahmeangeboten ver-
bunden sind (wobei die Wahrnehmung elterli-
cher Mitwirkungsrechte zeitliche, instrumen-
teile und rhetorische Ressourcen voraussetzt, 
die diese Wahrnehmung fast zum neuen .Bil-
dungsprivileg' werden läßt).
Politisch läßt sich dieses Mißverhältnis aus 
dem Versuch erklären, gegenüber dem Mei-
nungsdruck, der auf die „Demokratisierung" 
der Schule zielte, aufgeschlossen und flexibel 
zu reagieren, dennoch aber am Anstaltscha-
rakter der Schule festzuhalten, um sie poli-
tisch und administrativ fest „im Griff" zu behal-
ten. Nun wäre es aber unangemessen, die 
Hartnäckigkeit, mit der „der Staat" sich wei-
gert, das ihm historisch zugefallene Schulwe-
sen aus seinem Normsetzungswillen freizuset-
zen, allein aus den .Machtinteressen' und der 
.Reformunfähigkeit' der Schulverwaltungen zu 
erklären. Eine wesentliche Barriere auf dem 
Weg zur „selbständigen" Schule (für die jüngst 
Niedersachsens Kultusminister Remmers 
überzeugend plädierte76)) ist eine politische 
Kultur, die von der Schule zuvörderst erwar-
tet, daß sie .funktioniert' und in der Konflikte 
innerhalb der Schulen und zwischen Schulen 
und Schulverwaltung (die in der „selbständi-
gen" Schule zunächst verstärkt auftreten 
könnten) dramatisiert werden und zu poli-
tisch-publizistischen Sensationsmeldungen 
avancieren. In einem solchen .Klima' ent-
springt die unübersehbare Neigung der poli-
tisch-administrativen Instanzen, die Schulen 
„im Griff" zu behalten, ihren legitimen Eigenin-
teressen, weil sich Konflikte als Negativ-
punkte in der politischen und Karrierebilanz 
der Verantwortlichen (z. B. der Schulverwal-
tungsbeamten, der Schulleiter) niederschlagen 
würden.



Elternmitwirkung und 
Schulverfassungsreform

Versuche wie die „selbständige" Schule setzen 
also eine schulpolitische Öffentlichkeit vor-
aus, die Experimente nicht von vornherein 
zum Risiko für die Experimentatoren werden 
läßt. Die Elternschaft ist die wichtigste Gruppe 
dieser Öffentlichkeit. Sie muß für das (ebenso 
radikale wie notwendige) Experiment der 
„selbständigen" Schule gewonnen werden, und 
zwar mit pädagogischen Argumenten.
Ein produktiver Beitrag könnte die erzie-
hungsnahe Mitwirkung in einer Schule sein, 
in der sich Mitwirkung „lohnt“ und in der El-
tern und Lehrer voneinander und miteinander 
lernen und so das Experiment einer von obrig-
keitlichen und technokratischen Dirigismen 
befreiten Schule vorbereiten und ermöglichen. 
Die konkrete Gestaltung der erziehungsnahen 
Kooperation zwischen Eltern und Schule ent-
zieht sich zwar weitgehend dem planenden 
Zugriff der Schulverwaltung und ist deshalb 
auch nur begrenzt „machbar". Aber Schulpoli-
tik und -Verwaltung können (wie das Hambur-
ger Beispiel der elterlichen Mitarbeit in der 
Grundschule zeigt) günstige Rahmenbedin-
gungen schaffen, Anstöße geben und die Be-
teiligten ermutigen. Diesen Rahmenbedingun-
gen muß sich die künftige Diskussion zuwen-
den77 ). Darüber hinaus sollten beherzter als 
bisher Modelle und Vorgänge gefördert wer-

77) So wäre z. B. unter Berücksichtigung der beste-
henden Regelungen über die ehrenamtlichen Tätig-
keiten in staatlichen und kommunalen Körperschaf-
ten und der aktuellen Diskussion über den Bil-
dungsurlaub zu erörtern, wie den berufstätigen El-
tern die Teilnahme an schulischen Veranstaltungen 
etc. ermöglicht werden kann. Die Bildungsurlaubs-
regelungen der Länder sehen eine solche Teil-
nahme o. ä. bislang nicht vor, bieten aber Ansatz-
punkte, an denen sich anknüpfen ließe. So soll nach 
§ 1 (2) des hamburgischen Bildungsurlaubsgesetzes 
vom 21. 1. 1974 (GVBl. S. 6) die Freistellung für Maß-
nahmen der politischen Bildung die Fähigkeit des 
Arbeitnehmers fördern, politische Zusammenhänge 
zu beurteilen und politische und gesellschaftliche 
Aufgaben wahrzunehmen. Damit sind Bildungsmaß-
nahmen für Eltern und Elternvertreter (Vertretung 
als gesellschaftliche Aufgabe) vom Gesetz erfaßt. 

den, an denen sich die erziehungsnahe Eltern-
mitwirkung praktisch bewähren und zur erzie-
herischen „Selbstkraft" (Pestalozzi) der Eltern 
beitragen kann.
Diese Forderung nach erziehungsnaher El-
ternmitwirkung ist politisch brisant, weil sie 
auf die Abkehr von konservativen wie pro-
gressiven Staatsschultraditionen zielt. Sie läßt 
sich aber nicht (wie der Streit um den „wahren" 
Elternwillen) im ideologiepolitischen Koordi-
natensystem interpretieren, sondern führt zu 
sachbezogenen Konflikten, die zumindest die 
Chance zum handlungsorientierten Konsens 
bieten, weil sie nicht mit der Überkomplexität 
politisch-normativer Kontroversen belastet 
sind.
Das erziehungsnahe Verständnis von Eltern-
mitwirkung, das zugleich auf die konzeptio-
nelle Abhängigkeit der Bildungspolitik von 
anderen Politikfeldern verweist, könnte das 
spannungsvolle Verhältnis zwischen Eltern 
und Schule entkrampfen und die Realität der 
Schule produktiv verändern:
— Sie modifiziert den Trend zur technisch ver-
kürzten Professionalisierung des pädagogi-
schen Personals und vermindert die Eigendy-
namik und Gesellschaftsdistanz der bürokra-
tisch-professionellen .Superstruktur' Schule.
— Die, Mitwirkung der Eltern an der Schule 
als „Weg des Kindes" (Langeveld) stimuliert 
oder verstärkt das Interesse an diesem Weg 
und nicht nur an seinem Ziel, dem formalen 
Abschluß.
— Die Mitwirkung reduziert überzogene (und 
in der Konsequenz für Schüler und Lehrer in-
humane) Erwartungen in die Möglichkeiten 
institutionalisierter Bildung und die von ihr zu 
erbringenden „Leistungen".
— Die Mitwirkung vermindert die problemati-
sche .Arbeitsteilung' und reduziert die Diskre-
panz zwischen Zuständigkeit und Verantwor-
tung für den „Weg des Kindes".
So verstandene Elternmitwirkung, die pädago-
gische Verantwortung und soziales Engage-
ment fordert und fördert, könnte ein Schritt 
zur „humanen Schule" und zugleich ein Beitrag 
zur demokratischen politischen Kultur sein.



Heidrun Hoppe

Verwaltete Partizipation

Die Lehrerbeteiligung an der Lehrplanreform

In der Curriculumdiskussion steht die Forde-
rung nach .Partizipation' oder .Beteiligung' der 
Lehrer am Reformprozeß seit langem im Mit-
telpunkt des Interesses. Die Einschätzung, daß 
„die Lehrer ... an der Entwicklung von RRL 
und Materialien beteiligt und auf deren Um-
setzung im Unterricht vorbereitet werden"1) 
müssen, wird seit mehreren Jahren sowohl 
von der Bildungsverwaltung2) als auch von 
Wissenschaftlern3) ausdrücklich unterstützt.

’) E. Frister, Vorwort, in: G. Köhler, E. Reuter (Hrsg.), 
Was sollen Schüler lernen? Die Kontroverse um die 
hessischen Rahmenrichtlinien für die Unterrichtsfä-
cher Deutsch und Gesellschaftslehre, Frankfurt 
1973.
2) Vgl. z. B. Hessischer Kultusminister: bildungspo-
litische informationen 1/1971.
3) Vgl. B. Santini, Das Curriculum im Urteil der Leh-
rer, Basel 1971; S. Gerbaulet u. a., Schulnahe Curri-
culumentwicklung. Ein Vorschlag zur Errichtung 
Regionaler Pädagogischer Zentren mit Analysen 
über Innovationsprobleme in den USA, England und 
Schweden, 1972.
4) Die Relevanz der Bildungsverwaltung ergibt sich 
aus ihrer Anordnungs- und Kontrollmacht über 
schulische Prozesse. Zum Interesse der Lehrer an 
ungleich intensiver Partizipation vgl. H. Hoppe- 
Treutner, Entsteht einen neue Lehrerelite? Uber 
Lehrplanreform und Lehrerpartizipation, Hamburg 
1979.

5) Vgl. M. J. Buse, Beteiligung woran und wozu? Zur 
Abgrenzung von Bereich und Begriffen, in: U. v. Ale-
mann, Partizipation — Demokratisierung — Mitbe-
stimmung. Problemstellung und Literatur in Politik, 
Wirtschaft, Bildung und Wissenschaft, Opladen 
1975, S. 41—44.

Die generelle Notwendigkeit von Lehrerparti-
zipation an der Lehrplanreform soll, da dies 
bereits vielfach geschehen ist, hier nicht noch 
einmal hervorgehoben und illustriert werden. 
Vielmehr gilt es, einige bisher ungeklärte, in 
der wissenschaftlichen Diskussion unbeach-
tete Eigentümlichkeiten curricularer Partizi-
pationsprozesse zu untersuchen: Ziel dieses 
Aufsatzes ist die Analyse zentraler, durch die 
Bildungsverwaltung gesetzter4) Bedingungen 
unterschiedlicher Beteiligungsformen an der 
Curriculumplanung. Es läßt sich nämlich fest-
stellen, daß einige Lehrer mit relativ weitrei-
chenden Handlungsräumen an der Erarbei-
tung von Curricula beteiligt werden (z. B. in 
den Bielefelder Schulprojekten), während sich 
für die Mehrzahl der Lehrer Partizipation in 
der Ausdifferenzierung bereits vorgegebener 
Lehrpläne erschöpft (z. B. in Regionalen Päd-
agogischen Zentren). Solch unterschiedliche

Vorbemerkung

Tendenzen partizipativer Curriculumplanung 
geben Anlaß zu folgenden — im weiteren zu 
behandelnden — Fragen: Aus welchen Grün-
den ist die Bildungsverwaltung an unter-
schiedlich intensiver Lehrerpartizipation in-
teressiert? Welche Folgen haben ungleiche 
Beteiligungsformen für das Schulwesen?
Um diese Fragen beantworten zu können, sol-
len vorab einige grundsätzliche Überlegungen 
zum Partizipationsbegriff angestellt werden, 
um dann das spezifische Interesse der Bil-
dungsverwaltung an unterschiedlich intensi-
ver Lehrerpartizipation im einzelnen zu analy-
sieren. Die Zusammenfassung enthält Hypo-
thesen über die besonderen Bedingungen und 
Folgen von unterschiedlich intensiver Lehrer-
partizipation an der Curriculumplanung.

Zum Partizipationsbegriff

In der politikwissenschaftlichen Literatur 
wird unter .Partizipation' die Chance verstan-
den, durch zweckgerichtetes Handeln auf Pro-
zesse der (politischen) Willensbildung Einfluß 
zu nehmen5). Bei solchen Einschätzungen be-
steht jedoch ein entscheidender Mangel darin, 
daß die verschiedenen Funktionen, welche 
Partizipation haben kann, bisher nicht syste-
matisch herausgearbeitet worden sind. So ba-
sieren z. B. die Annahmen, Beteiligung ermög-
liche (in jedem Falle) neben einer Enthierar- 
chisierung auch eine verstärkte Selbst- und 
Mitbestimmung (.Bildung von Gegenmacht) 
oder, umgekehrt: sie diene grundsätzlich der 
Interessenverschleierung oder -harmonisie- 
rung, auf dem Versäumnis, Widersprüche und 
Ungereimtheiten, die mit Partizipation ver-
bunden sind, für die theoretische Einschät-
zung von Partizipationsprozessen fruchtbar zu 
machen.



Die gegensätzlichen Auffassungen darüber, 
was unter Partizipation zu verstehen sei, wer-
den m. E. durch ihre .doppeldeutige' Funktion 
verursacht, führt doch Partizipation zum einen 
zur unmittelbaren Beteiligung von Betroffe-
nen an Planungsprozessen, um ihre Selbstbe-
stimmungsmöglichkeiten zu erweitern, zum 
anderen dagegen zur Effektivierung und Legi-
timierung des Organisationsgeschehens, um 
die Ziele der Organisation — u. U. gerade ge-
gen die Interessen der Betroffenen — besser 
bestimmen und durchsetzen zu können. Wäh-
rend eine Funktion von Partizipation also 

durch die Negation repräsentativer Struktur-
prinzipien gekennzeichnet ist, da die Betroffe-
nen ,extrakonstitutionelle' Mitbestimmung 
praktizieren, zielt die zweite auf die Erhaltung 
und Effektivierung repräsentativer Organisa-
tionsstrukturen, indem durch die konstruktive 
Mitarbeit von Praktikern, potentiell Unzufrie-
denen usw. die Wirksamkeit dieser Struktu-
ren erhöht werden soll6). Welche der genann-
ten Funktionen schließlich überwiegt, kann 
nicht generell, sondern nur auf den je unter-
schiedlichen Fall bezogen beantwortet wer-
den.

6) Vgl. R. Grönemeyer, Integration durch Partizipa-
tion? Arbeitsplatz/Wohnbereich: Fallstudien, 
Frankfurt 1973.
6a) H. Brügelmann, Auf der Suche nach der ver-
lorenen Offenheit, in: H.-D. Haller, D. Lenzen 
(Hrsg.), Jahrbuch für Erziehungswissenschaft 1976, 
S. 121 — 137, S. 124.
7) In der Curriculumdiskussion wird hier immer 
wieder auf den Boykottaufruf von USA-Lehrern ge-
gen die verordnete Curriculumreform hingewiesen; 
vgl. dazu den Aufsatz: A. A. Glatthorn, How to Sabo-
tage ,Teacher-Proof Curricula, in: The Bulletin of 
the National Association of the Secondary School 
Principals, 52, 1968, S. 159—174; vgl. zu Erfahrungen 
mit der Curriculumreform in USA, England und 
Schweden: S. Gerbaulet u. a., a. a. O., S. 43 f.

Zur Funktion von Lehrerpartizipation an der Curriculumplanung

Um die unterschiedlichen Funktionen von 
Lehrerpartizipation genauer erfassen zu kön-
nen, soll die konkrete Situation, welche die 
Bildungsverwaltung veranlaßt, Partizipation 
für Lehrer zu ermöglichen, in die Analyse ein-
bezogen werden. Nach meiner Einschätzung 
ist die Bildungsverwaltung vor allem aus fol-
genden Gründen an der Mitwirkung von Leh-
rern an der Lehrplanreform interessiert:

1. Die für die Curriculumerarbeitung notwen-
digen Detailkenntnisse des Schulalltags kön-
nen nicht allein durch das Fachwissen von Be-
hördenvertretern und Wissenschaftlern ge-
wonnen werden, sondern nur durch die Mitar-
beit der unterrichtserfahrenen und mit schuli-
schen Detailproblemen vertrauten Lehrer.
2. Bei verwaltungsinternen Planungsprozes-
sen besteht das Problem, daß die getroffenen 
Maßnahmen nicht ausreichend demokratisch 
legitimiert sind, da sie nicht auf gesetzlicher 
Grundlage beruhen. Die Beteiligung von Be-
troffenen (z. B. von Eltern, Lehrern und Schü-
lern) gilt als wichtige Quelle zur Erzeugung 
von ausreichender Legitimität für planendes 
Verwaltungshandeln.
3. Die Einführung neuer Lehrpläne kann an oft 
sehr sublimen Vorbehalten und Widerständen 
der Lehrer scheitern. Lehrer haben, wie an-
dere Berufstätige auch, bei der Veränderung 
ihrer Arbeitsorganisation häufig das unange-
nehme Gefühl, „daß ihnen etwas aufoktroyiert 
wird“ ), was sich auf ihre berufliche und pri-
vate Lebensperspektive nachteilig auswirken 
könnte; sie widersetzen sich diesen Verände-
rungen daher mehr oder weniger intensiv und 
offen. Um solche Ablehnung der Lehrer mög-
lichst zu beseitigen und sie für die Durchfüh-
rung der geplanten Maßnahmen zu motivie-
ren, sollen sie am Reformprozeß partizipie-
ren.

6a

Im folgenden werden diese drei wesentlichen 
Funktionen von Lehrerpartizipation ausführ-
lich erörtert, um dann auf die Folgen des Parti-
zipationsprozesses, nämlich die Aufteilung 
der Lehrer in eine kleine Planerelite und in 
eine Masse von fremdbestimmten Planungs-
objekten, schließen zu können.

Zu 1.: Lehrerpartizipation effektiviert den 
Prozeß der Curriculumerarbeitung

Ausgangspunkt der hier anzustellenden Über-
legungen ist die These, daß die Bildungsver-
waltung an der Mitarbeit von Lehrern bei der 
Erarbeitung von Curricula interessiert ist, um 
durch deren Praxiserfahrungen und Detail-
kenntnisse die ,Kluft' zwischen den theoreti-
schen Kompetenzen von Behördenvertretern 
und Wissenschaftlern einerseits und den 
praktischen Unterrichtserfordernissen ande-
rerseits schließen zu helfen.
Das Theorie-Praxis-Problem wurde in der bun-
desdeutschen Curriculumdiskussion bereits 
frühzeitig intensiv thematisiert, weil die nega-
tiven ausländischen Erfahrungen mit Curri-
cula in der Bundesrepublik von vornherein 
vermieden werden sollten7). Bisher blieben je-



doch alle Versuche wissenschaftlicher und be-
hördlicher Curriculumplaner, sich auf die Be-
dingungen alltäglicher schulischer Hand-
lungsstrukturen zu beziehen, wenig erfolg-
reich: Die von ihnen erarbeiteten Unterrichts-
entwürfe besitzen keinen oder nur einen ge-
ringen .Gebrauchswert' für die Schulpraxis.
Warum aber sind zentrale Gremien so wenig 
in der Lage, den Schulunterricht effektiv und 
kompetent, d. h. praxisrelevant, zu planen? Ein 
Grund dürfte darin bestehen, daß die traditio-
nelle Unterrichtsplanung durch den Lehrer 
dem .Schutz der Vergänglichkeit' unterliegt, 
welcher bei der schriftlichen Formulierung 
differenzierter, in der Bildungsverwaltung er-
arbeiteter Pläne wegfällt. Die behördliche Fi-
xierung von Planungszielen, Unterrichtsinhal-
ten usw. fordert wegen der vielfältigen und 
unterschiedlichen Vorstellungen über schuli-
sche Lerninhalte eher den Widerspruch ge-
sellschaftlicher Interessengruppen heraus als 
die individuelle, .vergängliche' Unterrichtspla-
nung. Um bei der Planformulierung inhaltliche 
und politische Kontroversen möglichst zu ver-
meiden, werden für die Curriculumerarbei-
tung Wissenschaftler herangezogen, da von 
ihren Arbeitsergebnissen erwartet wird, daß 
sie relativ wenige „Angriffsflächen" bieten. Das 
Ausmaß der Spezialisierung hat im Bereich 
der Wissenschaft aber so stark zugenommen, 
daß zwischen „den curricularen Technologen 
und Begriffspflegern und der gemeinen Leh-
rerschaft“8) kaum noch Verständigungsmög-
lichkeiten existieren, d. h., daß die Lehrer die 
wissenschaftlichen Arbeitsergebnisse in ih-
rem Unterricht nicht einsetzen können.

8) H. Oberreuter, Auf dem Weg ins Abseits. Zur 
Lage und Kritik der politischen Bildung, in: Materia-
lien zur Politischen Bildung, 2/1977, S. 9—15, S. 10.

9) Interessendifferenzen zwischen Lehrern und 
Schulverwaltung betreffen v. a. die arbeitsökonomi-
schen Auswirkungen der Lehrplanreform. Sofern 
die Curriculumreform eine Intensivierung und Ent- 
Professionalisierung der Lehrerarbeit zur Folge hat, 
ist zu erwarten, daß Lehrer ihr arbeitsinhaltliches 
Engagement in noch größerem Maße als bisher ein-
büßen, was auf die Lernbedingungen der Schüler 
negativ, d. h. effektivitätsmindernd, zurückschlagen 
kann: Lehrer engagieren sich dann kaum noch für 
die Belange der Schüler, sondern grenzen sich we-
gen ihrer hohen Arbeitsbelastung strikt ab gegen 
alle beruflichen Anforderungen, die außerhalb des 
durch ihren Arbeitsplan festgelegten Verantwor-
tungsbereiches liegen. Die Effektivität des Schulwe-
sens würde daher gemindert.

Als Konsequenz aus den bisherigen negativen 
Erfahrungen im In- und Ausland wird daher 
immer wieder von allen Seiten gefordert, die 
Curriculumentwicklung .pragmatisch', .hand-
lungsorientiert', .praxisnah', .schulfeldbezogen', 
.basisorientiert' usw. zu organisieren. Die In-
tention solcher Reformvorhaben besteht dar-
in, durch Partizipation von Lehrern an der 
Curriculumerarbeitung ein größeres Maß an 
Effektivität der Unterrichtspläne zu ermögli-
chen.
Projekte, in denen Lehrer an der Curriculum-
erarbeitung partizipieren, sind u. a. die „Kom-
mission zur Reform der hessischen Bildungs-
pläne" (1968—71), die Bielefelder Schulpro-
jekte (Laborschule und Oberstufen-Kolleg), 
das Staatsinstitut für Schulpädagogik (ISP) in 
München, der Modellversuch „Gesamtschule" 
in Nordrhein-Westfalen und das Marburger 

Curriculumprojekt „Innovationsforschung am 
Beispiel der Grundschule".
Partizipierende Lehrer gelten in diesem Zu-
sammenhang als „Ideenpool: Sie stellen ihr 
arbeitsplatzspezifisches Wissen im Planungs-
prozeß zur Verfügung, wodurch die beteiligten 
Theoretiker die Möglichkeit erhalten, ihre 
Planungsstrategien zu überprüfen und gege-
benenfalls zu revidieren. Das Interesse der Bil-
dungsverwaltung an Lehrer-Partizipation be-
schränkt sich aber nicht nur auf die arbeitsin-
haltlichen Kenntnisse der Praktiker. Der parti-
zipierende Lehrer agiert im Planungsprozeß 
auch als Interessenvertreter seiner Kollegen 
und bringt deren berufliche Erwartungen im 
Zusammenhang mit der Einführung von Curri-
cula zum Ausdruck. Auf diese Weise können 
Ausmaß und Stoßrichtung möglicher Vorbe-
halte oder Widerstände, z. B. gegen die Auf-
splitterung des Lehrerhandelns, benannt und 
eingeschätzt werden. Die ablehnende Haltung 
der Lehrer gegenüber der Curriculumreform, 
welche sich aus der Einschränkung von Leh-
rerautonomie, der Verringerung der Profes-
sionalisierungschancen, der Zunahme von 
Arbeitskontrollen usw. erklärt, kann bei der 
Planung in größerem oder geringerem Maße 
berücksichtigt werden (.Frühwarnsystem'), so 
daß die Pläne nicht völlig gegen die berufli-
chen Interessen der Lehrer verstoßen und so-
mit effektiver umsetzbar sind9).
In der einschlägigen Literatur über Fragen 
und Probleme der Demokratisierung von 
Arbeitsorganisationen wird aus diesem Grund 
die von .oben', von der Organisationsleitung 
bzw. der Verwaltungsspitze eingeführte Mit-
bestimmung überwiegend skeptisch beurteilt. 
Sie gilt als produktivitätssteigerndes Element 
im Sinne der Arbeitgeber (Naschold: Produk-
tivkraft Partizipation), d. h., daß die Basisaktivi-
täten als Anregung für eine effektive Arbeits-
planung ausgebeutet werden.
Bisher konnte gezeigt werden, daß die Bil-
dungsverwaltung an der qualifizierten Mitar-
beit von Lehrern am Prozeß der Lehrplanre-



form in außerordentlich starkem Maße inter-
essiert ist — ihr Interesse beschränkt sich je-
doch auf eine begrenzte Anzahl von Mitwir-
kenden, wie nun zu zeigen ist: Die umfassen-
de, qualifizierte Beteiligung aller Lehrer an 
der Curriculumentwicklung würde die Bil-
dungsverwaltung vor folgendes Dilemma stel-
len: Wie oben dargelegt, bereichern zwar die 
Informationen und schulpraktischen Kennt-
nisse von Lehrern den curricularen Planungs-
prozeß; er wird aber auch gleichzeitig kompli-
zierter und langwieriger, je mehr unterschied-
liche oder auch kontroverse fnteressen sich 
artikulieren können. Konsens wird dann oft 
nur dadurch möglich, daß der Unterrichtsplan 
sehr allgemein formuliert wird, was seinen 
praktischen Anwendungswert im Schulalltag 
wiederum vermindert. Außerdem eröffnen 
sich den partizipierenden Lehrern Chancen 
zur Koalitionsbildung gegen die Interessen 
der Curriculumplaner, welche ansonsten bei 
den sehr isolierten schulischen Arbeitsbedin-
gungen kaum bestehen.
Solche Risiken für die Bildungsverwaltung las-
sen sich minimieren, wenn nur eine geringe 
Anzahl von Lehrern bei der Erarbeitung von 
Curricula mitwirkt, da wenige Lehrer von den 
Behördenvertretern wahrscheinlich eher dazu 
angehalten werden können, den Informations-
fluß auf die arbeitsbezogenen Kenntnisse und 
Erfahrungen zu beschränken, die soziale Inter-
essenvertretung, sofern sie den Planungspro-
zeß verzögert, dagegen hintanzustellen.
Die Beschränkung der Anzahl der Partizipie-
renden bei der Planerarbeitung hat für die Bil-
dungsverwaltung noch eine Vielzahl weiterer 
positiver Effekte:
1. Können besonders qualifizierte, ideenreiche 
und unterrichtserfahrene Lehrer ausgewählt 
werden;
2. verläuft die Kommunikation in einem klei-
nen Gremium rascher; Informationsunter-
schiede und Mißverständnisse lassen sich 
schneller beheben, Redehemmungen leichter 
überwinden;
3. können wenige Lehrer leichter auf .sachge-
mäße', durch Solidarisierungsprozesse wenig 
beeinflußte Partizipation verpflichtet werden, 
da sie sich in einem abhängigen Beschäfti-
gungsverhältnis befinden und von der Masse 
ihrer Kollegen isoliert sind;
4. ist nur eine Freistellung weniger Lehrer von 
ihrem .normalen' Arbeitsprozeß notwendig, so 
daß zusätzliche Kosten gering bleiben;
5. können wenige partizipierende Lehrer bei 
schwerwiegenden Konflikten von der Bil-
dungsverwaltung .problemloser' abgelöst und 
durch andere ersetzt werden, weil bei kleine-

ren personellen Veränderungen wenig Aufse-
hen zu erwarten ist.
Als Ergebnis der bisherigen Ausführungen 
kann bereits hier festgehalten werden, daß die 
von der Bildungsverwaltung angestrebte Be-
schränkung der Anzahl der partizipierenden 
Lehrer bei der Erstellung von Curricula eine 
wesentliche Ursache für eine sich so heraus-
bildende .Lehrerelite' darstellt. Bei Partizipa-
tion von wenigen Betroffenen ist noch folgen-
des zu bedenken: Eine geringe Anzahl von 
Lehrern hat einerseits gewisse Möglichkeiten, 
ihre ökonomischen und arbeitsorganisatori-
schen Interessen zu vertreten, wodurch der 
Gebrauchswert' der Curricula steigen kann: 
Die Masse der Lehrer entwickelt weniger Wi-
derstände, weil der Plan praxisbezogener ist 
und ihre ökonomischen Interessen nicht fun-
damental verletzt. Da andererseits aber davon 
auszugehen ist, daß die letzte Entscheidung 
über den Lehrplanentwurf beim Kultusmini-
ster bzw. bei der Bildungsverwaltung liegt, ist 
nicht zu erwarten, daß durch wenige partizi-
pierende Lehrer grundsätzliche Richtungsän-
derungen bei der Curriculumreform erreicht 
werden könnten.
Die hier denkbare Einschätzung, Lehrerparti-
zipation eröffne der Bildungsverwaltung raffi-
nierte .Ausbeutungsmöglichkeiten" — sie sei 
also eindeutig gegen die Interessen der Lehrer 
gerichtet —, muß jedoch differenziert werden. 
Die Beteiligung von Lehrern an der Curricu-
lumplanung kann ihnen nämlich durchaus 
auch zu neuen Erkenntnissen über die Aus-
wirkungen der Curriculumreform auf ihre 
Arbeitsbedingungen und auf die Lernmöglich-
keiten der Schüler verhelfen. Da Lehrer zu-
dem wegen ihrer Detailkenntnisse und Praxis-
erfahrungen eine gewisse Schlüsselstellung 
im Reformprozeß einnehmen, besteht für sie 
durchaus auch eine Chance, durch qualifizier-
te, d. h. .selbstbewußte' Partizipation eine so-
ziale Interessenvertretung für ihre Kollegen 
durchzusetzen.
Eine effektive, d. h. auf die Probleme des 
Schulalltags zugeschnittene Unterrichtspla-
nung kann zwar, sofern die partizipierenden 
Lehrer selbstbewußt und kompetent agieren, 
ihre Praxisferne verringern, sie löst aber die 
Legitimationsprobleme, welche in der Curri-
culumdiskussion weiten Raum einnehmen, 
nicht. Die legitimierende Funktion von Leh-
rerpartizipation bei der Curriculumplanung 
wird im folgenden Abschnitt erörtert.

Zu 2.: Lehrerpartizipation legitimiert den 
Prozeß der Curriculumreform

Hier soll davon ausgegangen werden, daß 
technische und inhaltliche Probleme bei der 



Erarbeitung von Curricula weitgehend ausge- 
räumt sind, daß aber deren Realisierung noch 
aussteht.
Die Realisierung einer Reihe schulischer In-
novationen erwies sich in den vergangenen 
Jahren als schwierig, da die vorgesehenen 
Maßnahmen den Widerstand einiger für die 
öffentliche Meinungsbildung wichtiger Inter-
essengruppen herausforderten. Jüngere Bei-
spiele sind: die Einführung der Mengenlehre 
in den Mathematikunterricht, die Etablierung 
des Faches Sexualkunde, die Einrichtung der 
kooperativen Schule in Nordrhein-Westfalen, 
die inhaltliche Ausgestaltung der hessischen 
Rahmenrichtlinien usw. In diesen Fällen 
scheiterten Reformen nicht etwa an der 
.Knappheit finanzieller Ressourcen, sondern 
die .Knappheit an Legitimation' wirkte sich re- 
formhinderlich aus.
Mit welcher .Berechtigung' lehnen sich Bürger 
in einem demokratischen Gemeinwesen wie 
der Bundesrepublik gegen staatliche Maßnah-
men auf? Aufgrund welcher Umstände muß 
sich die Bildungsverwaltung gegenüber dem 
Bürger legitimieren?

Legitimität kann dem Staat und seinen Orga-
nen aus verschiedenen Gründen zugespro-
chen werden. Die .Legalität' ist die politische 
Ordnungsform eines demokratischen Rechts-
staates, welcher seinem eigenen Anspruch ge-
mäß den politischen Willen des Volkes in 
Form von Gesetzen faßt. Die Entscheidung 
über die Ausgestaltung der Gesetze wird auf-
grund bestimmter Verfahrensweisen (in der 
Regel: Wahlen) getroffen. Daher gilt in der re-
präsentativen Demokratie eine Entscheidung 
als .gerecht', sofern sie in einem Verfahren zu-
stande gekommen ist, das auf parlamentarisch 
beschlossenen Gesetzen beruht.

Verwaltungshandeln ist aber nicht immer auf 
demokratische Verfahrensweisen, wie sie die 
Prinzipien des liberalen Rechtsstaates fordern, 
rückführbar. Vielfach werden Verwaltungsan-
gehörige im öffentlichen Dienst ohne jede de-
mokratische Legitimationsbasis tätig, indem 
nicht nur parlamentarisch zustande gekom-
mene Gesetze ausgeführt, sondern bestimmte 
Handlungen von der Verwaltung selbständig 
geplant und realisiert werden. Auch die tradi-
tionelle Unterrichtsplanung wurde durch ver-
waltungsinternen Erlaß, an dem Parlamenta-
rier unbeteiligt waren, vorgenommen. Dieses 
Verfahren stößt inzwischen z. T. auf vehe-
mente Kritik.

Habermas führt den Vertrauensentzug und 
die Steigerung des Legitimationsbedarfs im 
Schulwesen darauf zurück, daß frühere „kultu-
relle Selbstverständlichkeiten" heute im Pla-

nungsbereich der Administration bearbeitet 
und reflektiert werden und damit an Plausibi-
lität eingebüßt haben. Als Beispiel führt er den 
Bereich der Bildungsplanung, insbesondere 
die Planung des Curriculums an: „Während die 
Schulverwaltung bisher einen Kanon, der sich 
naturwüchsig herausgebildet hatte, nur zu ko-
difizieren brauchte, liegt der Curriculumpla- 
nungdie Prämisse zugrunde, daß die Überlie-
ferungsmuster auch anders sein könnten: Die 
administrative Planung erzeugt einen univer-
salen Rechtfertigungszwang gegenüber einer 
Sphäre, die sich gerade durch die Kraft zur 
Selbstlegitimierung ausgezeichnet hatte."10 ) 
Bei der Fixierung neuer Unterrichtsinhalte 
und Lernverfahren muß daher genauer als bis-
her dargelegt und begründet werden, daß die 
geplanten Maßnahmen von einer demokra-
tisch legitimierten Instanz erarbeitet wur-
den.

10) J. Habermas, Legitimationsprobleme im Spätka-
pitalismus, Frankfurt 1973, S. 101, Hervorhebung 
ebd.
11) Die Wissenschaft und die Öffentlichkeit wer-
den als zusätzliche Legitimationsspender oder 
-Verweigerer angesehen, ohne daß ihnen eine 
Schlüsselstellung im Reformprozeß eingeräumt 
wird.
12) Vgl. zusammenfassend: Deutscher Bildungsrat, 
Bericht der Bildungskommission zur Reform von 
Organisation und Verwaltung im Bildungswesen: 
Fragen einer ziel- und programmorientierten Schul-
verwaltung, unter besonderer Berücksichtigung des 
Ministerialbereichs, Bonn 1974.

Die Frage, wer als legitime Entscheidungsin-
stanz fungieren solle, wurde bisher nicht ein-
deutig beantwortet. Ist es der Staat oder sind 
es die Lehrerund Schüler, die vom Lehren und 
Lernen Betroffenen? In der wissenschaftlichen 
und bildungspolitischen Diskussion gelten vor 
allem (a) die Schulverwaltung, (b) der Gesetz-
geber und (c) die Betroffenen als legitime Pla-
nungsinstanzen 1).
Hier einige Argumente zur Bedeutung dieser 
drei Entscheidungsträger im Legitimations-
prozeß:
Zu a: Das Votum für die Schulverwaltung als 
legitime Reforminstanz ist in der Regel mit der 
Forderung verknüpft, die Organisation der 
Verwaltung mehr oder weniger grundlegend 
zu dezentralisieren12 ). Da jedoch durch eine 
Verwaltungsreform eine der wesentlichen Ur-
sachen des Legitimationsdefizits, nämlich der 
weitgehende Ausschluß demokratisch legiti-
mierter Repräsentanten von der Entschei-
dungsfindung, nicht grundsätzlich gelöst wer-
den kann, wird die Dezentralisierung von Ver-
waltungsstrukturen in der Literatur zwar aus 
verschiedenen Gründen begrüßt, für die Legi-
timierung von Entscheidungen aber als nicht 
ausreichend erachtet. Von einer Verlagerung 



der Entscheidungen ins Parlament (.Verge-
setzlichung') wird eher die erforderliche Legi-
timation erwartet.
Zu b: Die Verlagerung der .undemokratischen', 
weil verwaltungsinternen Schulplanung in das 
Parlament verspricht eine Beendigung der an-
haltenden, zum Teil lähmenden Diskussionen 
über den wirklich legitimen Entscheidungs-
träger bei der Lehrplanreform. Der .Mängelbe-
richt' der Bundesregierung und das Votum des 
Deutschen Juristentages sehen vor, die Rege-
lung .wesentlicher' Fragen dem Gesetzgeber 
zu überantworten13 ).

13) Vgl. Bundesminister für Bildung und Wissen-
schaft, informationen, bildung, Wissenschaft 2/78 
vom 24. 2. 1978; T. Oppermann, Nach welchen recht-
lichen Grundsätzen sind das öffentliche Schulwesen 
und die Stellung der an ihm Beteiligten zu ordnen? 
Gutachten C für den 51. Deutschen Juristentag, 
München 1976.
14) Vgl. P. Massing, Kritische Anmerkungen zur 
Verrechtlichung in der Bildungspolitik. Diskus-
sionsvorlage für die Sitzung des Arbeitskreises Bil-
dungspolitik am 5. 10. 1977 in Bonn, Pinneberg 1977 
(verv. Ms.).
15) C. Offe, Überlegungen und Hypothesen zum Pro-
blem politischer Legitimation, in: R. Ebbighausen 
(Hrsg.), Bürgerlicher Staat und politische Legitima-
tion, Frankfurt 1976, S. 80—105, S. 86.

16) Vgl. Deutscher Bildungsrat, Empfehlungen der 
Bildungskommission: Zur Reform von Organisation 
und Verwaltung im Bildungswesen, Teil I — Ver-
stärkte Selbständigkeit der Schule und Partizipation 
der Lehrer, Schüler und Eltern, Bonn 1973.
17) Vgl. zusammenfassend: I. Richter, Selbständig-
keit und Partizipation. Die Empfehlung der Bil-
dungskommission zur organisatorischen Verfas-
sung der Schule, in: betrifft: erziehung 12/73, S. 
53—56.

Dabei können allerdings neue Probleme auf-
treten: Vor allem die Kultusminister der Län-
der warnen vor einer Einengung der Gestal-
tungsfreiheit des Schulunterrichts durch eine 
zunehmende Zahl von Gesetzen und Gerichts-
urteilen. Wissenschaftler vermuten, daß zu-
nehmende gerichtliche Eingriffe die Artikulie-
rung abweichender Bedürfnisse von vornher-
ein entmutigen und verhindern können, wo-
durch nicht nur fruchtbare Impulse unter-
drückt, sondern auch Chancen zu einer Eini-
gung im Diskussionsprozeß vorschnell ver-
spielt würden14 ). Ferner ist zu befürchten, daß 
die .Vergesetzlichung' eine totale juristische 
Gängelung der Schule begünstigt.
Selbst wenn man die vorgebrachten Bedenken 
für unbegründet hält, so zeigen doch die Ent-
wicklungen der letzten zehn Jahre, daß ein 
bloß legales Verfahren als Legitimations-
grundlage für Bildungsreformen nicht mehr 
ausreicht. Die staatliche Bildungsverwaltung 
sieht sich gegenwärtig zunehmend auch mate-
rialen, inhaltlichen Legitimationskriterien 
ausgesetzt, gerade wenn der Status quo verän-
dert werden soll. Legitimation allein durch 
Verfahren erscheint nur dann als ausreichend, 
wenn die eingeleiteten Maßnahmen unstrittig 
sind oder „in jene Grauzone fallen, in der sie 
weder akzeptiert noch durch manifesten Wi-
derstand in Frage gestellt werden"15 ). Nicht 
also allein das penible Befolgen formaler Re-

geln schafft Legitimation, sondern das Ver-
trauen der Betroffenen, daß die Entschei-
dungsträger .gerechte', für sie vorteilhafte 
oder zumindest .unschädliche' Entscheidun-
gen herbeiführen. Als ein wirkungsvolles Mit-
tel dazu gilt zunehmend die Beteiligung von 
Betroffenen am Verwaltungshandeln.
Zu c: Die Bildungskommission des Deutschen 
Bildungsrates16 ) empfiehlt die verstärkte Ein-
führung partizipativ-demokratischer Organi-
sationsformen in das Schulwesen. Partizipa-
tion bedeutet in diesem Ansatz nicht bloße re-
präsentative .Konferenz-Demokratie', wie dies 
die Mitbestimmungsgesetze der Bundesländer 
vorsehen, sondern das Angebot an alle Lehrer, 
Eltern und Schüler zu direkten Interaktionen 
über Fragen und Probleme, welche die Gestal-
tung des Unterrichts betreffen.
Das Bekenntnis des Deutschen Bildungsrates 
zu partizipativen Handlungsformen löste eine 
Welle von Empörung, Zustimmung, Verwir-
rung und Kritik a 17us ). Abweichend vom Vor-
schlag des Bildungsrates geht in den meisten 
Bundesländern der Trend dahin, zwar Beteili-
gungsmöglichkeiten für Eltern, Schüler und 
Lehrer zu eröffnen, diese aber durch strenge 
hierarchische Aufsicht und Kontrolle in den 
vorgesehenen .Bahnen' zu halten. Partizipation 
zum Ausgleich von Legitimationsdefiziten 
wird dabei nur als Ergänzung zum traditionel-
len Verwaltungshandeln organisiert. Weitrei-
chende Konzepte wie das des Deutschen Bil-
dungsrates haben (noch) keine Chance auf 
Realisierung, weil dort Partizipation als eigen-
ständige Aktivität der Betroffenen, ohne zen-
trale Aufsichts- und Kontrollmöglichkeiten, 
vorgesehen ist.
Durch reduzierte Beteiligungsstrategien, die 
den Einfluß der Betroffenen auf die Plangestal-
tung zwar nicht vollständig, aber im Konflikt-
fall doch weitgehend unterbinden, kann zwar 
eine gewisse Legitimierung des Verwaltungs-
handelns erreicht werden. Sofern jedoch die 
Partizipierenden ihre geringen Mitbestim-
mungsmöglichkeiten erkennen und erfolg-
reich publik machen, kann auch ein delegiti- 
mierender Effekt eintreten, der durch Partizi-
pation gerade vermieden werden sollte.



Zu 3: Lehrerpartizipation erhöht die Bereit-
schaft und die Fähigkeit der Lehrer, 
zentral erarbeitete Curricula im Un-
terricht anzuwenden

Die bisherige Untersuchung der Gründe, wel-
che die Bildungsverwaltung veranlassen, bei 
der Erarbeitung und Einführung von refor-
mierten Lehrplänen auf die Beteiligung von 
Lehrern zurückzugreifen, führte zu folgenden 
Ergebnissen: In der Phase der Curriculumerar-
beitung ist die Bildungsverwaltung auf die 
Detailkenntnisse und Praxiserfahrungen der 
Lehrer angewiesen, um mit der Genauigkeit 
des Unterrichtsplanes seine Effektivität zu er-
höhen. Für die Phase der Umsetzung der Cur-
ricula ergibt sich für die staatliche Schulver-
waltung gegenüber der Öffentlichkeit ein Le-
gitimationsproblem, welches durch Partizipa-
tion von Lehrern gelöst werden soll. .Pla-
nungspartizipation' legitimiert das Verfahren, 
in dem Curricula zustande kommen, gegen-
über der Öffentlichkeit, also verwaltungs-
extern.
Hier soll nun die Frage untersucht werden, auf 
welche Weise zentral erarbeitete Curricula in-
tern gegenüber der gesamten Lehrerschaft 
durchgesetzt werden können. Dieser Frage 
liegt das Problem zugrunde, daß die Verwirkli-
chung der Curriculumreform dadurch gefähr-
det sein kann, daß die Lehrer andere als die im 
Unterrichtsplan festgelegten Ziele verfolgen 
und den Reformprozeß bewußt oder unbewußt 
behindern oder gar boykottieren. Denn Inno-
vationen verändern in Arbeitsorganisationen 
die Machtverhältnisse und Positionen der Ar-
beitenden. Dadurch können einige Individuen 
und Gruppen gefördert, andere behindert wer-
den. Einige sehen die antizipierte Verände-
rung als bedrohlich an und lehnen sie ab, wäh-
rend andere sie als Erweiterung ansehen und 
annehmen. In jedem Fall sind mit Innovatio-
nen Risiken und Befürchtungen verbun-
den18 ).

18) Vgl. W. G. Bennis, Changing Organizations, New 
York 1966, S. 105.

19) H. Müller, Rationalisierung, Bildungsplanung 
und Management in der Schule, in: ders. (Hrsg.), Mo-
dernes Schulmanagement, Freiburg 1974, S. 15—22, 
S. 17.
20) R. K. Merton, Bürokratische Struktur und Per-
sönlichkeit, in: R. Mayntz (Hrsg.), Bürokratische Or-
ganisation, Köln, Berlin, S. 265—276, S. 268.

Anhaltspunkte für mögliche Vorbehalte der 
Lehrer gegenüber reformierten Lehrplänen 
kann ein Vergleich ihrer bisherigen und ihrer 
zukünftigen, nunmehr curriculumbestimmten 
Arbeitsbedingungen geben:
Bisher wird das Lehrerhandeln im Unterricht 
von den Vorgaben traditioneller Lehr- und 
Stoffpläne nicht nennenswert angeleitet oder 
eingeengt. Die Lehrer wählen aus einer Fülle 
potentieller Möglichkeiten — mehr oder we-
niger bewußt — einen bestimmten Unter-
richtsinhalt, bestimmte Lehrmethoden, Me-
dien usw. aus.

Die dabei notwendigen umfangreichen Pla-
nungsarbeiten erzeugen einerseits eine hohe 
individuelle Arbeitsbelastung und berufliche 
Überforderung. Aufgrund der relativ selbstän-
digen Arbeitsplanung kann der Lehrer ande-
rerseits eine hohe Arbeitsmotivation und be-
rufliche Identifikation entwickeln.
Mit der Einführung von Curricula wird dage-
gen die selbständige Arbeitsgestaltung der 
Lehrer in hohem Maße eingeschränkt. Refor-
mierte Lehrpläne reglementieren die Lehrer 
in ihrer Unterrichtsplanung weit mehr, als 
dies bisher der Fall war. Der Abbau von Ent-
scheidungskompetenzen beeinflußt ihre Pro- 
fessionalisierungs- und Selbstbestimmungs-
möglichkeiten negativ, so daß die Arbeitsmoti-
vation der Lehrer in noch stärkerem Maße als 
bisher sinken könnte.
Als weiteres Motivationsproblem macht sich 
bei der Einführung von Curricula das gebro-
chene Verhältnis vieler Lehrer gegenüber wis-
senschaftlichen Verfahrensweisen bemerkbar. 
Insbesondere Lehrer mit längerer Berufserfah-
rung lehnen Erklärungen und Handlungsan-
weisungen theoretischer Herkunft für das 
pädagogische Praxisfeld weitgehend ab. „Un-
ter den Lehrern sind Zurückhaltung wie Ab-
lehnung gegenüber der Rationalisierung (des 
Unterrichts, H. H.) festzustellen. Leitend ist 
meist das Bewußtsein, daß es sich hierbei um 
fremde Eingriffe in die pädagogische Arbeit 
handelt, die als einschränkend und störend 
empfunden werden."19 )
Negative Auswirkungen solcher streng regle-
mentierter Arbeitsverhältnisse, wie sie durch 
die Curriculumreform eingeleitet werden, be-
schreibt zutreffend der klassische Aufsatz 
Mertons. Hierarchische Strukturen erzeugen 
danach „ein ungewöhnliches Maß an Konfor-
mität mit vorgegebenen Aktionsmustern", ei-
nen wachen „Sinn für die Grenzen der eigenen 
Autorität umd Kompetenz" und eine „Ver-
schiebung der Gefühle von den Zielen der Or-
ganisation weg"20 ).
Eine solche wenig flexible, initiativlose 
Arbeitshaltung würde das Ziel der Curricu-
lumreform, nämlich die Effektivität des Unter-
richts zu erhöhen, in Frage stellen.
Aber nicht allein die geringe Motivation und 
verbreitete Ablehnung, sondern auch die un-
zulängliche Qualifikation von Lehrern, fremd-



entwickelte Unterrichtsprogramme sachge-
recht in pädagogisches Handeln zu überset-
zen, stellt für die Unterrichtsplaner ein Effek-
tivitätsproblem dar. Wegen der tendenziellen 
Verwissenschaftlichung der Unterrichtspla-
nung wird es für Lehrer immer schwieriger, 
die behördlichen Vorgaben zu verstehen und 
im Unterricht angemessen zu verwirklichen.

Curriculumplaner versuchten anfangs, der 
vermuteten unzureichenden Lehrerqualifika-
tion und -motivation durch sogenannte ,tea- 
cher-proof-curricula' zu begegnen, denen, wie 
W. Klafki es ausdrückt, „auch der schlechteste 
Lehrer nichts mehr anhaben"21 ) kann. Da das 
Lehrerhandeln aber nicht vollständig routini- 
sierbar und kontrollierbar ist, wurde der Ver-
such, die Trennung zwischen Curriculumpla- 
nung und -ausführung durch lückenlose 
Arbeitsvorgaben und -kontrollen auszuglei-
chen, inzwischen weitgehend aufgegeben.

21) W. Klafki, W. Hendricks, Interview über Pro-
bleme und neue Aspekte der .Didaktischen Analy-
se', in: Die Deutsche Schule 64. 1972, 3, S. 143.
22) Die Empfehlung „Zur Förderung praxisnaher 
Curriculum-Entwicklung" geht auf eine im Jahre 
1972 erschienene Denkschrift zur schulnahen Cur-
riculumentwicklung von Gerbaulet u. a„ 1972, zu-
rück.

Eine vielversprechende Möglichkeit, die Mo- 
tivations- und Qualifikationsdefizite zu behe-
ben, besteht für behördliche Planer darin, die 
Masse der Lehrer durch Methoden des .parti-
zipativen Managements' zu einem eigenstän-
digen Interesse an einer plangerechten Um-
setzung des Curriculums zu motivieren und zu 
qualifizieren. Inzwischen hat sich die Einsicht 
durchgesetzt, daß die schriftliche Information 
des Planerteams an die nicht an der Planung 
beteiligten Pädagogen von der Partizipation 
aller Lehrer an der Curriculumplanung beglei-
tet werden muß, wenn eine effektive Pla-
nungsrealisierung erreicht werden soll.
Partizipationsprojekte, die die Beteiligung al-
ler Lehrer an der Curriculumreform anstre-
ben, sind z. B. Regionale Pädagogische Zen-
tren, der (inzwischen eingestellte) Modellver-
such „Regionale Lehrerfortbildung", der Mo-
dellversuch „Konkretisierung der Rahmen-
richtlinien an Gesamtschulen" (KORAG) und 
sein Nachfolgeprojekt „Systematische Umset-
zung gesamtschulspezifischer Zielsetzungen 
in den Jahrgängen 5—10 in Verbindung mit 
schulnaher Lehrerfortbildung" (SUGZ). Diese 
Initiativen lehnen sich an ein Modell „Regio-
naler Pädagogischer Zentren" an, das von der 
Bildungskommission des Deutschen Bildungs-
rates im November 1973 empfohlen wur-
de22 ).

Solche Partizipations- oder Fortbildungspro 
jekte, welche die Masse der Lehrer in eine 
großen Organisation wie dem Schulwesen fü 
die Umsetzung der reformierten Lehrpläne 
motivieren und qualifizieren sollen, sehen al 
lerdings nur geringe Handlungsräume für die 
partizipierenden Lehrer vor. Sie sind dadurc 
gekennzeichnet, daß die Lehrer lediglich die 
Feinstruktur von Unterrichtsplänen erarbei-
ten, aber auf die Planung der Grobstruktui 
(Lehrplanerarbeitung) keinen Einfluß haben 
Die Handlungsräume dieser Lehrer im Partizi-
pationsprozeß sind also beschränkt auf die 
Ausdifferenzierung vorgegebener Pläne.

Das Ziel solcher Qualifikations- und Motiva-
tionsprozesse besteht damit nicht darin, die 
Masse der Lehrer zu einer qualifizierten, 
eigenständigen Unterrichtsplanung zu befähi-
gen, sondern in der Absicht, ihre bisherigen 
Arbeitsgewohnheiten derart zu verändern, 
daß sie eine fremdentwickelte curriculare 
Grobstruktur im Sinne der Planer ausdifferen-
zieren, d. h. sich dem Plan adäquat unterord-
nen können.
Welche Aussichten hat nun die Bildungsver-
waltung, bei Lehrern durch solche Methoden 
des .partizipativen Managements' einen Iden-
tifikationsprozeß mit den Zielen der Curricu-
lumreform zu erzeugen? Kann Partizipation 
mit eng begrenzten Handlungsräumen Lehrer 
ausreichend für die Ausführung detaillierter 
Arbeitsanweisungen motivieren und qualifi-
zieren? Sind Lehrer eher bereit, Planungsmaß-
nahmen zu akzeptieren, welche sich auf ihre 
berufliche Situation unter Umständen negativ 
auswirken, wenn sie diese in ihrer Feinstruk-
tur selbst mit beschließen? Oder empfinden 
sie Partizipationsprozesse, welche sie von der 
Bestimmung der curricularen Grobstruktur 
ausschließen, lediglich als .Beschäftigungsthe-
rapie', als zusätzlichen Arbeitsaufwand, 
den sie ablehnen, so daß eine Identifikation 
mit der Curriculumreform nicht zustande 
kommt?
Die Reaktion der Lehrer auf Partizipation mit 
eng begrenzten Handlungsräumen ist vermut-
lich unterschiedlich: Einerseits leitet die par-
tielle Ausweitung der Kommunikation zwi-
schen Lehrern, Wissenschaftlern und Behör-
denvertretern einen Identifikationsprozeß der 
Lehrer mit den fremdentwickelten Unter-
richtsplänen ein, so daß der von der Bildungs-
verwaltung angestrebte Motivations- und 
Qualifikationszuwachs erreicht wird. Ande-
rerseits sehen Lehrer in solch beschränkten 
Partizipationsprozessen einen zusätzlichen 
Arbeitsaufwand, der ihnen keine entscheiden-
den Einflußmöglichkeiten eröffnet, und leh-
nen sie daher ab; in diesem Fall wird durch 



Partizipation die Motivation der Lehrer zur 
plangerechten Umsetzung der Curricula ver-
ringert.
Sofern jedoch der zur Ausdifferenzierung vor-
liegende Unterrichtsplan aus sich heraus die 
Probleme der Unterrichtspraxis angemessen 
zu lösen hilft, eröffnen selbst Partizipations-
oder Fortbildungsprozesse mit eng begrenzten 
Handlungsräumen den Lehrern ausreichende 

Informations- und Identifikationsmöglichkei-
ten für eine adäquate Realisierung. Wird eine 
bestimmte Schwelle der Einflußnahme aber 
unterschritten, so erscheint die Veranstaltung 
als .Augenwischerei' oder .theoretische Spin-
nerei'23). Die Bereitschaft der Lehrer, ihre 
Arbeitsgewohnheiten zu verändern, wird in 
diesem Fall nicht etwa geweckt, sondern eher 
gelähmt24 ).

23) Vgl. J. Baumert, J. Raschert, Politische Steuerung 
des Schulsystems durch Partizipation. Die curricu-
lare Planung für die Berliner Mittelstufenzentren, 
Berlin 1976, S. 69, die von einem Berliner Partizipa-
tionsprojekt an Gesamtschulen berichten, wo die 
zusätzliche Arbeitsbelastung wegen fehlender Ein-
flußmöglichkeiten von den Lehrern abgelehnt wur-
de. Vgl. zur Teilnahmemotivation von Lehrern an 
den o. a. Partizipationsprojekten: H. Hoppe-Treut- 
ner, a. a. O. S. 222 ff.
24) Vgl. B. Santini, Das Curriculum im Urteil der 
Lehrer, Basel 1971, S. 26, die sich auf US-amerikani-
sche Untersuchungen bezieht.

Hypothesen über die Bedingungen und Folgen 
von unterschiedlich intensiver Lehrerpartizipation 

an der reformierten Unterrichtsplanung

Diese Überlegungen zeigen, daß sich die refor-
mierte Unterrichtsplanung auf zwei Ebenen 
vollzieht:
1. Kleine Planungsgremien, in denen einige 
Vertreter der Bildungsverwaltung, der Wis-
senschaft und wenige, von der Behörde ausge-
wählte Lehrer kooperieren, entwerfen relativ 
detaillierte Richtlinien (curriculare Grobstruk-
tur). Die Ausdifferenzierung der zentral ent-
worfenen Pläne erfolgt unter Berücksichti-
gung einiger Anregungen und Kompetenzen 
der mit der Plandurchführung beschäftigten 
Lehrer in gesonderten Partizipationszusam-
menhängen mit engen Handlungsräumen, 
welche großenteils im Rahmen der Lehrerfort-
bildung organisiert werden.
2. Die umfassende Beteiligung von Lehrern an 
der Erarbeitung von Curricula wird nur weni-
gen Lehrern ermöglicht, da eine völlige De-
zentralisierung der Unterrichtsplanung wegen 
bestehender Effektivitäts- und Legitimations-
erfordernisse (Einheitlichkeit der Selektion 
und Kostensparung) in einer großen Organisa-
tion wie dem Schulwesen nicht realisierbar ist. 
Als Ergänzung zu Lehrerpartizipation an der 
curricularen Zwecksetzung wird die Masse 
der Lehrer in Partizipationszusammenhänge 
einbezogen, die sie zur Übernahme zentral ge-
setzter Ziele motivieren und qualifizieren sol-
len. Die Beteiligungsformen an der Unter-
richtsplanung sind also unterschiedlich, insbe-
sondere hinsichtlich der Partizipationsintensi-
tät.
3. Isoliert betrachtet, kann keine der genann-
ten Beteiligungsformen alle Funktionen von 
Partizipation vollständig abdecken: Bei der 
Mitarbeit weniger Lehrer kann zwar die Curri-
culumerarbeitung durch die Berücksichtigung 
von Detailkenntnissen der beteiligten Lehrer 
enger mit den Bedingungen des Schulalltags 
abgestimmt werden, aber die Qualifikation 
und Motivation zur Übernahme der Ziele zen-

traler Unterrichtsplanung wird nicht bei allen 
Lehrern ausreichend erzeugt. Bei Partizipa-
tion aller Lehrer an der Curriculumumsetzung 
kann die Planungsqualität nicht grundsätzlich 
verbessert werden, weil die curriculare Grob-
struktur bereits bestimmt und bindend ist. Die 
letztgenannte Beteiligungsform wirkt ambiva-
lent auf die Motivation der betroffenen Leh-
rer: Wegen der beschränkten Handlungs-
räume wird sie einerseits als zusätzliche Bela-
stung empfunden und abgelehnt. Da Partizipa-
tion aber integrierend wirken kann und zur 
Konsensbildung beiträgt, ist andererseits zu 
vermuten, daß auch Partizipation mit eng be-
grenzten Handlungsräumen einen — wenn 
auch geringen — Identifikationsprozeß mit 
den Intentionen der Curriculumreform be-
wirkt.
4. Die Unterschiedlichkeit der Beteiligungs-
formen löst eine Veränderung der Bezie-
hungsstruktur zwischen den partizipierenden 
Lehrern aus: Die Lehrerschaft differenziert 
sich in eine sehr intensiv an den Planungspro-
zessen des Schulwesens beteiligte kleine Leh-
rergruppe (Planerelite) und in eine Masse von 
Lehrern, die den beschränkten Partizipations-
möglichkeiten ambivalent gegenübersteht 
(Steigerung bzw. Reduzierung der Motivation); 
diese große Lehrergruppe ist gegenüber der 
sich bildenden Lehrerelite tendenziell unmo-
tiviert, apathisch und ineffizient. Partizipation 



an der Curriculumerarbeitung bewirkt für we-
nige Lehrer einen Zuwachs an Autonomie und 
Selbstbestimmung; die Ergebnisse ihrer zen-
tralen Planungstätigkeit reduzieren aber 
Autonomie und Selbstbestimmung für die 
Masse der Lehrer, wenn auch möglicherweise 
in Verbindung mit Arbeitserleichterungen. 
Die Ziele von Partizipation werden nur für we-
nige in relativ großem Maße verwirklicht, 
während für viele Lehrer Partizipation zu ei-
ner Art .Beschäftigung' wird, die nur unter be-
sonders günstigen Bedingungen in gewissem 
Umfang zur Motivierung und Qualifizierung 
beitragen kann.
5. Der tendenzielle Ausschluß der Masse der 
Lehrer von den Aufgaben der Unterrichtspla-
nung liegt weder in ihrem ökonomischen noch 
in ihrem arbeitsinhaltlichen Interesse, da zen-
trale Planung dem Bedürfnis der Lehrer nach 
pädagogischer Autonomie und beruflicher 
Selbstbestimmung widerspricht. Die Eingren-
zung beruflicher Autonomie schränkt sowohl 
die Professionalisierungschancen als auch die 
Möglichkeiten der arbeitsinhaltlichen Befrie-
digung ein. Eine tendenzielle Entmündigung 
der Lehrer widerspricht auch dem Interesse 
der Schüler an einer kompetenten, problembe-
wußten Ausbildung. Die durch die Curricu-
lumreform eingeleitete Aufsplitterung der 
Verantwortlichkeit bei der Unterrichtspla-
nung fördert bei der Mehrzahl der Lehrer 
Gleichgültigkeit gegenüber den Folgen ihres 
beruflichen Tuns.
Die hier geschilderten Probleme, die mit un-
terschiedlich intensiver Partizipation an der 
Curriculumplanung verbunden sind, sollten 
von den Lehrern bedacht und in ihre Hand-

lungsstrategie einbezogen werden, da andern-
falls die Curriculumreform nur schleppende, 
für das schulische Lernen teilweise negative 
Wirkungen zeitigt. Das Ziel der Lehrer könnte 
z. B. darin bestehen, für den Prozeß der Curri-
culum erarbeitung nur selbstbewußt partizipie-
rende Lehrer zu delegieren, die im Bewußtsein 
der widersprüchlichen Auswirkungen der 
Curriculumreform auf die Arbeits- und Lern-
bedingungen von Lehrern und Schülern vor 
Konflikten mit der Bildungsverwaltung nicht 
zurückschrecken. Ihre Mitarbeit könnte die 
Nützlichkeit der Curriculumreform für Lehrer 
(Arbeitserleichterung) und für Schüler (effekti-
veres, problembewußteres Lernen) erhöhen, 
weil die mit ihrer Hilfe entstandenen Curri-
cula auch tatsächlich die vorfindlichen, inef-
fektiven Lernstrukturen überwinden helfen 
könnten.

Partizipation an der Curriculum Umsetzung 
müßte häufiger und intensiver stattfinden, um 
die Lehrer für die Teilnahme an einem sinn-
voll strukturierten Reformprozeß zu motivie-
ren und zu qualifizieren. Dafür sind u. a. eine 
angemessene Stundenentlastung und befriedi-
gende Diskussions- und Reflexionsbedingun-
gen erforderlich, die es den Lehrern erlauben, 
auch die Rahmenbedingungen der Unter-
richtsplanung noch zu beeinflussen.

Sofern die Organisation von Lehrerpartizipa-
tion an der Curriculumplanung allerdings na-
hezu ausschließlich im Entscheidungsbereich 
der Bildungsverwaltung bleibt, wie dies bisher 
der Fall ist, kann von derart beschränkten Par-
tizipationprozessen kaum ein sinnvoller Bei-
trag zur Curriculumreform erwartet werden.



Harald Kästner

Der Beitrag der Kultusministerkonferenz 
zur Berufsorientierung in der Schule

Die alma mater entbindet später

George Pompidou, der im erlernten Beruf 
Gymnasiallehrer war, den Schuldienst erfolg-
reich mit dem Bankgewerbe vertauschte und 
zum Generaldirektor der Rothschild-Bank 
avancierte, von dort in die hohe Politik über-
wechselte und unter de Gaulle französischer 
Ministerpräsident wurde, soll bei Übernahme 
des Amtes des Präsidenten der Französischen 
Republik, auf seinen ungewöhnlichen Werde-
gang angesprochen, bemerkt haben: Man 
kommt durch die Schule zu allem — unter der 
Voraussetzung, man kommt aus ihr heraus.
Die Bestimmung der Schule, den Menschen 
aus dem Zustand der Unmündigkeit zu be-
freien und nach erlangter Mündigkeit in die 
bürgerliche Gesellschaft zu entlassen, diese 
Bestimmung ist immer mit der Bedingung ver-
knüpft gewesen (oder jedenfalls mit der An-
nahme), daß der Mensch die Voraussetzungen 
für die Entlassung in die Freiheit erfüllt. 
Merkwürdig ist, daß trotz der fortschreitenden 
Liberalisierung der bürgerlichen Verhältnisse 
die Bedingungen für die Entlassung in die 
Freiheit nicht lockerer, sondern strenger, die 
Hürden nicht niedriger, sondern höher gewor-
den sind, mit dem Ergebnis, daß der Mensch 
pflichtgemäß oder nach freier Entscheidung 
immer länger in der Schule verweilt. Diese Er-
scheinung ist, wie man aus der zitierten Äuße-
rung entnehmen kann, nicht auf die Bundesre-
publik beschränkt, aber hier doch wohl beson-
ders ausgeprägt.

Schulentlassung mit Qualifikation

Die Anforderungen, die in der Bundesrepublik 
Deutschland von Staat und Gesellschaft an die 
Bildung des einzelnen und an das öffentliche 
Bildungswesen gestellt werden, sind seit Be-
ginn der demokratischen Erneuerung des Bil-
dungswesens Anfang der sechziger Jahre 
ständig gewachsen. Eine rasch sich verän-
dernde Lebenswirklichkeit, ein neues Ver-
ständnis von Lebensqualität mit entsprechen-
den Ansprüchen von Selbstverwirklichung 
und der faktisch anerkannte Grundsatz, daß

Auszüge dieser Studie erschienen auch in der Zeit-
schrift „Arbeit und Beruf", Heft 9/1980.

Sozialchancen durch Bildung zugeteilt wer-
den, haben die individuellen Bedürfnisse von 
Bildung und die Aufgaben der Schule als Teil 
des Systems staatlicher Vorsorge zur Herstel-
lung von Chancengleichheit in beispielloser 
Weise ansteigen lassen. Wenngleich fort-
schreitende Wachstumsraten der staatlichen 
Leistungen auf vielen Gebieten gegenwärtig 
nicht mehr realisierbar erscheinen und die 
Ausbalancierung von Ansprüchen immer 
schwieriger wird, so hält im Bildungsbereich 
der Druck von Forderungen nach weiter ver-
besserten Qualifikationen und Qualifizierun-
gen unvermindert an.
Ein Brennpunkt dieser Forderungen ist die 
Qualifizierung für den Übergang von allge-
meinbildenden Schulen in das Beschäfti-
gungssystem, ein Übergang, der fast drei Vier-
tel des schulpflichtigen Altersjahrgangs be-
trifft und verbunden ist mit der Entscheidung 
für einen Beruf oder eine Berufsausbildung. 
Die Auseinandersetzung über die Gestaltung 
dieses Übergangs hat sich zum beherrschen-
den Thema der bildungspolitischen Diskus-
sion der letzten Jahre entwickelt. Die Bundes-
regierung hat in ihrem Bericht über die struk-
turellen Probleme des föderativen Bildungssy-
stems vom 22. Februar 1978 (im sogenannten 
Mängelbericht) die Notwendigkeiten von 
Strukturverbesserungen bei den Übergängen 
von den allgemeinbildenden in die berufs- und 
studienqualifizierenden Bildungsgänge im Se- 
kundarbereich besonders herausgestellt. Die 
Kultusministerkonferenz hat in ihrer Stel-
lungnahme vom 20./21. April 1978 die Not-
wendigkeit von Verbesserungen anerkannt 
und dargelegt, mit welchen Maßnahmen und 
welcher Politik die Länder insgesamt und ein-
heitlich den Problemen begegnen. Die öffentli-
che Diskussion über das Thema ist seitdem 
nicht zur Ruhe gekommen.

Qualifikationsproblem „Berufswahlvorbe-
reitung"

Ein besonderer Problemaspekt in diesem Zu-
sammenhang ist die Frage, wie die Vorberei-
tung auf die Berufswahl durch Berufsorientie-
rung und Berufsberatung bereits in der Schule 
gesichert werden kann. In einem Veranstal-
tungsprojekt der Theodor-Heuss-Akademie 
war zu dieser Frage kürzlich zu lesen:



„Die Entscheidung für einen Beruf oder eine 
Berufsausbildung ist auch heute noch eher Er-
gebnis eines Zufalls als eines Prozesses der 
Berufsfindung. Die Berufsberatung wird dabei 
trotz aller Bemühungen von den Betroffenen 
als wenig hilfreich empfunden. Da eine schu-
lische Förderung der Berufsorientierung 
kaum stattfindet, kommen ihre Angebote für 
die Schüler unvorbereitet. Die Ausbildungs-
platzkrise erschwert schließlich auch noch die 
Vermittlung: Vorhandene Berufswünsche las-
sen sich nicht realisieren. Was können Schule, 
Betriebe und Berufsberatung für eine frühzei-
tige Berufsberatung tun? Läßt sich die Effi-
zienz der Berufsberatung verbessern? Wo lie-
gen die Schwierigkeiten?"
Der Defizitanteil, der nach diesen Feststellun-
gen bei der Berufswahlvorbereitung zu Lasten 
der Schule geht, deckt sich mit Feststellungen, 
wie sie kürzlich Axel Schnorbus in der Frank-
furter Allgemeine Zeitung getroffen hat (25. 1. 
1980, Seite 11): „Mag (die Schule) früher auch 
reaktionärer oder .repressiver' gewesen sein, 
die Schüler hatten in der Regel eine Bezugs-
person: Lehrer, die ihre Schüler beeinflußten, 
von denen Anregungen ausgingen, auch für 
die Berufswahl. Die Memoirenliteratur gibt 
hierfür anschauliche Beispiele. Das ist nach 
der Bildungsreform nicht mehr der Fall. Kurs-
system und Fachlehrerprinzip haben enge per-
sönliche Bindungen zwischen Schüler und 
Lehrer fast unmöglich gemacht. Berufs- und 
Arbeitslehre sind in der Schule ohnehin stets 
zu kurz gekommen. Obwohl soziale Themen 
heute überaus beliebt sind, bleibt die eigentli-
che Berufswelt für die Jugendlichen hinter ei-
nem Schleier aus politologischer, soziologi-
scher, psychologischer und historischer Halb-
bildung verdeckt."
Entspricht diese Kennzeichnung den allge-
meinen Verhältnissen? Werden hier struktu-
relle oder zufällige Mängel von Schule ange-
sprochen, die behoben werden müssen, oder 
offenbart sich in den angeblichen Defiziten ein 
Mißständnis der Möglichkeiten von Schule?

Berufswahlvorbereitung als Aufgabe der 
Schule

Es mag hilfreich erscheinen, hierzu aus der 
Perspektive der Kultusministerkonferenz ei-
nige grundsätzliche und kritische Bemerkun-
gen zu machen. Grundsätzlich im Sinne der 
Klärung der Aufgaben, die der Schule gestellt 
sind, zur Berufswahlvorbereitung von Schü-
lern einen Beitrag zu leisten, kritisch im Sinne 
der Klärung der Möglichkeiten und Grenzen, 
die der Schule vorgegeben sind, ihren Auftrag 
zu erfüllen. Vielleicht wird das Bild der Ver-

hältnisse, wenn man die Maßstäbe und Rah-
menbedingungen kennt, etwas modifizierter 
erscheinen, das Urteil darüber etwas differen-
zierter ausfallen. Der Weg soll uns entlang der 
gesamtstaatlichen Leitlinien und Rahmenre-
gelungen führen, unter denen die Schule ihre 
Bildungsaufgaben wahrnimmt, um in der Be-
fragung von Bildungszielen, Bildungsgängen 
und Bildungsinhalten festzustellen, mit wel-
chem Anteil die Schule an der Vorbereitung 
der Berufswahl beteiligt ist. Ich glaube, daß ein 
solches Vorgehen nicht nur den Realitäten der 
Schule gerecht wird, sondern daß dabei auch 
die Schulwirklichkeit in den Blick kommt, um 
die es ja letztlich geht.
Die Konkretisierung der Ziele und Aufgaben, 
die der demokratischen Schule in der Bundes-
republik Deutschland gestellt sind, hat sich, 
wie der Rückblick auf die Entwicklung zeigt, 
im öffentlichen Bewußtsein relativ spät vollzo-
gen — in einem erst Anfang der sechziger 
Jahre beginnenden Prozeß politisch-gesell-
schaftlicher Auseinandersetzung über unser 
Verständnis von Demokratie und bei fort-
schreitender Aneignung und Auslegung der 
Prinzipien der Verfassung. Bedeutsamstes Er-
gebnis dieser Auseinandersetzung für den Bil-
dungsbereich war die öffentliche Anerken-
nung des Rechts auf Bildung und des Prinzips 
der Chancengleichheit. Unter dem Gebot, Bil-
dung für alle möglich zu machen und chancen-
gleiche Ausgangsbedingungen zu schaffen, ist 
Anfang der sechziger Jahre die Reform des 
Bildungswesens eingeleitet worden, die zu ei-
ner Neugestaltung der allgemeinbildenden 
und berufsbildenden Schulen und zu einer 
Neubewertung ihrer Aufgaben geführt hat. 
Die Leitziele, die für Erziehung und Unterricht 
einheitlich in den Ländern aus den Prinzipien 
der Verfassung zu folgern sind, sind erstmals 
in der Erklärung der Kultusministerkonferenz 
vom 25. Mai 1973 zur Stellung des Schülers in 
der Schule beschrieben. Die Erklärung ist für 
die Frage nach Stellung und Anteil des Bei-
trags der Schule zur Berufswahlvorbereitung 
ebenso bedeutungsvoll wie aufschlußreich: 
Die Schule soll
„— Wissen, Fertigkeiten und Fähigkeiten ver-
mitteln,
— zu selbständigem kritischen Urteil, eigen-
verantwortlichem Handeln und schöpferi-
scher Tätigkeit befähigen,
— zu Freiheit und Demokratie erziehen, 
— zu Toleranz, Achtung vor der Würde des 
anderen Menschen und Respekt vor anderen 
Überzeugungen erziehen,
— friedliche Gesinnung im Geist der Völker-
verständigung wecken,
— ethische Normen sowie kulturelle und reli-
giöse Werte verständlich machen,



— die Bereitschaft zu sozialem Handeln und 
zu politischer Veraniwortlichkeit wecken, 
— zur Wahrnehmung von Rechten und Pflich-
ten in der Gesellschaft befähigen,
— über die Bedingungen der Arbeitswelt 
orientieren."
Die Aufgabe der Vorbereitung auf die Berufs-
wahl ist in diesem Aufgabenkatalog zwar nicht 
dem Namen, aber der Sache nach zweimal an-
gesprochen: einmal indirekt unter der Aufga-
be, zur Wahrnehmung von Rechten und Pflich-
ten in der Gesellschaft zu befähigen, insofern 
das Recht auf freie Berufswahl zu den verfas-
sungsmäßig geschützten Grundrechten ge-
hört, und einmal direkt unter der Aufgabe, 
über die Bedingungen der Arbeitswelt zu 
orientieren, insofern die Arbeitswelt nach un-
serem Verständnis wesentlich Erwerbs- und 
Berufswelt ist.
Die Ausdeutung der so umschriebenen Auf-
gabe der Vorbereitung auf die Berufswahl er-
laubt zum Begriffsgehalt und zum Stellenwert 
mehrere grundsätzliche Feststellungen:

Zum Begriffsgehalt:
1. Die Schule soll den Bereich beruflicher 
Wirklichkeit aufhellen, der für alle im An-
schluß an Bildung und Ausbildung wesentli-
cher Bereich ihrer Lebenswirklichkeit ist. Sie 
soll über seine Bedingungen Wissen und 
Kenntnisse vermitteln und zur Orientierung 
in diesem Bereich führen. Im Horizont der 
Aufgabe liegt die ganze Breite der Berufs- und 
Arbeitswelt. Eine Eingrenzung auf bestimmte 
Ausschnitte aus der beruflichen Wirklichkeit 
wird nicht vorgegeben. Allgemeine Berufs-
orientierung ist damit Aufgabe der Schule.
2. Die Schule soll auf die Wahl vorbereiten, die 
im Anschluß an die allgemeine Bildung von je-
dem beim Übergang aus dem allgemeinbilden-
den in einen beruflichen Ausbildungsgang 
oder in eine berufliche Tätigkeit zu treffen ist. 
Kern der Vorbereitung ist die Vermittlung der 
Kenntnis des Berufswahlrechts als individuel-
lem Freiheitsrecht und der damit verbunde-
nen Ausbildungsrechte. Die Schule soll zur 
Wahrnehmung dieser Wahl bereit und für die 
Selbständigkeit der Entscheidung reif machen. 
Berufswahlreife ist damit erklärtes Ziel von 
Bildung und Erziehung.

Zum Stellenwert:
1. Die Aufgaben der allgemeinbildenden 
Schule lassen sich nicht hierarchisieren, stel-
len untereinander keine Rangfolge dar und 
bilden kein vollständiges System von Zwek- 
ken. Das gilt für die Aufgaben im einzelnen 
und im ganzen.

2. Die Aufgabe der Vorbereitung auf die Be-
rufswahl ist keine vorrangige Aufgabe der 
Schule vor anderen, sondern eine gleichran-
gige neben anderen. Aber sie ist auch eine 
Aufgabe von eigenem Rang, die für sich zur 
Geltung zu bringen ist, und sie ist vor allem 
eine Aufgabe von übergreifendem Rang, die 
alle Schulformen betrifft, die von Schülern im 
Rahmen der allgemeinbildenden Schulpflicht 
besucht werden. Vorbereitung auf die Berufs-
wahl gehört daher zum Pflichtangebot und Be-
suchsgebot von Unterricht.

Soviel zur Kennzeichnung der allgemeinen 
und für die Länder gemeinsamen Leitziele 
der Berufswahlvorbereitung als Aufgabe der 
Schule, genauer als Bestimmung des Beitra-
ges, den die Schule zu dieser Aufgabe leisten 
soll. Denn sie leistet diese Aufgabe nicht al-
lein, sondern in Partnerschaft und Zusammen-
arbeit mit der Berufsberatung.

Kooperationsverhältnis von Schule und Be-
rufsberatung

Das Kooperationsverhältnis von Schule und 
Berufsberatung spielt für das Verständnis des 
schulischen Teils der Aufgaben der Berufs-
wahlvorbereitung eine besondere Rolle und 
bedarf gesonderter Darstellung. Das Koopera-
tionsverhältnis ist begründet und beschrieben 
in der Rahmenvereinbarung über die Zusam-
menarbeit von Schule und Berufsberatung, die 
die Kultusministerkonferenz am 5. Februar 
1971 im Einvernehmen mit der Bundesanstalt 
für Arbeit getroffen hat, und in dem Überein-
kommen zur Realisierung dieser Rahmenver-
einbarung, das am 12. Februar 1971 zwischen 
der Bundesanstalt für Arbeit und der Kultus-
ministerkonferenz beschlossen worden ist. 
Beide Vereinbarungen sind für das Entstehen 
eines zwischen Schule und Berufsberatung ab-
gestimmten Konzepts von Berufswahlvorbe-
reitung, für eine partnerschaftliche und ko-
operative Maßnahmengestaltung und eine ge-
meinsame Strategie für die Zukunft von 
grundlegender Bedeutung.

Wesentlich für die Kooperation ist zunächst 
die Abgrenzung der Aufgaben der Schule in 
der Zusammenarbeit mit der Berufsberatung 
und der Aufgaben der Berufsberatung in der 
Zusammenarbeit mit der Schule. Hierzu heißt 
es in den entsprechenden Bestimmungen:

„— Die Schule vermittelt grundlegende 
Kenntnisse über die Berufs- und Arbeitswelt. 
Durch die Einbeziehung sozialer Aspekte der 
Wirtschafts- und Arbeitswelt in den Unter-
richt soll die Grundlage für reflektiertes 
Arbeitsverhalten gelegt werden.



— Die Berufsberatung bereitet die Schüler im 
Rahmen der Berufsaufklärung auf die indivi-
duellen Erwägungen zur Berufswahl und auf 
die Berufsentscheidung vor. In Fragen der Be-
rufswahl werden auch die Eltern orientiert."
Aus dieser Kompetenzverteilung wird für den 
Anteil der Schule an der Berufswahlvorberei-
tung noch deutlicher, was ihre Aufgabe und 
was nicht ihre Aufgabe ist: Nicht Aufgabe der 
Schule ist die Vorbereitung des einzelnen auf 
seine individuelle Entscheidung für einen be-
stimmten Beruf und die Bereitstellung eines 
entsprechenden Informationsangebots. Das ist 
im Rahmen der allgemeinen Berufsaufklärung, 
der speziellen Berufsinformation und der Indi-
vidualberatung und Entscheidungshilfe Sache 
der Berufsberatung.
Aufgabe der Schule ist es, die sozio-ökonomi-
schen Grundkenntnisse über die Wirtschafts- 
und Arbeitswelt zu vermitteln, von denen die 
bestehenden Berufsverhältnisse bestimmt 
sind. Aufgabe der Schule ist es weiterhin, zu 
einem zweckrationalen und sozialen Arbeits-
verhalten zu erziehen, wie es bei Eintritt in die 
berufliche Ausbildung oder Tätigkeit voraus-
gesetzt wird und das über die Arbeitshaltung, 
die für die Schularbeit gefordert wird, hinaus-
geht.
Für die Koordinierung der Aktivitäten von 
Schule und Berufsberatung ist die Regelung 
der Abfolge der Maßnahmen beider Seiten 
und der Abstimmung ihrer Inhalte wichtig. 
Nach der Rahmenvereinbarung stützt sich die 
Berufsberatung bei ihren berufswahlvorberei-
tenden Maßnahmen auf die durch die Schule 
geleistete Hinführung zur Wirtschafts- und 
Arbeitswelt. Die Berufsberatung ihrerseits 
stellt der Schule berufskundliches Lehr- und 
Anschauungsmaterial zur Verfügung, bei des-
sen Erarbeitung Lehrer beratend mitwirken 
sollen. Das Curriculum der Hinführung zur 
Wirtschafts- und Arbeitswelt als Vorgabe der 
Schule erhält damit für die weiterführenden 
Maßnahmen der Berufsberatung eine spezifi-
sche Relevanz im Sinne einer festen Bezugs-
größe, mit der gerechnet wird. Seine Anforde-
rungen und Inhalte sollen für die Berufsbera-
tung grundlegende, ausbaufähige Ansätze ent-
halten und praktisch verfügbar sein. Das An-
gebot der Berufsberatung, hierfür die Ergeb-
nisse der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
zur Verfügung zu stellen, soll gewährleisten, 
daß in die Lehrmittel für die Hand des Lehrers 
und die Lernmittel für die Hand des Schülers 
wissenschaftlich gesicherte Daten einfließen.
Die Kooperation von Schule und Berufsbera-
tung im engeren Sinn als Bereich gemeinsa-
mer Aktionen spielt sich auf verschiedenen 
Feldern ab. Ich möchte diejenigen herausgrei-

fen, die für den Beitrag der Schule zur Berufs-
wahlvorbereitung von unmittelbarer Bedeu-
tung sind: die Schullaufbahnberatung, die Vor-
bereitung von Berufserkundungen und die 
Entwicklung von Modellen der Zusammenar-
beit von Schule und Berufsberatung.
Nach der Rahmenvereinbarung wirken Schule 
und Berufsberatung bei der Schullaufbahnbe-
ratung in den Stufen zusammen, von denen 
aus ein Übergang in andere Schularten oder in 
den Beruf möglich ist. Die Einbeziehung der 
Schullaufbahnberatung in den Kooperations-
bereich von Schule und Berufsberatung eröff-
net dieser nicht nur die Möglichkeit der Mit-
wirkung in einem Bereich, in dem die Schule 
bislang allein tätig war; sie stellt die Schullauf-
bahnberatung zugleich in den Horizont von 
Vorentscheidungen für den Beruf. Diese Ver-
längerung der Perspektive entspricht zweifel-
los in folgerichtiger Weise nicht nur den for-
malen Beziehungen, die zwischen Schullauf-
bahn und den damit verknüpften Berufschan-
cen bestehen, sondern ebenso den inhaltli-
chen und curricularen Anbindungen, die be-
stimmte Schullaufbahnen an bestimmte Be-
rufslaufbahnen haben, sowohl im allgemein- 
bildenden wie im berufsbildenden Bereich.
Nach der Rahmenvereinbarung arbeiten 
Schule und Berufsberatung auch bei berufsauf-
klärenden Maßnahmen zusammen. Dieses gilt 
insbesondere für die Vorbereitung von Berufs-
erkundungen und berufsorientierenden Be-
triebspraktika. Die Bedeutung dieser speziel-
len Maßnahmen liegt auf der Hand. Die Ver-
mittlung von Erfahrungen aus der Begegnung 
mit der Berufswirklichkeit wird bei der Hin-
führung zur Berufs- und Arbeitswelt und der 
Vorbereitung von Berufswahlentscheidungen 
um so wichtiger, je mehr die Einheit der 
menschlichen Tätigkeiten in den verschie-
denen Bereichen räumlich und sachlich zer-
fällt, durch Differenzierung unübersichtlich 
wird und durch die Entwicklung der Arbeits-
technologien sich ständig ändert. Die Ermögli-
chung von praktischen, exemplarischen Erfah-
rungen über berufliche Tätigkeiten in Be-
trieben und die Verarbeitung dieser Erfahrun-
gen im Unterricht ist daher sinnvoll ergänzen-
der Bestandteil der Aufgaben der Schule.
Die in der Rahmenvereinbarung beschriebe-
nen Formen der Zusammenarbeit von Schule 
und Berufsberatung verstehen sich als Be-
schreibung der Regelformen. Nach der Ver-
einbarung können neue Formen der Zusam-
menarbeit in Modellschulen und bei Schulver-
suchen erprobt werden. Wenn der Begriff von 
Schulversuchen mehr den Experimentalcha-
rakter, der Begriff von Modellversuchen mehr 
den Leitbildcharakter von Erprobung kenn-



zeichnet, dann wird deutlich, daß die verein-
barte Zusammenarbeit von Schule und Berufs-
beratung sowohl für qualitative Neuerungen 
im Sinne von Verbesserung offen ist als auch 
für quantitative Neuerungen im Sinne eines 
systematischen Ausbaues der Zusammenar-
beit in Bereichen, in denen sie zur Zeit noch 
unterentwickelt ist.

Berufswahlvorbereitung in den Bildungs-
gängen und Bildungsinhalten der Schule

Eine Auslegung des Schulsystems und seiner 
Bildungsgänge auf das Berufssystem zeigt, daß 
einem hochdifferenzierten Berufssystem in 
der Bundesrepublik Deutschland ein ebenso 
hochdifferenziertes kombiniertes allgemein-
bildendes und berufsbildendes Schulsystem 
zugeordnet ist. Berufswahlvorbereitung ist un-
ter diesem Gesichtspunkt ganz wesentlich zu-
nächst Bildungswahlvorbereitung. Diese Bil-
dungswahlvorbereitung erfolgt durch die 
Schule auf allen Stufen, auf denen Entschei-
dungen für den Besuch differenzierter Bil-
dungsgänge zu treffen sind: in der Orientie-
rungsstufe als Entscheidung für den Besuch 
weiterführender allgemeinbildender Schulen, 
am Ende der Sekundarstufe I als Entscheidung 
für den Besuch weiterführender allgemeinbil-
dender und berufsbildender Schulen und am 
Ende der Sekundarstufe II in der Entschei-
dung für Ausbildungsgänge im tertiären Be-
reich.
Durch die unterschiedliche Dauer der allge-
meinbildenden Bildungsgänge als Eingangs-
voraussetzung für die anschließende berufli-
che Ausbildung konzentrieren sich die 
Schwerpunkte der Vorbereitung auf die Be-
rufswahlvorbereitung an allgemeinbildenden 
Schulen auf die verschiedenen Phasen des 
Auslaufens dieser Bildungsgänge. Sehr verein-
facht heißt das: auf die Phase vor dem Ab-
schluß der neunjährigen Hauptschule als Ein-
gangsvoraussetzung für die Berufsschule, auf 
die Phase vor dem Abschluß der zehnjährigen 
Realschule als Eingangsvoraussetzung für 
eine weitere Allgemeinbildung oder eine Be-
rufsbildung mit gehobenen Allgemeinbil-
dungsansprüchen und auf die Phase vor Ab-
schluß des Gymnasiums als Eingangsvoraus-
setzung für Berufsausbildungen, die über ein 
wissenschaftliches Studium laufen.
Die Unterrichtsorganisation des Beitrages der 
Schule zur Berufswahlvorbereitung erfolgt im 
Rahmen des Fächerangebots der genannten 
Schulformen. An der Hauptschule und der Ge-
samtschule dienen der Aufgabe, Jugendliche 
auf die Berufswelt vorzubereiten, insbeson-
dere die Fächer Arbeitslehre, Wirtschafts-

lehre und technische Fächer (z. B. Technisches 
Werken, Textilarbeit, Hauswirtschaft). Sie 
werden als eigene Fächer in den Jahrgangs- 
stufen 7 bis 9 unterrichtet, zum Teil schon in 
Klasse 5 und 6.

An der Realschule wird neben den oder statt 
der vorgenannten Fächer in den letzten drei 
Jahrgangsstufen angeboten: Rechtslehre, Ge-
sellschaftslehre, Politik und Weltkunde, Wirt-
schafts- und Sozialkunde, Sozialarbeit.

An den Gymnasien übernehmen Fächer wie 
Sozialkunde, Politik, Wirtschaftswissenschaf-
ten, Gemeinschaftskunde die Aufgabe der 
Vorbereitung auf die Berufswelt.

An den Sonderschulen werden soweit wie 
möglich die Lehrpläne der regulären Schulen 
verwendet. An den Schulen für Lernbehin-
derte erfolgt die Berufsvorbereitung im Rah-
men der Fächer Arbeitslehre, Wirtschafts-
lehre und technischer Fächer.

Die Organisation der Aufgaben der Berufs-
orientierung in einer Mehrzahl verschiedener 
Fächer, die dazu noch in einer gewissen Varia-
tionsbreite zwischen den Ländern differieren, 
ist ständig wiederholter Anlaß zu der Frage, 
wie durch die Fächerzersplitterung die Ein-
heit der Aufgaben gewährleistet wird. Hierzu 
möchte ich zunächst darauf hinweisen, daß 
eine Mehrzahl von Aufgaben der Schule nicht 
durch fachlich eigenständige Fächer, sondern 
im Verbund von Fächern wahrgenommen 
werden. Ich erinnere außer der Aufgabe der 
Hinführung zur Wirtschafts- und Arbeitswelt 
z. B. an die Aufgaben der politischen Bildung, 
der Umwelterziehung, der Sexualerziehung, 
der Verkehrserziehung oder der Verbraucher-
erziehung, für die keine eigenständigen Fä-
cher, sondern Ansatzpunkte in dafür beson-
ders geeigneten herkömmlichen Fächern be-
stehen. Die Nichtexistenz eines eigenen 
Faches „Berufswahlunterricht" mit einer kor-
respondierenden eigenen Lehrbefähigung ist 
also nicht der Punkt. Wichtig ist, daß jedes ge-
eignete Fach der Schule sich von seinem 
eigenen Wirklichkeitsbegriff her den Proble-
men der beruflichen Praxis nähert und damit 
eine Aufgabe realisiert, die der Schule insge-
samt gestellt ist. Wichtig ist weiterhin, daß 
diese Annäherung nicht beliebig und zufällig, 
sondern verläßlich wahrgenommen wird und 
daß sie nach Inhalt und Umfang objektivierbar 
ist.
Nun muß man eingestehen, daß die Länder 
insgesamt in der Beschreibung der Gegen-
stände von Berufswahlvorbereitung und Be-
rufswahlorientierung als Bestandteil der fach-
lichen Aufgaben der Schule noch am Anfang 
stehen. Die Kultusministerkonferenz hat, in 



Weiterführung einer Initiative der Bundesan-
stalt für Arbeit, mit ihrer Dokumentation „In-
halte der Berufsorientierung in den Arbeits-
lehrplänen der Länder (Schuljahr 1978/79)", die 
zum zehnjährigen Bestehen der Kontaktkom-
mission zwischen der Bundesanstalt für Arbeit 
und der Kultusministerkonferenz der Öffent-
lichkeit vorgelegt worden ist, erstmals eine 
Beschreibung der Erlasse und der Aktivitäten 
der Länder im Bereich der Hauptschule gege-
ben, für die Arbeitslehre ein eigenständiger 
Lernbereich ist. Walter Hirsch von der Bun- 
desanstalt für Arbeit hat in seiner grundlegen-
den Vorarbeit zu dieser Dokumentation (in: 
ibv Nr. 7 vom 12. Februar 1975) und Julius 
Wöppel vom Ministerium für Kultus und 
Sport, Baden-Württemberg, hat in kommentie-
renden Aufsätzen (in: Handbuch zur Berufs-
wahlvorbereitung, herausgegeben von der 
Bundesanstalt für Arbeit, 1979, und in der Zeit-
schrift für Berufs- und Wirtschaftspädagogik, 
76, 1980, 1) zu der von ihm bearbeiteten Fort-
führung der Dokumentation dargelegt, was 
dazu aus fachlicher Sicht zu sagen ist. Durch 
die Dokumentation der Kultusministerkonfe-
renz, die regelmäßig fortgeschrieben werden 
soll, wird für alle Interessierten und Beteilig-
ten erstmals transparent, was insgesamt in den 
Ländern zur Berufsorientierung geschieht und 
wie es geschieht. Die Maßnahmen und Kon-
zepte werden in ihrem Begründungszusam-
menhang vorgestellt und durch die Systema-
tik der Anlage untereinander vergleichbar. 
Das hier angewandte Verfahren der Herauslö-
sung der berufsorientierenden Aspekte aus 
den Lernbereichen, in denen die Aufgabe ver-
ankert ist, sollte übertragen werden auf 
eine Beschreibung der berufsorientierenden 
Aspekte in den entsprechenden Fächern der 
Realschule und des Gymnasiums, die gegen-

wärtig noch fehlt. Es darf angenommen wer-
den, daß es zu diesen Beschreibungen kom-
men wird, jedenfalls im Bereich der Sekundar-
stufe I. Der Stand der Vorarbeiten zum Bil-
dungsgesamtplan II läßt erkennen, daß die Er-
leichterung des Übergangs in die berufliche 
Bildung durch berufsorientierende Angebote, 
durch Vermittlung von Kenntnissen aus der 
Berufs- und Arbeitswelt und durch die Ab-
stimmung der Lehrpläne künftig noch ver-
stärkt ein Schwerpunkt der Aufgaben der 
Schule sein soll.
Die Eingliederung der Berufsorientierung in 
die gymnasiale Oberstufe steht — anders als 
in der Mittelstufe des Gymnasiums — gegen-
wärtig noch vor strukturellen Schwierigkei-
ten. Mit der Kursgestaltung der gymnasialen 
Oberstufe und der Unterscheidung von 
Grund- und Leistungskursen ist zwar nicht der 
Fächerrahmen des Unterrichts, aber die Be-
stimmtheit der Inhalte und des fachbezogenen 
Unterrichtsvolumens verändert worden, die 
für den Bildungsgang durch die gymnasiale 
Oberstufe verbindlich sind. Damit werden 
nicht nur die Anteile der auf die Berufs- und 
Arbeitswelt bezogenen Inhalte des Unter-
richts variabel, es wird für die Berufsberatung 
auch die Basis schwerer bestimmbar, auf die 
sie ihre Arbeit stützen soll. Hier müssen neue 
Wege der Zusammenarbeit von Schule und 
Berufsberatung gefunden werden. Nach Lage 
der Dinge werden dies vermutlich eigene 
Kursangebote sein müssen, wie sie bereits in 
einzelnen Ländern erprobt werden. Die Kul-
tusverwaltungen der Länder sind gegenwärtig 
damit befaßt, zu prüfen, welche Erkenntnisse 
aus diesen Modellen gewonnen werden kön-
nen und ob es darüber zu Verfahrensabstim-
mungen in der Kultusministerkonferenz kom-
men soll.



Lothar Arabin/Lothar Beinke

Weiterbildungslehrer an Volkshochschulen

Allein die Tatsache, daß in den zurückliegen-
den Jahren gesetzgeberische Maßnahmen im 
Rahmen der Weiterbildung eine steigende 
Tendenz aufweisen, könnte auf eine ebenfalls 
gestiegene Relevanz dieses Bereiches schlie-
ßen lassen. Wenn auch die Fortsetzung dieser 
gesetzgeberischen Initiativen offenbar durch 
die ökonomische Entwicklung gegenwärtig 
unterbrochen scheint — z. B. stagnieren die 
Bemühungen um eine bundesweite Regelung 
des Bildungsurlaubs nach der Einführung von 
Bildungsurlaubsgesetzen in einigen Bundes-
ländern —, so brachte doch das erste Weiter-
bildungsgesetz von Nordrhein-Westfalen, 
auch im Anschluß an das Gutachten von Schu-
lenberg u. a.1), eine lebhafte Diskussion um 
den Ausbau der Weiterbildung in Gang.

1) Wolfgang Schulenberg, Joachim Dikau, Hans- 
Dietrich Raapke, Willy Strzelewicz, Johannes Wein-
berg, Ferdinand Wiebecke, Strukturplan Weiterbil-
dung, Köln 1975.
2) Ebenda, S. 7.

Dieses Gesetz markiert in besonderem Maße 
eine Wende: Während bisher die Gesetze 
eigentlich die Finanzierung der Erwachsenen-
bildung zu sichern versuchten und die finan-
zielle Unterstützung auch zu einer Ausdeh-
nung der Weiterbildungsbemühungen bei-
trug, versucht das neue Gesetz sowohl Struk-
tur- als auch Finanzierungsgesetz zu sein. Da-
mit sind Anerkennung und Rang der Weiter-
bildung nicht nur gesichert, sondern es wurde 
auch die Einordnung der Weiterbildung in ein 
Gesamtkonzept bildungspolitischer Maßnah-
men erreicht. Diese Feststellung hat natürlich 
auch Konsequenzen für die in der Weiterbil-
dung als Lehrende Tätigen. Soll deren Einord-
nung hier gelingen, sind nicht nur Überlegun-
gen zur Professionalisierung der Weiterbil-
dungslehrer notwendig, sondern auch Maß-
nahmen zur praktischen Durchführung vorzu-
sehen. Der besondere Fortschritt aus dem 
Weiterbildungsgesetz in Nordrhein-Westfa-
len ist die ausgebaute kommunale Volkshoch-
schule, die jetzt mit einklagbarem Anspruch 
Landeszuschüsse erhalten kann2).
Dieser Zusammenhang weist auf die eminent 
politische Dimension hin, die jede Diskussion 
um die Weiterbildung hat, also auch die Dis-
kussion um die Weiterbildungslehrer. Wenn 
man jedoch meint, aus der Formulierung 
schließen zu können, Weiterbildung sei durch 
die staatliche Anerkennung in der bildungspo-

litischen Diskussion weniger umstritten, so 
verkennt man die gegenwärtigen Realitäten. 
Im genannten Strukturplan heißt es: „An dem 
Grundmuster, daß die Weiterbildung weitge-
hend Reaktion auf artikulierte Bedürfnisse ist, 
hat sich indes kaum etwas geändert. Das An-
gebot wird stark von der manifesten Nach-
frage bestimmt".

Das Weiterbildungsgesetz anerkennt die für 
eine freie Berufswahl erforderlichen Kennt-
nisse und Qualifikationen als Anspruch. Zur 
Realisierung eines solchen Anspruchs aller-
dings muß auch eine entsprechende Veranke-
rung der Qualifizierung der betroffenen Lehr-
kräfte hinzutreten.
Die Schwierigkeit, zwischen nachgefragtem 
Angebot, Bedarfsprognose und normativen 
Vorstellungen bei der Planung entscheiden zu 
müssen, ferner die Richtung des Bildungsbe-
darfs zu analysieren, die Gründe für die Nach-
frage und ihre Realisierbarkeit festzustellen, 
führt von denjenigen Lösungen ab, die bisher 
galten, die aber voraussetzen, daß eine Konti-
nuität im Angebot durch die Lehrkräfte garan-
tiert wird. Wenn über einen Weiterbildungs-
lehrer in der Variante desjenigen Lehrers, der 
bereit und in der Lage ist, einen Anteil des 
Stundendeputats in der Schule abzuleisten, 
hier eine Lücke geschlossen werden kann, 
dürfte in hohem Maße dieses Randproblem 
gelöst werden können.

Eine neue Definition des Bedarfs und eine Än-
derung des Finanzierungssystems können 
dann dazu führen, daß eine langfristige Ziel-
gruppenarbeit über diese neuen Lehrer auch 
diejenigen erreicht, die bisher deshalb den 
Lehrveranstaltungen fernblieben, weil ihnen 
die vorgestellten Veranstaltungen nicht die 
erwarteten Inhalte boten. Die erwarteten In-
halte aber sollen gerade durch die gezielte 
Ausbildung der Weiterbildungslehrer aus de-
ren fachdisziplinären Verankerung abgeleitet 
werden können. In diesem Zusammenhang ist 
die im folgenden vorgetragene Diskussion um 
den Weiterbildungslehrer zu verstehen.

Es ist heute unbestritten, daß das öffentliche 
Weiterbildungszentrum „Volkshochschule" 
nicht ausschließlich mit nebenberuflichem 
Personal arbeiten kann. Gleichwohl ist die 
Ausstattung der Volkshochschulen mit haupt-
beruflichen Pädagogen noch überaus unbefrie-
digend; der Unterricht wird nahezu aus-



schließlich von nebenberuflichen Kursleitern 
erteilt. Die „Pädagogischen Mitarbeiter", „Fach-
bereichsleiter" oder gelegentlich „Studienlei-
ter" genannten, hauptberuflich an Volkshoch-
schulen tätigen Pädagogen — der Terminus 
„Andragoge" wird kaum noch verwendet — 
sind im wesentlichen disponierend und nur in 
seltenen Fällen und in geringem Umfang un-
terrichtend tätig. Dies findet seine Begrün-
dung in der aktuellen Situation der Volks-
hochschulen:
Die Fachbereichsleiter und hauptberuflichen 
Pädagogen haben Aufgaben zu erfüllen, die 
nur schwer mit denen in anderen Bildungsein-
richtungen zu vergleichen sind, und zwar so-
wohl unter einem qualitativen als auch unter 
einem quantitativen Aspekt:
Im Zusammenwirken mit dem Leiter der je-
weiligen Volkshochschule hat der Fachbe-
reichsleiter
— Bedarfsanalysen zu erstellen und das Ange-
bot danach auszurichten;
— bei der Entwicklung von Unterrichtspro-
grammen die außerordentlich starke Hetero-
genität der Teilnehmer zu beachten, deren In-
teresse zu wecken und zu erhalten;
— Verantwortung zu übernehmen für Unter-
richtsabläufe, für die es keine Richtlinien 
gibt;
— die fachliche Betreuung einer großen An-
zahl von nebenberuflichen Mitarbeitern zu 
übernehmen (pädagogisch-organisatorische 
Koordination);
— ständig Innovationsprozesse einzuleiten, 
eigene Curricula zu entwickeln;
— sich auseinanderzusetzen mit einem brei-
ten Spektrum von Sachgebieten (wobei z. B. 
die pädagogische und organisatorische Be-
treuung von Kursen zum Erwerb des Haupt-
schul-, Realschul- und Gymnasialabschlusses 
nur ein Teilbereich ist).
Diese Aufgaben kann der Fachbereichsleiter 
nur erfüllen, wenn das Kursangebot nicht 
überdimensioniert ist. Als Richtzahl werden 
hier von der Kultusministerkonferenz (KMK) 
und dem Deutschen Städtetag 2 400 Unter-
richtseinheiten pro Fachbereichsleiter emp-
fohlen. Dies bedeutet, daß er 40 Semesterkurse 
zu betreuen hätte, in denen nebenberufliche 
Kursleiter unterrichten. Von diesen Zahlenre-
lationen aber sind die Volkshochschulen in 
der Bundesrepublik noch recht weit entfernt, 
auch solche Volkshochschulen, die — gemes-
sen an anderen — bereits einen relativ hohen 
personellen Ausbaustand erreicht haben.
Am Beispiel der Gesamt-Volkshochschule der 
Stadt Kassel — sie hat nach den Richtlinien 

zum Hessischen Volkshochschulgesetz den 
Stellenschlüssel für hauptberufliche Pädago-
gen voll ausgeschöpft — kann die tatsächliche 
Relation Fachbereichsleiter — nebenberufli-
che Kursleiter dargestellt werden: Im Jahre 
1977 betreuten fünf Fachbereichsleiter insge-
samt 310 nebenberufliche Kursleiter und 520 
Semesterkurse. Somit hatte ein Fachbereichs-
leiter im Durchschnitt 62 nebenberufliche 
Kursleiter und 104 Semesterkurse mit 7 403 
Unterrichtseinheiten zu betreuen.
Allein aus diesen Relationen ist ersichtlich, 
daß der Fachbereichsleiter, wenn überhaupt, 
nur in unbedeutendem Umfang selber Unter-
richt erteilen kann. Wenn er dies tut, dann 
sinnvollerweise in sogenannten „Eckkursen", 
in denen neue didaktische und methodische 
Modelle erprobt werden. Handelt es sich nicht 
um diesen Kurstyp, so wird das Erteilen 
eigenen Unterrichts in der gegebenen Situa-
tion als ein kaum zu vertretender Luxus ange-
sehen, der dazu führt, daß wichtige Arbeiten 
im planenden und disponierenden Bereich un-
erledigt bleiben.
Ein Festhalten an der bewährten Form des 
Kursbetriebs mit nebenberuflichen Kurslei-
tern erscheint angesichts dieser Situation nur 
logisch. Es gibt weitere Gründe, die auch in ab-
sehbarer Zukunft den Einsatz nebenberufli-
cher Kursleiter als unverzichtbar erscheinen 
lassen:

— In einer großen Anzahl von Kursen können 
nur solche Kursleiter verwandt werden, die 
für Teilbereiche der Volkshochschularbeit 
qualifiziert sind, für die nur ein geringer Be-
darf besteht. Beispiele für solche Kurse 
sind: Gruppendynamik, Volkswirtschaftslehre, 
Astronomie, Arbeitsrecht, Neugriechisch etc.

— Volkshochschulen müssen auch in Zukunft 
der flexibelste Teil des öffentlichen Bildungs-
wesens bleiben, um einem ad hoc auftreten-
den, oft dazu noch örtlich oder regional be-
dingten Bedarf an Bildungsangeboten entspre-
chen zu können. Da diese rasch einzurichten-
den Kurse zusätzlich häufig einer zeitlichen 
Begrenzung unterliegen (Beispiele: Weiter-
qualifizierung von Kinderpflegerinnen zu Er-
zieherinnen, neue Mathematik für Eltern etc.) 
oder mit von Semester zu Semester unter-
schiedlichen Teilnehmerzahlen geplant wer-
den müssen, sind sie nur mit nebenberuflichen 
Kursleitern zu realisieren.
Wenn hier im folgenden also über Verände-
rungen im Bereich der Kursleiter diskutiert 
wird, dann sollen damit keineswegs wichtige 
Grundprinzipien der Volkshochschularbeit in 
der Weiterbildung angetastet werden. Wich-
tige Innovationsbereiche verlangen weiterhin 



einen hohen Flexibilitätsgrad und fordern 
außerdem, ein grundlegendes Recht der Teil-
nehmer zu erhalten: die grundsätzlich freiwil-
lige Teilnahme an den Veranstaltungen dieser 
Bildungsinstitution. Alle diese wichtigen Auf-
gaben, denen sich die Volkshochschule weiter 
widmen wird, schließen jedoch nicht aus, daß 
sich die Volkshochschule den veränderten ge-
sellschaftlichen, ökonomischen und techni-
schen Bedingungen anpaßt. Diese Verände-
rungen liegen zu einem wesentlichen Teil 
darin bedingt, daß das System unserer berufli-
chen Erstqualifizierung und das Beschäfti-
gungssystem nicht so nahtlos ineinander pas-
sen, wie es teilweise noch ideologisch unter-
stellt wird. Die Volkshochschule muß sich 
auch Forderungen stellen, die eine kontinuier-
liche Arbeit fordern, und unter diesem Aspekt 
ist die teilweise Neustrukturierung des 
Systems langfristiger Kurse zu sehen.
In langfristigen Kursen und in Bereichen, in 
denen bestimmte Zielgruppen besonders lern-
intensiv unterrichtet werden, wäre ein Einsatz 
von hauptberuflichen Weiterbildungslehrern 
nicht nur möglich, sondern er läge auch im In-
teresse der Teilnehmer und der Institution 
Volkshochschule: Für beide Teile sind langfri-
stig geplante Unterrichtsprogramme mit ent-
sprechend ausgebildeten Kursleitern, die 
diese Arbeit als ihr Hauptbetätigungsfeld be-
trachten, sicher von großem Nutzen. Beispiele 
für Kurse, bei denen hauptberufliche Weiter-
bildungslehrer zum Einsatz kommen könnten, 
sind: Nachholen schulischer Abschlüsse, Eng-
lisch, Französisch und andere stark frequen-
tierte Sprachkurse, Vorbereitung zu berufs-
qualifizierenden Prüfungen, vhs-Zertifikat- 
kurse u. a.
Die öffentliche Weiterbildung ist aber durch 
die Ländergesetze institutionell und finanziell 
nicht soweit abgesichert, daß Weiterbildungs-
lehrer ohne unverhältnismäßig hohe Mehr-
ausgaben für die Träger von Volkshochschu-
len eingestellt werden könnten. So obliegt 
zum Beispiel in Hessen dem Träger der Volks-
hochschule — dem Landkreis oder der kreis-
freien Stadt — allein die Einstellung des Per-
sonals für seine Einrichtung Volkshochschule; 
das Land gibt Zuschüsse in Höhe von 70 Pro-
zent, jedoch nur im Rahmen eines festgelegten 
Stellenschlüssels, der von der Einwohnerzahl 
des Trägers abhängt. Dieser Stellenrahmen 
wird von den Trägern nur in seltenen Fällen 
überschritten, da die darüber hinausgehenden 
Personaleinstellungen ausschließlich zu ihren 
Lasten gehen. Im Rahmen dieser Maßgabe ist 
die Einstellung hauptamtlicher Weiterbil-
dungslehrer deswegen praktisch ausgeschlos-
sen, weil ihre Stellen aus dem Kontingent für 
Fachbereichsleiter — das, wie oben bereits 

ausgeführt, sehr knapp bemessen ist — her-
ausgeschnitten werden müßten. Ferner ist 
eine Einstellung von Weiterbildungslehrern 
nur dann möglich, wenn die jeweilige Volks-
hochschule einen Ausbau mit Fachbereichs-
leitern nach den Empfehlungen der KMK und 
des Städtetags erreicht hat.
Arbeitsverwaltung und Gewerkschaften grei-
fen in letzter Zeit verstärkt das Thema „Ne-
benberuflicher Unterricht" auf. Es wird dort ar-
gumentiert, von der freien Wirtschaft ver-
lange man Neueinstellungen, wenn mehr Ar-
beit anfalle, der öffentliche Arbeitgeber Kom-
mune oder Landkreis aber beschäftige in sei-
ner Einrichtung Volkshochschule beinahe 
ausschließlich nebenberufliche Kursleiter. 
Den Volkshochschulen wird bei den nebenbe-
ruflichen Kursleitern insbesondere deshalb 
ein so schwerwiegender Vorwurf gemacht, 
weil ein großer Teil der nebenberuflichen 
Kursleiter Lehrer aus den öffentlichen Schu-
len sind, von denen bekannt ist, daß sie kein 
schlechtes Einkommen haben und daß sie sich 
auf diese Weise auch ein erkleckliches Zubrot 
verdienen. Es ist sicherlich auch nicht abwe-
gig, wenn man an dieser Stelle die Argumente 
ernst nimmt, die darauf hinweisen, daß neben-
berufliche Kursleiter aus dem öffentlichen 
Schulleben dort wichtige Funktionen zu erfül-
len haben und in einen Konflikt geraten, wenn 
zwischen der Tätigkeit im Bereich der Weiter-
bildung und im Bereich der Jugendbildung hin 
und her operiert werden muß. Die Volkshoch-
schule kann von sich aus hier keine Abhilfe 
schaffen; dies können nur das jeweilige Bun-
desland und die Volkshochschulträger ge-
meinsam. Politische Initiativen in einer Zeit, in 
der es Lehrer ohne Arbeit gibt, scheinen zur 
Verbesserung der Situation dringend geboten. 
Indes: Bislang gibt es noch keinen Absolven-
ten irgendeiner Berufsgruppe aus dem päda-
gogischen Bereich, der auf eine unterrich-
tende Tätigkeit in Kursen der Volkshoch-
schule vorbereitet worden wäre. Es wird noch 
häufig unterstellt, daß den Erwachsenen ohne 
besondere pädagogische Leistung nur der 
Fachinhalt der betreffenden Disziplin vorge-
stellt zu werden braucht. Nun wurde in den 
einleitenden Anmerkungen wohl der Erwach-
sene als lernfähig charakterisiert mit den für 
Erwachsene spezifischen Besonderheiten; das 
bedeutet jedoch nicht, daß er in beliebiger 
Form mit Sachkomplexen konfrontiert wer-
den kann.
Die Volkshochschule stützt sich — auch in 
den längerfristigen Kursen — auf Kursleiter, 
die eine Ausbildung für Schulen haben oder 
aber für eine Tätigkeit im pädagogischen Be-
reich überhaupt nicht ausgebildet sind. Jeder 
in die Weiterbildung neu eintretende Kurslei-



ter muß daher zunächst eigene Erfahrungen 
sammeln. Diese aber sammelt er oft auf 
Kosten der Kursteilnehmer und der Einrich-
tung Volkshochschule, die bislang keine Kurs-
leiter hat, die eigens auf eine unterrichtende 
Tätigkeit im öffentlichen Weiterbildungszen-
trum Volkshochschule vorbereitet wurden. 
Die Erfahrungen des einzelnen Kursleiters 
über die Unterschiede der Erwachsenenkurs-
arbeit zum Unterricht in der Schule werden 
bislang nicht systematisch weitergegeben — 
sieht man davon ab, daß eine ganz geringe An-
zahl nebenberuflicher Kursleiter an Weiterbil-
dungsmaßnahmen des Deutschen Volkshoch- 
schul-Verbandes, des jeweiligen Landesver-
bandes oder der einzelnen Volkshochschulen 
teilnimmt.
Dabei handelt es sich hier um die bereits zur 
eigenen Weiterbildung Motivierten, um Frei-
willige. Nebenamtliche Kursleiter können in 
praxi nicht verpflichtet werden, an solchen 
Veranstaltungen teilzunehmen, weil diese nur 
im Rahmen ihrer Freizeit organisiert werden 
können. Durch den gegenüber der vhs-Arbeit 
schon vor einigen Jahren ständig erhöhten 
Verbindlichkeitsgrad und das stärkere Maß an 
Systematisierung der Kursarbeit an Volks-
hochschulen sind aber die Anforderungen an 
die Qualifikation der Kursleiter ständig ge-
stiegen. Im folgenden soll versucht werden, 
Wege aufzuzeigen, wie diese Situation verbes-
sert werden kann.
Im Bereich aller Beteiligten sollten umgehend 
Konzepte diskutiert werden, die darauf abzie-
len, Kursleiter auf eine unterrichtende Tätig-
keit in der Weiterbildung vorzubereiten. Da-
bei ist zu beachten, daß nicht, wie bereits in an-
deren Berufsfeldern leider geschehen, Hoff-
nungen und Erwartungen geweckt werden, 
die dann möglicherweise nicht in vollem Um-
fang eingelöst werden können. Solche Kon-
zepte sollten daher von vornherein unter zwei 
grundsätzlichen Aspekten diskutiert werden: 
— Interessenten soll ermöglicht werden, Teil-
qualifikationen zu einer neben- oder teilberuf-
lichen Arbeit an der Volkshochschule zu er-
werben.
— Es sollen Qualifikationen erworben werden 
können, die auf eine hauptberufliche Tätigkeit 
an Volkshochschulen hinzielen, möglicher-
weise auch auf eine Tätigkeit an anderen Insti-
tutionen der Weiterbildung, an denen eine 
kontinuierliche und längerfristige Kursarbeit 
betrieben wird. Es seien nur genannt: Staatli-
che Abendrealschulen und -gymnasien, Voll-
zeitkollegs für Berufstätige, Fachschulen, 
Schulen der Kammern, Gewerkschaften und 
sonstiger nichtöffentlicher Träger der Weiter-
bildung.

In enger Kooperation mit den Volkshochschu-
len sind geeignete Studienplätze zu entwik- 
keln, die auf die zukünftigen Einsatzmöglich-
keiten in der Weiterbildung zugeschnitten 
sein sollten. Dazu ist es notwendig, die Funk-
tion des Weiterbildungslehrers zu umschrei-
ben. Dies wird im folgenden versucht:
Im Gegensatz zum Fachbereichsleiter ist der 
Weiterbildungslehrer im wesentlichen unter-
richtend tätig. Die daneben wahrzunehmen-
den Aufgaben wie
— Sichten und Erstellung von Unterrichtsma-
terialien,
— Mitwirken bei der Planung der Lehr- und 
Lernprozesse im jeweiligen Fachbereich so-
wie
— Beratung der Teilnehmer
unterscheiden sich weder in der Qualität noch 
im Arbeitsumfang wesentlich von Tätigkeiten, 
die ein Lehrer — beispielsweise in der Sekun-
darstufenschule II — wahrzunehmen hat.
Die Ausbildung des Weiterbildungslehrers an 
Hochschulen kann demzufolge nach dem glei-
chen Grundmuster erfolgen wie die Ausbil-
dung der Lehrer für Schulen, allerdings müß-
ten speziell folgende Grundqualifikationen 
vermittelt werden:
— Kenntnis der Rahmenbedingungen der In-
stitute der Weiterbildung (z. B. vhs-Gesetze 
und Richtlinien),
— Grundsätze und Ziele der Bildungsarbeit 
mit Erwachsenen,
— didaktische und methodische Spezifika der 
Kursarbeit mit Erwachsenen,
— Probleme der Motivationsweckung und 
-erhaltung zum Weiterlernen (Weiterbil-
dungsberatung).
Es soll an dieser Stelle nicht diskutiert wer-
den, ob eine ein- oder zweiphasige Ausbildung 
für Lehrer insgesamt richtiger ist. Allerdings 
scheint eine einphasige Ausbildung für den 
Weiterbildungslehrer aus unterschiedlichen 
Gründen erstrebenswert zu sein: Ein inte-
grierter Studiengang, der zugleich Fach- wie 
auch Vermittlungsqualifikationen ermöglicht, 
verbunden mit einem institutionalisierten 
Kontakt zum praktischen Arbeitsfeld Volks-
hochschule. Die so qualifizierten Lehrer könn-
ten nach Abschluß ihres Studiums eine am Re-
ferendariat orientierte Vorbereitungszeit an 
einer Volkshochschule absolvieren und so-
wohl angestellt als auch „verbeamtet" werden. 
Die Zuständigkeit für diese Einarbeitungszeit 
könnte bei den vhs-Landesverbänden oder bei 
der Pädagogischen Arbeitsstelle des Deut-
schen Volkshochschul-Verbandes liegen. Ein-



zelne Volkshochschulen sollten als Ausbil-
dungseinrichtungen entsprechend ihrer 
neuen Funktion ausgestattet werden.

Die einphasige Ausbildung des Weiterbil-
dungslehrers wird hier in pragmatischer und 
nicht in ideologischer Weise gesehen. Eine 
zweiphasige Ausbildung könnte nach den Mo-
dellen, wie sie an der Gesamthochschule Kas-
sel für die Lehrerausbildung praktiziert wer-
den, auch durchaus im Weiterbildungsbereich 
so strukturiert sein, daß bereits in der ersten 
Phase praxisorientierte Teile berücksichtigt 
werden, so daß die Theorie deutlich praxisbe-
zogen ist, während in der zweiten Phase die 
praktische Einübung auf den theoretischen 
Teil hin angelegt werden könnte. Es geht nicht 
darum, ob eine völlige Integration von Theorie 
und Praxis oder eine partielle Trennung das 
beste ist; es müßte eine Form gefunden wer-
den, wo sich Theorie und Praxis nicht nur er-
gänzen, sondern einander stützen, und das 
kann auch in Phasenverschiebungen sinnvoll 
sein.
Auf die Durchsetzung des bildungspolitischen 
Ziels einer einphasigen Ausbildung zu warten, 
scheint aber in der gegenwärtigen Situation 
der Volkshochschulen weder möglich noch 
opportun. Es sollten daher von vornherein al-
ternative Lösungen mitdiskutiert werden, die 
als Übergang betrachtet werden können. Hier 
gibt es sowohl einen mittelfristigen als auch 
einen kurzfristigen Weg: Mittelfristig könnte 
Lehramtsstudenten die Möglichkeit eröffnet 
werden, in einem integrierten Studiengang 
Qualifikationen zu erwerben, die sowohl zu ei-
ner Tätigkeit in der Schule als auch in einem 
Institut der Weiterbildung berechtigen. 
Hierzu kann ein spezielles System entwickelt 
werden, das es dem Bewerber ermöglicht, die 
Orientierung seiner Qualifikation für die Wei-
terbildung selbst zu bestimmen. Den Abschluß 
bildet in diesem Falle das erste Staatsexa-
men.
Ein Versuch auf der Basis dieser Überlegun-
gen ist beispielsweise an der Gesamthoch-
schule Kassel bereits angelaufen, und zwar in 
enger Kooperation mit der Gesamt-Volks-
hochschule, die die Ableistung der notwendi-
gen Praktika garantiert und einen Beitrag in 
der Lehre leistet. An der Gesamthochschule 
Kassel wurde von der Organisationseinheit 
Berufspädagogik zusammen mit der Kasseler 
Gesamt-Volkshochschule ein Angebot ent-
wickelt, das schwerpunktmäßig zwar an die 
Studenten in der Berufspädagogik gerichtet 
war, über diesen Bereich hinaus aber erweitert 
werden kann. Ein solches Angebot erscheint 
nicht nur sinnvoll, sondern konstitutiv zur Be-
rufsausbildung dazuzugehören, da einmal Be-

rufswahl und Berufsqualifizierung heute unter 
den Bedingungen des technischen und ökono-
mischen Wandels zu sehen sind und deshalb 
eine punktuelle Vorbereitung und Einübung 
in berufliche Tätigkeit sinnlos erscheinen; 
zum anderen hat das berufsbildende Schulwe-
sen in seinen Vollzeiteinrichtungen eine 
Reihe von Organisationsformen, die eindeutig 
dem Bereich der Weiterbildung zuzuordnen 
sind.
Die bisher als ergänzende Beschäftigung der 
Berufspädagogik mit dem Randgebiet der be-
ruflichen Weiterbildung gesehenen Veran-
staltungen (Vorlesungen, Seminare, Übungen) 
wurden dann zu einem Veranstaltungszyklus 
erweitert, von dem erwartet wird, daß er so-
wohl für den Kernstudienbereich der Lehrer-
studenten als auch für den Bereich des neu 
vorgestellten Weiterbildungslehrers brauch-
bar ist. Dieser Zyklus umfaßt die Geschichte 
der Weiterbildung einschließlich der Ge-
schichte der Arbeiterbildung, die institutio-
neilen und rechtlichen Bedingungen der Wei-
terbildung sowie die didaktischen Fragen der 
beruflichen Weiterbildung. Er nimmt die be-
sonderen Lernbedingungen Erwachsener im 
Rahmen von Umschulungs-, Weiterbildungs- 
und Rehabilitierungsmaßnahmen auf, er be-
schäftigt sich weiterhin mit abschlußbezoge-
ner beruflicher Bildung, der Integration von 
beruflicher und politischer Bildung und — als 
einem besonderen Schwerpunkt — mit der 
Funktion der beruflichen Weiterbildung als 
Defizitausgleich für die Mängel der berufli-
chen Erstausbildung.

Dieses Modell, das in Zusammenarbeit mit der 
Kasseler Gesamt-Volkshochschule entwickelt 
wurde, ist mit dieser Institution inhaltlich und 
personell eng verzahnt. Das Praktikum an der 
vhs umfaßt u. a. Kursbesuche, Teilnahme an 
Mitarbeiterbesprechungen, Einsicht in den or-
ganisatorischen Ablauf der Beratung und An-
meldung, Kennenlernen der Beratungsstelle 
für Weiterbildung von Erwerbslosen, Teil-
nahme an Gesprächskreisen usw.

Die zweite Phase der Ausbildung wird an ei-
nem Studienseminar für das Lehramt an der 
Sekundarstufenschule II absolviert, an dem 
ein spezieller Schwerpunkt „Weiterbildung" 
einzurichten ist. Von dort kommen die Refe-
rendare u. a. an eine Volkshochschule zur 
Ausbildung. Wichtig erscheint aber auch hier, 
daß die Referendarausbildung nicht aus-
schließlich auf die Weiterbildung zugeschnit-
ten ist, damit der Bewerber auch immer noch 
in der Schule arbeiten kann, wenn ihm die 
Weiterbildung nach Abschluß seiner Referen-
darzeit (noch) nicht die Möglichkeit eröffnet, 
hauptberuflich dort tätig zu sein. Bei einer Be-



Werbung um nebenberufliche Tätigkeit aller-
dings wird der Absolvent dieses Studiengan-
ges einen klaren Vorteil gegenüber anderen 
haben.

So wie es eine spezielle Ausstattung an Schu-
len gibt, die Referendare ausbilden, müßten 
auch Ausbildungs-Volkshochschulen entspre-
chend personell ausgestattet werden, damit 
eine für die Schulen gleichwertige Ausbildung 
garantiert werden kann.

Der in dieser Weise vorbereitete Weiterbil-
dungslehrer könnte sich durch eine hauptbe-
rufliche Tätigkeit im unterrichtenden Bereich 
qualifizieren für eine Tätigkeit als Fachbe-
reichsleiter. Er wäre überdies ausgewiesen als 
fachlich kompetenter Gesprächspartner der 
haupt- und nebenberuflichen Kursleiter. Um 
möglichen Einwänden an dieser Stelle vorzu-
beugen, sei gleich gesagt, daß es natürlich 
auch andere Zugangswege zum Beruf des 
Fachbereichsleiters gibt — und sie sind für 
eine Volkshochschule genauso wichtig. Sie 
braucht zum Beispiel eine Reihe von Mitarbei-
tern mit unterschiedlichen Studienabschlüs-
sen, denen Aufgaben zufallen, die nicht in die 
rein fächerbezogene Arbeit einmünden: vhs- 
Stadtteilarbeit, Zielgruppenarbeit mit älteren 
Menschen, Bildungsurlaubsprogramme, Film-
arbeit, Organisation der Foren, Vorbereitung 
und Durchführung von Bildungsurlaubspro-
grammen sind nur einige Beispiele für solche 
Volkshochschulaktivitäten, die ebenso not-
wendig sind wie die sogenannten „Lernkur-
se".
Wie in den Bemerkungen zum Modell „Wei-
terbildungslehrer" schon angedeutet, wird die 
Weiterbildung sich nicht von ihren erfolg-
reichen, spezifischen Bereichen trennen dür-
fen, die eigentlich mit den traditionellen Vor-
stellungen vom Schulbetrieb wenig gemein-
sam haben. Bei der Diskussion der hier vorge-
legten Vorschläge wurden Vorwürfe laut, daß 
die herkömmliche Form der Volkshochschule 
aufgegeben werde und eine „Erwachsenen-
schule" an ihre Stelle trete. Dieser Vorwurf der 
„Verschulung" ist auch im Bereich der berufli-
chen Bildung mehrfach gegen Reformvorstel-
lungen vorgebracht worden. „Verschulung“ 
wird dann immer unter dem negativen Aspekt 
der öffentlichen Schule gesehen, wobei sicher-
lich auch eine Reihe von Vorurteilen in die 
Diskussion einfließen. Hier ist allerdings we-
niger die Organisationsform des Schulunter-
richts gemeint, als vielmehr der Versuch, 
durch Systematisierung, längerfristige Pla-
nung und im Grundsatz der Kontinuität der 
Angebote und auch der Absicherung der In-
halte auf die beruflichen Ziele hin ein System 
aufzubauen, das den Ansprüchen gerade der 

Teilnehmer, um die sich auch die Volkshoch-
schule in steigendem Maße zu bemühen ge-
denkt, ansprechen wird.
Es gibt in der Bundesrepublik an einigen 
Hochschulen Ansätze zu einem Studiengang 
für Weiterbildungslehrer. Diese aber sind bis-
lang nicht untereinander koordiniert; sie sind 
überdies mit den Volkshochschul-Verbänden 
nicht genügend abgestimmt. Die Volkshoch-
schulen, vor allem ihre Landesverbände und 
die Pädagogische Arbeitsstelle des Deutschen 
Volkshochschul-Verbandes, sollten sich rasch 
in diesen Prozeß einschalten, damit nicht Ent-
wicklungen eingeleitet werden, die möglicher-
weise am Bedarf vorbeigehen.
Das Präsidium des Deutschen Städtetages 
sagte am 17. März 1970 zu den Ausbildungs-
voraussetzungen von hauptberuflichem Perso-
nal an Volkshochschulen: „... Hier wird die Er-
gänzung des Fachstudiums durch ein Zusatz-
studium mit dem Schwerpunkt Erwachsenen-
bildung empfohlen". Dies gilt für den Beruf des 
Fachbereichsleiters. Diesen Ansatz aber auch 
für den Weiterbildungslehrer zu wählen, ist 
nach Auffassung der Verfasser grundsätzlich 
falsch: Ein Zusatzstudium gewinnt seine Be-
rechtigung nur durch einen ad hoc auftreten-
den, unvorhergesehenen Bedarf; es wird zwar 
eine andere, aber keine höhere Qualifikation 
erworben als die bereits erreichte.
Die Einrichtung Volkshochschule ist in ihrer 
Funktion und ihrer Arbeit inzwischen hinrei-
chend legitimiert, um im Erststudiengang eine 
entsprechende Berücksichtigung zu finden. Es 
muß heute auch schon für den Beruf des Fach-
bereichsleiters erst recht aber für den des 
Weiterbildungslehrers als verfehlt bezeichnet 
werden, wenn von vornherein ein Zusatzstu-
dium eingeplant wird zur Qualifizierung für 
eine Arbeit, die keine anderen Aufstiegschan,- 
cen eröffnet als die berufliche Tätigkeit, für die 
man bereits qualifiziert ist.
Mit den bisher behandelten Problemen bei ei-
ner qualifizierten Ausbildung von Kursleitern 
und Lehrern in der Weiterbildung sind selbst-
verständlich nicht alle schwierigen Fragen an-
gesprochen. Zum Schluß sei aber noch auf ei-
nen Aspekt hingewiesen: die kurzfristig zu er-
möglichende Lösung als Übergang zum haupt-
beruflichen Weiterbildungslehrer, und zwar 
für solche Lehrer, die bereits Erfahrungen in 
der Kursarbeit mit Erwachsenen gesammelt 
und in ihrer bisherigen Arbeit an der Volks-
hochschule einen erwachsenengemäßen 
Arbeitsstil gefunden haben. Die Volkshoch-
schule könnte solchen Lehrern vorschlagen, 
sich mit einem Teil ihres Stundendeputats an 
die Volkshochschule abordnen zu lassen und 
mit dem anderen an der Schule zu verbleiben.



Bei einer solchen Lösung erscheint endlich die 
Chance gegeben, daß wichtige Fächer in konti-
nuierlicher und fachlich gesicherter Form an-
geboten werden können. Bedingung für diese 
Lösung aber wäre, daß die Kultusminister der 
Länder den jeweiligen Stellenrahmenschlüs-
sel um eine entsprechende Anzahl von Wei-
terbildungslehrern erweitern.

Literatur zum Thema: „Professionalisierung 
in der Weiterbildung"

1. Aus der Reihe „Theorie und Praxis der Er-
wachsenenbildung":
H. Th. Jüchter, Programmierte Erwachsenen-
bildung. Informationen und Entwürfe zur Päd-
agogischen Technologie, 1970.
W. Schulenberg u. a., Zur Professionalisierung 
der Erwachsenenbildung, 1972.
Horst Siebert, Herbert Gerl, Lehr- und Lern-
verhalten bei Erwachsenen, 1975.
Horst Siebert, Curricula für die Erwachsenen-
bildung, 1974.
W. Spies, H. Bruns, K. Schick, Verschulung 
oder Befreiung. Beiträge zu einer abschlußbe-
zogenen Weiterbildung, 1973.
H. Tietgens, Lernen mit Erwachsenen. Von 
den Arbeitsweisen der Erwachsenenbildung, 
1967.

H. Tietgens, Erwachsene im Feld des Lehrens 
und Lernens, 1971.

2. Aus den „Hessischen Blättern für Volksbil-
dung" 2/1976:
Bernhard Dieckmann, Professionalisierung 
und einige Folgen für die Curriculumplanung 
in der Erwachsenenbildung.
Ulrich Jung u. Alfred Degen, Zur Ausbildung 
von hauptberuflichem Weiterbildungsperso-
nal.
Lothar Arabin, Professionalisierung — Profi-
lierung.

3. Publikationen des Arbeitskreises Universi-
täre Erwachsenenbildung (Sonderhefte der 
AUE-Informationen), in: Beiträge Nr. 1 „Das 
Arbeitsprogramm des AUE", Hannover, Au-
gust 1978.
Eine neue Ordnung für die erziehungswissen-
schaftliche Diplomprüfung (Novellierungs-
konzept der Kommission I), Februar 1973.
Brigitte Sellach, Auswertung und Kommentie-
rung der Kursleiterbefragung, April 1973.

4. Selbststudienmaterial der Pädagogischen 
Arbeitsstelle des Deutschen Volkshochschul-
verbandes, Studieneinheit: Methoden des Er-
wachsenenunterrichts, Frankfurt 1977.



Dieter Mohrhardt: Elternmitwirkung — Mitverwaltung oder Miterziehung? 
Anmerkungen zu einer notwendigen Diskussion
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 47/80, S. 3—22

Wie können Eltern an der Schule ihrer Kinder teilhaben? Wie kann die Schule die Mitwir-
kungsfähigkeit und -bereitschaft der Eltern fordern und fördern? Wie läßt sich der Gefahr 
begegnen, daß sich trotz Schulkritik und schulverfassungspolitischer Diskussion die Di-
stanz zwischen familiärer und institutionalisierter Erziehungssphäre vergrößert? Der Bei-
trag greift diese erziehungs- und schulpolitisch aktuellen Fragen auf und plädiert in einer 
ersten Antwort dafür, reformpädagogische Traditionen und die Resultate der neueren 
Lern- und Sozialisationsforschung für die Programmatik und Praxis der Elternmitwirkung 
zu nutzen. Er erinnert an die traditionsreichen Bemühungen, das Verhältnis zwischen 
Schule und Eltern zu „pädagogisieren", und regt an, Elternmitwirkung beherzter als bisher 
als erzieherische (und nicht, wie bislang üblich, als administrative) Teilhabe der Eltern an 
der Schule aufzufassen. Diese Dimension ist — wie die Analyse vorliegender empirischer 
Materialien zeigt — in der Praxis weitgehend verkümmert: Schulen und Schulverwaltun-
gen verstehen es selten, das vorhandene pädagogische Interesse der Eltern zu aktivieren, 
und sie werden dazu von den Elternvertretungen zu wenig herausgefordert; die Organe der 
Elternmitwirkung sehen sich kaum als pädagogische Einrichtungen, die das Gespräch zwi-
schen Eltern und Schule fördern und durch ihre Arbeit „zur Erziehung der Eltern beitragen“ 
(H. Lietz). Am Beispiel des Hamburger Experiments, Eltern in den Unterricht der Grund-
schule einzubeziehen, zeigt der Beitrag abschließend, daß die erzieherisch bedeutsame Zu-
sammenarbeit von Eltern und Schule gegenwärtig möglich ist, wenn das elterliche Inter-
esse und die elterliche Mitwirkungs- und Kooperationsbereitschaft über längere Zeit her-
ausgefordert werden und Schule und Schulverwaltung das Engagement unterstützen.

Heidrun Hoppe: Verwaltete Partizipation. Die Lehrerbeteiligung an der Lehr-
planreform
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 47/80, S. 23—32

Ein Problem partizipativer Planungsprozesse, das bisher in der wissenschaftlichen Diskus-
sion weitgehend vernachlässigt worden ist, besteht darin, daß sich empirisch zwei grund-
sätzlich zu unterscheidende Beteiligungsformen herausbilden: Planende Instanzen eröff-
nen einer geringen Anzahl von Personen die Möglichkeit, relativ intensiv an dem Prozeß 
der Entscheidungsfindung zu partizipieren. Die Mehrzahl der Betroffenen wird dagegen in 
gesonderte Partizipationsprozesse einbezogen, die sich auf die Lösung solcher Detailpro-
bleme beschränken, die den Kern der bereits getroffenen Entscheidungen nicht tangieren 
können. Für Lehrer bedeutet das, daß einige wenige von ihnen in bestimmten Curriculum-
projekten relativ umfassend an der Erarbeitung von Curricula partizipieren (z. B. in den Bie-
lefelder Schulprojekten), während sich Beteiligung für die Mehrzahl von ihnen in der Aus-
differenzierung vorgegebener Lehrpläne in einzelne Unterrichtseinheiten (z. B. in Regio-
nalen Pädagogischen Zentren) erschöpft.
Aus unterschiedlich intensiver Partizipation folgt eine Differenzierung der Lehrerschaft: 
Die an der Curriculumerarbeitung beteiligten Lehrer avancieren zu einer Planerelite ge-
genüber ihren nur an der Durchführung der Reform beteiligten Kollegen. Das bedeutet, daß 
nur bei wenigen Lehrern die Ziele von Partizipation (z. B. Zuwachs an Autonomie und 
Selbstbestimmung) erreicht werden, während sich bei der Mehrzahl ihrer Kollegen auf-
grund der detaillierten Arbeitsvorgaben in Form von Curricula überwiegend gegenteilige 
Effekte (zunehmende Fremdbestimmung, sinkende Professionalisierungschancen und 
Arbeitsmotivation) einstellen.



Harald Kästner: Der Beitrag der Kultusministerkonferenz zur Berufsorientie-
rung in der Schule
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 47/80, S. 33—38

Zwischen allgemeinen und beruflichen Bildungsgängen in horizontaler und vertikaler 
Richtung Abstimmung und Verzahnung herbeizuführen, ist seit dem Bildungsgesamtplan 1 
(Zwischenbericht der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung an die Regierungs-
chefs des Bundes und der Länder vom 5. November 1971) ein erklärtes Ziel der gesamtstaat-
lichen Bildungspolitik.
Ein besonderer Problemkomplex in diesem Zusammenhang ist der Brückenschlag von den 
allgemeinen Bildungsgängen am Ende des Sekundarbereichs I zu den beruflichen Bil-
dungsgängen im Sekundarbereich II. Damit er sich möglichst bruchlos, anforderungsge-
recht und chancengünstig gestaltet — er betrifft immerhin den Übergang von fast drei Vier-
teln des schulpflichtigen Altersjahrgangs —, müssen funktionsgemäße Übergangsbedin-
gungen sowohl im abgebenden wie im aufnehmenden System gegeben sein und die Mög-
lichkeiten des Erwerbs entsprechender Qualifikationen bestehen. Zu diesen Qualifikatio-
nen gehören nicht zuletzt Grundkenntnisse über die Berufswelt und die Befähigung zur Be-
rufswahl. Die Kultusministerkonferenz hat in ihrer Rahmenvereinbarung über die Zusam-
menarbeit von Schule und Berufsberatung (Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 
5. Februar 1971) und in dem auf seine Durchführung bezogenen Übereinkommen mit der 
Bundesanstalt für Arbeit vom 12. Februar 1971 die Voraussetzungen dafür geschaffen, daß 
die Aufgaben der Berufsorientierung und Berufswahlvorbereitung in Kooperation von 
Schule und Berufsberatung wahrgenommen werden. Beide Vereinbarungen sind für das 
Konzept der Vorbereitung der Jugendlichen auf die Berufswelt, eine partnerschaftlich und 
arbeitsteilige Maßnahmengestaltung von Schul- und Arbeitsverwaltung und eine gemein-
same Strategie für die Zukunft von grundlegender Bedeutung.
Es ist Zweck der Studie, die Verpflichtungen darzulegen, die die Kultusverwaltungen der 
Länder in diesem Kooperationsverhältnis einheitlich übernommen haben, das Instrumen-
tarium vorzustellen, das der Schulseite hierfür zur Verfügung steht, und den Stand der Ent-
wicklung zu kennzeichnen, der sich hinsichtlich der Vermittlung vorberuflicher Bildung 
insgesamt im Spiegel der Beschlußlage der Kultusministerkonferenz abzeichnet.

Lothar Arabin/Lothar Beinke: Weiterbildungslehrer an Volkshochschulen
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 47/80, S. 39—45

In die Diskussion um die Professionalisierung in der Weiterbildung können nicht nur die 
hauptberuflichen Fachbereichsleiter oder interdisziplinär disponierend arbeitende Pädago-
gen einbezogen werden. Aufgrund der Tatsache, daß immer mehr nebenberufliche Kurslei-
ter nur kurzfristig an Institutionen der Weiterbildung arbeiten, wodurch die Kontinuität 
des Kursbetriebs leidet, müssen Überlegungen angestellt werden, wie der Unterricht in der 
Weiterbildung in wachsendem Maße durch Hauptberufliche erteilt werden kann.
Die Gesamthochschule Kassel und die Gesamtvolkshochschule der Stadt haben ein Diskus-
sionsmodell entwickelt, das in diesem Beitrag vorgestellt wird:
— Langfristig ist ein integrierter Studiengang anzustreben, in dem neben einem typischen 
vhs-Kursfach erwachsenenspezifische Didaktik und Methodik vermittelt werden soll. Die 
zweite Ausbildungsphase sollte in einem den vhs-Landesverbänden unterstellten Seminar 
absolviert werden.
— Mittelfristig können Kombinationen mit dem Ausbildungsgang für Lehrer gefunden 
werden; die zweite Ausbildungsphase würde dann an einem — entsprechend auszustatten-
den — Studienseminar erfolgen. Die Absolventen könnten sowohl in der Schule, als auch in 
einem Institut der Weiterbildung arbeiten. Diese Doppelqualifikation scheint wichtig vor 
dem Hintergrund, daß es bisher nur vereinzelt Stellen für hauptberufliche Weiterbildungs-
lehrer gibt.
— Kurzfristig könnte bewährten und erfahrenen Mitarbeitern in der Weiterbildung, insbe-
sondere Lehrern an öffentlichen Schulen, der Vorschlag gemacht werden, sich ganz oder 
teilweise an ein Institut der Weiterbildung abordnen zu lassen. Die freiwerdenden Kapazi-
täten an den Schulen könnten mit Berufsanfängern besetzt werden. Damit wäre ein Beitrag 
zur Verminderung der Lehrer-Arbeitslosigkeit geleistet.


	Elternmitwirkung - Mitverwaltung oder Miterziehung? Anmerkungen zu einer notwendigen Diskussion
	I. Einleitung 
	II. Warum sollen Eltern mitwirken? 
	III. Wie können Eltern mitwirken? 
	IV. Wie und wo wirken Eltern mit? 
	V. Wie läßt sich die Mitwirkungsfähigkeit und -bereitschaft der Eltern fördern? 
	VI. Resümee und Perspektive: Für eine erziehungsnahe Elternmitwirkung 

	Verwaltete Partizipation Die Lehrerbeteiligung an der Lehrplanreform
	Vorbemerkung 
	Zur Funktion von Lehrerpartizipation an der Curriculumplanung 
	Hypothesen über die Bedingungen und Folgen von unterschiedlich intensiver Lehrerpartizipation an der reformierten Unterrichtsplanung 

	Der Beitrag der Kultusministerkonferenz zur Berufsorientierung in der Schule
	Weiterbildungslehrer an Volkshochschulen

